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1 Einleitende Bemerkungen 

Bei der Verabschiedung des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282) 
— in diesem Bericht „Fluglärmgesetz" genannt — 
hat  der Deutsche Bundestag im Dezember 1970 die 
Bundesregierung ersucht, bis zum 1. Oktober 1972 
einen Bericht über die Erfahrungen vorzulegen, die 
sich aus der Anwendung des Gesetzes ergeben ha-
ben (Sitzungsprotokoll der 87. Sitzung vom 16. De-
zember 1970 S. 4845 ff.). Die Bundesregierung hat un-
ter Bezugnahme auf diese Entschließung am 20. Ok-
tober 1972 dem Deutschen Bundestag einen „Zwi-
schenbericht über den Vollzug des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I 
S. 282)" zugeleitet (Drucksache VI/VII-1) und an-
gekündigt, der vom Parlament verlangte Erfah-
rungsbericht werde vorgelegt, nachdem das Gesetz 
vollzogen worden sei und ausreichende Erkenntnis-
se und Erfahrungen hätten gewonnen werden kön-
nen. Dann werde die Bundesregierung auch zur Fra-
ge einer Gesetzesnovellierung Stellung nehmen. 

Die Bundesregierung hat die Vorlage des Berichts 
auf Anfrage von Bundestagsabgeordneten mehrfach 
angekündigt (siehe z. B. Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. 
Friedmann und Genossen sowie der Fraktion der 
CDU/CSU vom 7. Juli 1977 — Drucksache 8/732; 
Antwort auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Pieroth [CDU/CSU] — Protokoll der 84. Sitzung am 
14. April 1978, Anlage 18 —). 

Wenn auch das Fluglärmgesetz noch nicht in allen 
Teilen vollzogen ist, so liegen heute doch hinrei-
chend Erkenntnisse und Erfahrungen vor, um eine 
fundierte Aussage darüber machen zu können, wo 
das Gesetz die Erwartungen erfüllt hat, und wo es 
verbessert werden sollte. Zur Vorbereitung des 
Berichtes hat die Bundesregierung Mitte vergange-
nen Jahres alle Stellen, die mit dem Vollzug des 
Gesetzes zu tun haben (Anlage 18) aufgefordert, 
über ihre Erfahrungen zu berichten. Bis Ende April 
1978 wurden zahlreiche und teilweise recht ein-
gehende Stellungnahmen abgegeben. Zu manchen 
Fragen des Gesetzes differieren die Äußerungen 
ganz erheblich; nicht selten werden dabei die unter-
schiedlichen Interessen der Berichtenden deutlich. 
Auch über den Stand des Vollzugs und die beim 
Vollzug entstandenen Probleme wird vielfach recht 
unterschiedlich berichtet. So werden z. B. in meh-
reren Äußerungen die Schwierigkeiten bei der Er-
stattung von Aufwendungen für baulichen Schall-
schutz nach § 9 des Gesetzes beklagt; während an-
dererseits etwa in einer recht detaillierten Stellung-
nahme der Vollzug dieses Teils des Gesetzes als 
„im wesentlichen problemlos" bezeichnet wird. 
Stark differieren etwa auch die Berichte über die 

Kosten des vorgeschriebenen baulichen Schallschut-
zes: Nach den Berechnungen der einen reicht der 
Erstattungshöchstbetrag aus, nach den Angaben der 
anderen ist der zwei- bis dreifache Betrag zur Ko-
stendeckung erforderlich. Den einen sind z. B. die 
im Gesetz vorgesehenen Beschränkungen in der bau-
lichen Planung zu weitgehend, den anderen hin-
gegen nicht ausreichend. 

In diesem Bericht sollen die vorliegenden Erfahrun-
gen in ihrer Breite wertend erfaßt werden. Dafür 'ist 
freilich nur in einem selbständigen Fluglärmbericht 
Raum; es wurde daher die ursprüngliche Absicht 
aufgegeben, den Fluglärmbericht im Rahmen des 
Immissionsschutzberichtes nach § 61 BlmschG zu 
erstatten. 

In einem ersten Abschnitt des Berichtes wird die 
Entstehungsgeschichte des Gesetzes in ihren wich-
tigsten Stationen dargestellt und damit verdeutlicht, 
daß dem Gesetz von vorneherein eine recht be-
grenzte Zweckbestimmung gegeben worden war. An 
dieser Zweckbestimmung — und nicht an den hohen 
Erwartungen, die verschiedentlich an das Gesetz ge-
knüpft werden, im Gesetzesinhalt aber keine Grund-
lage haben — sollte gerechterweise das mit dem 
Gesetzesvollzug Erreichte gemessen werden. 

Es folgt eine Auflistung der wichtigsten Maßnahmen, 
die von den für den Vollzug des Gesetzes verant-
wortlichen Stellen getroffen worden sind. 

Welche außerordentlichen wissenschaftlich-admini-
strativen Schwierigkeiten einem raschen Gesetzes-
vollzug entgegenstanden, soll in einem weiteren 
Abschnitt verdeutlicht werden. Die erarbeiteten Pro-
blemlösungen dürfen wohl über die nationalen 
Grenzen hinaus als Pionierleistung verstanden wer-
den. 

In dem folgenden, zentralen Abschnitt des Berichtes 
wird der aktuelle Stand des Gesetzesvollzugs im 
einzelnen kritisch gewürdigt, werden Schwächen 
des Gesetzes und der konkretisierenden Regelungen 
offengelegt und Vorschläge für eine Beseitigung der 
Mängel unterbreitet. 

Der letzte Teil enthält eine. Zusammenfassung der 
Ergebnisse und eine abschließende Würdigung. 

Dieser Bericht markiert eine Station im Bemühen 
um die Entlastung der Bevölkerung von Fluglärm. 
Seit dem Inkrafttreten des Fluglärmgesetzes sind 
durch viele Einzelmaßnahmen Erfolge in diesem 
Bemühen erzielt worden. Von einer befriedigenden 
Situation sind wir indessen noch weit entfernt. Soll 
dieses Ziel erreicht werden, bedarf es auch in Zu-
kunft des Einsatzes aller Verantwortlichen. 

Gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 16. Dezember 1970 — VI/1377 — zugeleitet mit Schrei-
ben des Bundesministers des Innern — U II 10-550 079/1 — vom 7. November 1978. 
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2 Entstehungsgeschichte des Gesetzes 

Im März 1966 brachten Abgeordnete aller Bundes-
tagsfraktionen den „Entwurf eines Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm in der Umgebung von Flug-
häfen" (Drucksache V/355) im Deutschen Bundestag 
ein. Gleichzeitig legten sie dem Bundestag einen 
Beschlußantrag vor, nach dem die Bundesregierung 
ersucht werden solle, „zum Schutz gegen Fluglärm 
in der Umgebung von Flugplätzen, die Zwecken der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der alli-
ierten Streitkräfte dienen, eine Regelung vorzube-
reiten, die dem vorgelegten Initiativentwurf zur 
gesetzlichen Regelung für die dem allgemeinen Ver-
kehr dienenden Flughäfen entspricht" (Drucksache 
V/356 [neu]) . 

Der Gesetzentwurf sah u. a. vor 

Festsetzung von jeweils drei Lärmzonen an Flug-
häfen — gekennzeichnet durch Schallpegel von 
72,67 und 62 dB (A) — durch die zuständigen 
Landesbehörden nach Maßgabe einer allgemei-
nen Regelung des Bundes, 

— abgestufte Beschränkungen der baulichen Nut-
zung in den drei Lärmzonen, 

— freiwillige, durch Entschädigung geförderte Über-
tragung des Eigentums an Grundstücken in der 
am stärksten belasteten Lärmzone 1 auf den 
Flughafenunternehmer, 

— Aufwendungsersatz für baulichen Schallschutz in 
Lärmzone 2, 

— vorübergehenden Mietpreisausgleich bei Wegzug 
eines Mieters aus der Lärmzone 1 in eine Woh-
nung außerhalb der Lärmzonen. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Bestimmungen 
über Lärmzonen mit unterschiedlichen Rechtsfolgen 
wurden im wesentlichen mit einer Bezugnahme auf 
das „Göttinger Fluglärmgutachten 1965" begründet 
(Fluglärm, seine Messung und Bewertung, seine Be-
rücksichtigung bei der Siedlungsplanung, Maßnah-
men zu seiner Minderung: Gutachten erstattet im 
Auftrage des Bundesministers für Gesundheits-
wesen von W. Bürck, München; M. Grützmacher, 
Braunschweig; F. J. Meister, Düsseldorf; E.-A. Mül-
ler, Göttingen; Sekretär K. Matschat, Göttingen). 
Dieses Gutachten habe „die neuesten medizinischen 
Erkenntnisse über die Wirkung von Geräuschen auf 
den menschlichen Organismus und die ausländi-
schen Erfahrungen in der Bewertung des Fluglärms 
auf breitester Grundlage berücksichtigt". 

Die zuständigen Ausschüsse des Bundestages setz-
ten sich in der V. Legislaturperiode eingehend mit 
der Fluglärmproblematik auseinander. So hat z. B. 
der federführende Ausschuß für Gesundheitswesen 
den Gesetzentwurf in 15 Sitzungen beraten, zahl-
reiche Sachverständige und Betroffene angehört 
sowie Informationsfahrten zu mehreren Flugplätzen 

unternommen. Im Laufe der parlamentarischen Be-
ratungen wurde der Entwurf wesentlich umgestal-
tet. So wurde z. B. die Zahl der „Lärmzonen" von 
drei auf zwei reduziert, die Zuständigkeit für die 
Festsetzung der „Lärmzonen" wurde von den Bun-
desländern auf den Bund (Bundesminister für Ver-
kehr, Bundesminister der Verteidigung) übertragen, 
die Enteignung gegen Entschädigung auf Verlangen 
des Grundstückseigentümers und der Mietpreisaus-
gleich wurden fallengelassen, der militärische Be-
reich wurde in die gesetzliche Regelung einbezogen 
und ein Abschnitt mit umweltschutzorientierten Än-
derungen des Luftverkehrsgesetzes hinzugefügt. 

Der Deutsche Bundestag verabschiedete den Gesetz-
entwurf im Juni 1969. Der Bundesrat stimmte in 
einigen — den Kern des Gesetzes freilich nicht be-
rührenden — Punkten dem Entwurf nicht zu und 
rief den Vermittlungsausschuß an. Dieser sprach sich 
im Juli 1969 für die Änderungsvorschläge des Bun-
desrates aus. Vor Ablauf der V. Legislaturperiode 
konnte der Bundestag nicht mehr über den Gesetz-
entwurf entscheiden. 

Im Oktober 1969 wurde der Gesetzentwurf erneut 
ins Parlament eingebracht, und zwar von den Frak-
tionen der SPD und FDP in der vom Bundestag 
im Juni 1969 beschlossenen Fassung (Drucksache 
VI/4 — neu —) und von der CDU/CSU-Fraktion in 
einer Fassung, die sich an den Beschluß des Ver-
mittlungsausschusses anlehnte (Drucksache VI/7). 

In der VI. Legislaturperiode ergaben sich nur noch 
Änderungen von geringerer Bedeutung. So sollten 
nunmehr nicht die beiden Fachminister sondern 
der Bundesminister des Innern — im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Verteidigung bzw. dem 
Bundesminister für Verkehr — für die Festsetzung 
der Lärmschutzbereiche verantwortlich sein, damit 
„eine fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den be-
teiligten Ministerien, die unterschiedliche Interessen 
zu wahren haben, erreicht" und „eine einheitliche 
Praxis bei der Festsetzung der Lärmschutzbereiche 
im zivilen und militärischen Bereich sichergestellt" 
werde. Die Fraktionen einigten sich auf eine ge-
meinsame Fassung des Gesetzentwurfs. Der feder-
führende Innenausschuß brachte seine Auffassung 
deutlich zum Ausdruck, daß das Fluglärmgesetz nur 
begrenzten Erwartungen gerecht werden könne. In 
der abschließenden Beratung im Oktober 1970 stellte 
der Ausschuß u. a. fest: 

„Der Ausschuß sieht in der vorgesehenen gesetz-
lichen Reglung einen wichtigen Schritt zur Lösung 
des durch die sprunghafte Entwicklung des Luftver-
kehrs und die weitgehende Umstellung auf Strahl-
triebwerke im zivilen und militärischen Bereich 
hervorgerufenen Fluglärmproblems. Er ist sich be-
wußt, daß die vorliegende Regelung das Problem 
nicht in seinem ganzen Umfang zu lösen vermag. 
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Eine ' umfassende Lösung würde jedoch eine Fülle 
schwieriger technischer, planerischer, finanzieller 
und rechtlicher Fragen aufwerfen, durch die die 
Verabschiedung des Gesetzes erheblich verzögert, 
wenn nicht sogar in dieser Legislaturperiode un-
möglich gemacht würde. Der Innenausschuß hat des-
halb nach eingehender Beratung die Überzeugung 
gewonnen, daß es angesichts der Dringlichkeit des 
Problems im Interesse der betroffenen Bevölkerung 
notwendig ist, das Gesetz auf der Grundlage der 
vorliegenden Entwürfe rasch zu verabschieden, ins-
besondere um ein weiteres Her anwachsen von 
Wohnsiedlungen an die Flugplätze zu verhindern. 
Das Gesetz kann aber nur s als erster Schritt ange-
sehen werden, dem je nach den gewonnenen Erfah-
rungen weitere folgen müssen." 

Der Innenausschuß unterstrich seine Überzeugung, 
auf dem mit dem Fluglärmgesetz begonnenen Wege 
müsse nach Sammlung von Erfahrungen weiterge-
schritten werden, mit der Vorlage eines Entschlie-
ßungsantrages folgenden Inhalts: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) bis zum 1. Oktober 1972 dem Bundestag einen 
Bericht über die Erfahrungen vorzulegen, die 
sich aus der Anwendung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm ergeben haben. Der Be-
richt soll insbesondere auch die Auffassungen 
und Stellungnahmen der vom Fluglärm betrof-
fenen Bevölkerung und Gemeinden sowie der 
Flugplatzhalter und der Luftfahrzeughalter wie-
dergeben. Die ausländischen Erfahrungen mit 
Gesetzen gegen den Fluglärm sollen in diesem 
Bericht vergleichend betrachtet und ausgewer-
tet werden, 

b) gegebenenfalls den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vorlegen." 

Der Haushaltsausschuß stellte im November 1970 
fest, der Gesetzentwurf sei mit der Haushaltslage 
vereinbar. Er ging dabei — bezogen auf das Jahr 
1975 — von Kosten im zivilen Bereich in Höhe von 
etwa 74 Millionen DM, im militärischen Bereich in 
Höhe von etwa 158 Millionen DM aus, von denen 
etwa 8 Millionen DM auf die nationalen Flugplätze 
der Stationierungsstreitkräfte entfielen. 

Im Dezember 1970 verabschiedete der Deutsche 
Bundestag das Fluglärmgesetz mit den Stimmen 
aller im Bundestag vertretenen Parteien; desglei-
chen wurde der Entschließungsantrag des Innen-
ausschusses angenommen (Sitzungsprotokoll der 
87. Sitzung vom 16. Dezember 1970, S. 4845 ff.). Nach 
Zustimmung des Bundesrates wurde das Fluglärm-
gesetz am 30. März 1971 verkündet (BGBl. I S. 282, 
am 3. April 1971 trat es in Kraft ;  

Das Gesetz hat der Bundesregierung eine Reihe neu-
artiger, schwieriger und aufwendiger Aufgaben auf-
erlegt. Sie hat diese Aufgaben ohne Verzug in An-
griff genommen, eine Gesamtkonzeption zum Voll-
zug des Gesetzes entwickelt und mit den Ländern 
abgestimmt, Aufträge an Wissenschaftler erteilt zur 
Erarbeitung der erforderlichen wissenschaftlich-
technischen Grundlagen usw. Am 20. Oktober 1972 
hat die Bundesregierung den Deutschen Bundestag 
durch einen Zwischenbericht über den Stand der 
Arbeiten über den Vollzug des Fluglärmgesetzes un-
terrichtet (BT-Drucksache VI/VII/1). 

3 Maßnahmen zur Durchführung des Gesetzes 

3.1 Rechtsverordnungen 

3.1.1 

Verordnung über bauliche Schallschutzanforderun-
gen nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
(Schallschutzverordnung — SchallschutzV) vom 
5. April 1974 (BGBl. I S..903). Die Vorschrift legt 
die Anforderungen fest, denen bauliche Schall-
schutzmaßnahmen bei der Errichtung von Wohnun-
gen sowie von Krankenhäusern, Altenheimen, Er

-

holungsheimen, Schulen und ähnlichen in gleichem 
Maße schutzbedürftigen Einrichtungen nach dem 
Fluglärmgesetz entsprechen müssen (§§ 6, 7 Flug-
lärmgesetz). Darüber hinaus hat die Verordnung 
auch Bedeutung für die Beurteilung von nachträg-
lichem baulichen Schallschutz an bestehenden Ge-
bäuden, für die Erstattungen nach § 9 Fluglärm

-

gesetz gewährt werden: Die Aufwendungen werden 
nur erstattet, soweit sich die Maßnahmen „im Rah-
men" der Verordnung halten (siehe hierzu Num-
mer 3.3.3 und Nummer 5.7). 

3.1.2 

Verordnung zur Änderung des Höchstbetrages der 
Erstattung von Aufwendungen für Schallschutzmaß-
nahmen auf Grund des Gesetzes zum Schutz ge-
gen Fluglärm (SchallschutzerstattungsV 77) vom 
11. August 1977 (BGBl. I S. 1553). Die Verordnung 
setzt den Höchstbetrag für die Erstattung von Auf-
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 
bei Wohngebäuden, der sich nach § 9 Abs. 3 Satz 2 
Fluglärmgesetz auf 100 DM belief, auf 130 DM je 
Quadratmeter Wohnfläche fest. 
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3.1.3 

Verordnungen über die Festsetzung von Lärmschutzbereichen für Verkehrsflug-
häfen: 

Verkehrsflughafen 
Datum der Verordnung; 

Fundstelle Niederlegungsstelle der Karte im Maßstab 1 : 5 000 

Düsseldorf 4. März 1974 Regierungspräsident Düsseldorf 
BGBl. I S. 657 Cecilienallee 2 

4000 Düsseldorf 30 

Bremen 28. Mai 1974 Kataster- und Vermessungsverwaltung 
BGBl. I S. 1201 der Freien Hansestadt Bremen 

Große Weserbrücke 4 

2800 Bremen 

Nürnberg 29. Juli 1974 Vermessungsamt Nürnberg 
BGBl. I S. 1611 Flaschenhofstraße 53 

8500 Nürnberg 

Hannover-Langenhagen 22. Januar 1975 Stadt Langenhagen — Ordnungsamt — 
BGBl. I S. 299 Langenforther Platz 1 

3012 Langenhagen 

Stuttgart 21. November 1975 Landesvermessungsamt Baden-Württemberg 
BGBl. I S. 2891 Büchsenstraße 54 

 7000 Stuttgart 1 

Köln/Bonn 1. Dezember 1975 Regierungspräsident Köln 
BGBl. I S. 2953 Zeughausstraße 4-8 

5000 Köln 

Hamburg (Fuhlsbüttel) 24. Mai 1976 Staatsarchiv der Freien und Hansestadt 
BGB1. I S. 1309 Hamburg 

ABC-Straße 19 

2000 Hamburg 36 

München (Riem) 1. September 1976 Vermessungsamt München 
BGBl. I S. 2629 Oettingenstraße 1 

8000 München 22 

Saarbrücken 23. Mai 1977 Oberbürgermeister der Landeshauptstadt 
BGBl. I S. 769 Saarbrücken 

Rathaus 

6600 Saarbrücken 
Frankfurt/Main 5. August 1977  

BGBl. I S. 1532 Katasteramt Frankfurt am Main 
Börsenstraße 2-4 

6000 Frankfurt am Main 
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3.1.4 Verordnungen über die Festsetzung von Lärmschutzbereichen für militärische Flugplätze 

militärischer Flugplatz 
Datum der Verordnung; 

Fundstelle 
Niederlegungsstelle der Karte im Maßstab 1 : 5 000 

Leipheim 29. Juli 1974 Vermessungsamt Günzburg 
BGBl. I S. 1614 Augsburger Straße 1 

8870 Günzburg 

Nörvenich 28. Oktober 1974 Regierungspräsident Köln 
BGBl. I S. 3102 Zeuhausstraße 4-8 

5000 Köln 

Memmingen 23. Juni 1975 Vermessungsamt Memmingen 
BGBl. I S. 1490 Bismarckstraße 1 

8940 Memmingen 

Gütersloh 23. Juni 1975 Regierungspräsident Detmold 
BGBl. I S. 1483 Leopoldstraße 13-15 

4930 Detmold 

Bremgarten 4. Juli 1975 Staatliches Vermessungsamt 
BGBl. I S. 1849 Bismarckallee 22 

 7800 Freiburg 

Erding 18. November 1975 Vermessungsamt Erding 
BGBl. I S. 2861 Dorfener Straße 15 

8058 Erding 

Neuburg a. d. Donau 25. November 1975 Vermessungsamt Donauwörth 
BGBl. I S. 2905 Sallingerstraße 2 

8850 Donauwörth 	 . 

Söllingen 27. November 1975 Landesvermessungsamt Baden-Württemberg 
BGBl. I S. 2928 — Außenstelle — 

Kapellenstraße 17 

7500 Karlsruhe 

Hopsten 26. Mai 1976 Regierungspräsident Münster 
BGBl. I S. 1325 Domplatz 1 

4400 Münster 

Zweibrücken 5. August 1976 Stadtverwaltung Zweibrücken 
BGBl. I S. 2069 Herzogplatz 1 

6660 Zweibrücken 
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militärischer Flugplatz 
Datum der Verordnung; 

Fundstelle 
Niederlegungsstelle der Karte im Maßstab 1 : 5 000 

Pferdsfeld  20. August 1976 Kreisverwaltung Bad Kreuznach 
BGBl. I S. 2394 Salinenstraße 47 

6550 Bad Kreuznach 

Wittmundhafen 3. September 1976 Ordnungsamt des Landkreises Wittmund 
BGBl. I S. 2708 Am Markt 9 

2944 Wittmund 

Lechfeld 23. November 1976 Vermessungsamt Augsburg 
BGBl. I S. 3237 Holbeinstraße 10 

8900 Augsburg 

Jever 22. Dezember 1976 Ordnungsamt des Landkreises Friesl and 
BGBl. I S. 3811 Lindenallee 1 

2942 Jever 

Michel  22. Dezember 1976 Kreisverwaltung Cochem-Zell 
BGBl. I S. 3829 Moselstraße 2 

5590 Cochem 

Ramstein 22. Dezember 1976 Kreisverwaltung Kaiserslautern 
BGBl. I S. 3818 Lauterstraße 8 

6750 Kaiserslautern 

Laarbruch 15. April 1977 Regierungspräsident Düsseldorf 
BGBl. I S. 585 Cecilienallee 2 

4000 Düsseldorf 

Hahn 24. November 1977 Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises 
BGBl. I S. 2265 Ludwigstraße 3-5 

6540 Simmern 

Leck 6. März 1978 Landrat des Kreises Nordfriesland 
BGBl. I S. 376 Marktstraße 

2250 Husum 

Bitburg und Spangdahlem 17. Juli 1978 Kreisverwaltung Bitburg-Prüm 
BGBl. I S. 1041 Trierer Straße 1 

5520 Bitburg 
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3.1.5 Stand der Vorbereitung von Verordnungen für noch festzusetzende Lärmschutzbereiche an 
militärischen Flugplätzen 

(siehe Tabelle 1) 

Tabelle 1 

Stand der Vorbereitungsarbeiten an den noch festzusetzenden 
Lärmschutzbereichen 

Stand: Oktober 1978 

Militärische 	Datenerfassung Flugplätze 	  Berechnung Kartografie  
Abstimmung 
Bund/Land BR-Drucksache Nummer 

Nordhorn 	 abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen 	372/78 
vom 30. August 1978 

Eggebek 	 abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen eingeleitet 	— 

Siegenburg 	 . abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen eingeleitet 	— 

Oldenburg 	 abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen eingeleitet 	— 

Fürstenfeldbruck abgeschlossen abgeschlossen abgeschlossen eingeleitet 	— 

Brüggen 	 abgeschlossen eingeleitet — — 	 — 

Wildenrath 	 abgeschlossen eingeleitet — — 	 — 

Husum 	 abgeschlossen eingeleitet — — 	 — 

Schleswig-Jagel eingeleitet — — — 	 — 

Ingolstadt 	 eingeleitet — — — 	 — 

3.2 Bekanntmachungen 

3.2.1 

Bekanntmachung des Datenerfassungssystems für 
die Ermittlung von Lärmschutzbereichen an zivilen 
Flugplätzen nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm — DES — vom 27. Februar 1975 GMBl. 
S. 127. 

3.2.2 

Bekanntmachung des Datenerfassungssystems für 
die Ermittlung von Lärmschutzbereichen an militäri-
schen Flugplätzen nach dem Gesetz zum Schutz ge-
gen Fluglärm — DES-MIL — vom 27. Februar 1975 
GMBl. S. 145. 

3.2.3 

Bekanntmachung der Anleitung zur Berechnung von 
Lärmschutzbereichen an zivilen und militärischen 
Flugplätzen nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm — Anleitung zur Berechnung (AzB) — vom 
27. Februar 1975 GMBl. S. 162. 

3.3 Berichte 

3.3.1 

Zwischenbericht über ,den Vollzug des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I 
S. 282), dem Deutschen Bundestag  übersandt am 
20. Oktober 1972 (BT-Drucksache VI/VII-1). 

3.3.2 

Bericht der Bundesregierung über die Prüfung der 
Höhe 'des nach § 9 Abs. 3 Fluglärmgesetz festgesetz-
ten Erstattungshöchstbetrages von 100 DM je Qua-
dratmeter Wohnfläche für Aufwendungen durch 
bauliche Schallschutzmaßnahmen vom 15. Januar 
1976 (BT-Drucksache 7/4580). 

3.3.3 

Bericht des Bundesministers des Innern an den In-
nenausschuß des Deutschen Bundestages über Fra-
gen des baulichen Schallschutzes bei der Erstattung 
von Aufwendungen nach § 9 des' Fluglärmgesetzes 
vom 7. Juni 1977 (Anlage 1). 
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3.4 Maßnahmen nach dem Luftverkehrsgesetz 

Das Fluglärmgesetz hat in § 15 zur Verbesserung des 
aktiven Schallschutzes eine Reihe von Änderungen 
des Luftverkehrsgesetzes herbeigeführt. Zum Voll-
zug dieser Vorschriften sind folgende Maßnahmen 
getroffen worden: 

3.4.1 Meßeinrichtungen 

An allen Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienver-
kehr angeschlossen sind, haben die Flughafenunter-
nehmer Anlagen zur fortlaufend registrierenden 
Messung der durch die an- und abfliegenden Luft-
fahrzeuge entstehenden Geräusche eingerichtet und 
betrieben. 

3.4.2 Flugbeschränkungen 

An allen großen Verkehrsflughäfen, die dem Flug-
linienverkehr angeschlossen sind, wurde durch An-
ordnung von Einschränkungen des Flugbetriebs eine 
erhebliche Entlastung der Bevölkerung von Flug-
lärm erzielt. Die jeweiligen Maßnahmen orientieren 
sich an der spezifischen Situation des einzelnen Flug-
hafens. Es handelt sich vor allem um die lärmgün-
stige Führung der An- und Abflugstrecken, um lärm-
arme Flugverfahren und Nachtflugbeschränkungen. 

Ein Beispiel für wirksame Schutzmaßnahmen an 
einem dichtbesiedelten Flughafen bildet die „Be-
schränkung des Nachtflugbetriebes auf dem Ver-
kehrsflughafen München (Riem)" (siehe Anlage 2). 
Eine Ubersicht über die an den Verkehrsflughäfen 
geltenden Regelungen enthält der Bericht der Ar-
beitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (sie-
he Anlage 3). 

Auch im militärischen Bereich wurden große An-
strengungen unternommen, durch Flugbeschränkun-
gen im Inland zu einer Minderung der Lärmbelästi-
gung der Bevölkerung zu gelangen, ohne die Ab-
wehrbereitschaft der fliegenden Streitkräfte zu be-
einträchtigen. Um welche Maßnahmen es sich dabei 
handelt, geht aus der Umweltdokumentation des 
Bundesministeriums der Verteidigung hervor (siehe 
Anlage 4). 

3.4.3 Lärmschutzeinrichtungen 

— Zur Dämmung des Lärms von Flugzeugen am Bo-
den, insbesondere während ihrer technischen 
Wartung, sind an einigen größeren Verkehrsflug-
häfen Schutzmaßnahmen baulicher Art — wie 
z. B. Lärmschutzwände — getroffen worden. Ein-
zelheiten ergeben sich aus Tabelle 2, die auf An-
gaben der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Ver-
kehrsflughäfen beruht: 

Einrichtungen zur Lärmdämmung beim Betrieb von Luftfahrzeugen 

Flughafen Art der Ein

-

richtung(en) 
Anschaffungs

-

kosten 

Kosten/Jahr 
für Betrieb und 
Unterhaltung 

Heranziehung 
der Benutzer 
zur Kosten

-

ragung — be

-

sondere Gebüh-
renordnung — 

Bemerkungen 

Bremen ... - — — — — 

Frankfurt .. Lärmschutz- ca. gering nein Verlängerung der Lärm- 
wand (760 m) 3 000 000 DM schutzwand auf 1 200 m ist 

vorgesehen. Kosten dafür 
ca. 2 000 000 DM 

Hamburg, . . Lärmschutz- ca. — — Eine Lärmschutzhalle 	auf 
anpflanzungen 200 000 DM dem Gelände der Luftwerft 

ist von einer Gesellschaft 
der Freien und Hansestadt 
Hamburg errichtet und an 
die Lufthansa vermietet 
worden. Die Lärmschutz- 
halle steht gegen Entgelt 
auch anderen Luftverkehrs- 
gesellschaften für Prüfläufe 
zur Verfügung. 

Hannover . — — — — 
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Flughafen Art der Ein

-

richtung(en) 
Anschaffungs

-

kosten 

Kosten/Jahr 
für Betrieb und 
Unterhaltung 

Heranziehung 
der Benutzer 
zur Kosten

-

ragung — be

-

sondere Gebüh-
renordnung — 

Bemerkungen 

Köln/Bonn a) Lärmschutz- a) 186 346 DM a) rd. Ja. Gebühren- Die am Flughafen statio- 
wand für 3 727 DM ordnung für vierte Flugbereitschaft 
Triebwerk- - Sonderleistun- BMVG benutzt auch sog. 
standläufe gen. Es wer- „Muffler" für den Flug- 

b) Muffler — b) — b) — den pro Stunde zeugtyp HFB-320. 
siehe 3.5 — für kleinere 

Luftfahrzeuge. 
95 DM und für 
größere 	Luft- 
fahrzeuge 135 
DM berechnet. 

München .. Lärmschutz- 1 324 614 DM 3 664 DM Ja; je angefan- Seit Inbetriebnahme der 
wand +11 % MWSt gene Stunde Lärmschutzwand haben die 

werden für Beschwerden über Belästi- 
Luftfahrzeuge gungen durch Triebwerks- 

bis 5,7 t Probeläufe 	nahezu 	aufge- 

30 DM hört. 

5,7 bis 14t 
60 DM 

14 bis 100 t 
90 DM 

über 100 t 
140 DM 

berechnet. 

Nürnberg . . — — — - Triebwerkprobeläufe finden 
nur in Ausnahmefällen un- 
ter weitestmöglicher Aus- 
sparung von Nachtstunden 
statt. Lärmschutzeinrichtun- 
gen sind daher nicht vor- 
handen. 

Saar- — — — Es besteht keine Notwen- 
brücken ... digkeit für Lärmschutzein- 

richtungen. 

Stuttgart . . — — — — — 

— Auf allen Flugplätzen der Bundeswehr, für die 
Lärmschutzbereiche nach dem Fluglärmgesetz 
festzusetzen sind, sowie auf dem militärischen 
Flugplatz Faßberg gibt es heute Lärmschutzhal-
len. Dabei ist jeweils eine besondere Hallenein-
heit errichtet für Testläufe von Flugzeugen und 
für die Wartung ausgebauter Triebwerke. Alle 
lärmintensiven Wartungsarbeiten auf dem Flug-
platz müssen in den Lärmschutzhallen verrich-
tet werden. Die Kosten für diese Einrichtungen 
betrugen etwa 6,2 Millionen DM je Flugplatz. 

Auf den vom Fluglärmgesetz erfaßten Flugplät-
zen der amerikanischen und britischen Streit-
kräfte sind entsprechende bauliche Lärmschutz-
anlagen errichtet; die Errichtungskosten haben 
die ausländischen Streitkräfte übernommen. Bis 
heute fehlt eine Lärmschutzhalle am Flugplatz 
Söllingen, der von kanadischen Streitkräften be-
legt ist. Der Bundesminister der Verteidigung 
bemüht sich seit geraumer Zeit darum, daß auch 
in Söllingen eine entsprechende Einrichtung ge-
schaffen wird. 
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3.4.4 Landegebühren 

Durch Staffelung der Landegebühren an Verkehrs-
flughäfen nach der Geräuschemission der Flugzeuge 
und durch unterschiedliche Behandlung der lauten 
und der leiseren Flugzeuge bei der Entscheidung 
über Nachtflugbeschränkungen sind gewisse Anreize 
geschaffen worden, laute Flugzeuge vorzeitig aus-
zumustern oder doch mit leiseren Triebwerken zu 
versehen (Anlage 19). 

3.4.5 Überschallflugverbot 

Flüge ziviler Luftfahrzeuge mit Überschallgeschwin-
digkeit über dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland sind verboten worden: 

Fünfte Verordnung zur Änderung der Luftverkehrs-
ordnung (LuftVO) vom 28. November 1975 (BGBl. I 
S. 2951). 

3.4.6 Beschränkung des Sportflugbetriebs 

Der Flugbetrieb mit Leichtflugzeugen und Motor-
seglern an stärker frequentierten Landeplätzen ist 
während der besonders schutzbedürftigen Tageszei-
ten sowie an Wochenenden eingeschränkt worden; 

durch Benutzungsvorteile für leisere Flugzeuge be-
steht ein Anreiz zum Erwerb solcher umweltfreund-
lichen Produkte: 

Verordnung über die zeitliche Einschränkung des 
Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen und Motorseg-
lern an Landeplätzen vom 16. August 1976 (BGBl. I 
S. 2216). 

3.4.7 Beratender Ausschuß 

Bei dem Bundesminister des Innern und dem Bun-
desminister für Verkehr ist nach § 32 a des Luft-
verkehrsgesetzes ein Beratender Ausschuß gebildet 
worden, dem Vertreter der Wissenschaft, der Tech-
nik, der Flugplatzhalter, der Fluggesellschaften, der 
kommunalen Spitzenverbände, der Bundesvereini-
gung gegen Fluglärm, der Kommissionen nach § 32 b 
des Luftverkehrsgesetzes, der Luftfahrtbehörden und 
der von der Landesregierung bestimmten obersten 
Landesbehörden angehören. Aufgabe des Ausschus-
ses ist es, den Bundesminister für Verkehr und den 
Bundesminister des Innern beim Erlaß von Rechts-
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften aufgrund des Luftverkehrsgesetzes, soweit 
sie dem Schutz gegen Fluglärm und gegen Luft-
verunreinigungen durch Luftfahrzeuge dienen, zu 
beraten. 

3.4.8 Fluglärmkommissionen 

An allen Verkehrsflughäfen, für die ein Lärmschutz-
bereich nach dem Fluglärmgesetz festzusetzen ist, 
sind nach § 32 b des Luftverkehrsgesetzes Kommis-
sionen zur Beratung der Genehmigungsbehörden 
über Maßnahmen zum Schutz gegen Fluglärm ge-
bildet worden. Dein Kommissionen gehören jeweils 
an: 

— Vertreter der vom Fluglärm in der Umgebung 
des Flugplatzes betroffenen Gemeinden, 

— Vertreter der Bundesvereinigung gegen Flug-
lärm, 

— Vertreter der Luftfahrzeughalter, 
— Vertreter der für die Flugverkehrskontrolle zu-

ständigen Behörde, 
— Vertreter des Flugplatzhalters, 
— Vertreter der von der Landesregierung be -

stimmten obersten Landesbehörde. 

3.5 Interpretative Äußerungen 

In den vergangenen zwei Jahren hat sich der Bun-
desminister des Innern in mehreren Schreiben zur 
Auslegung einzelner Bestimmungen des Fluglärm-
gesetzes geäußert. Auszüge dieser Schreiben, die 
allen für den Immissionsschutz zuständigen obersten 
Landesbehörden zugegangen sind, sind als Anlagen 
5-10 beigefügt. Im einzelnen handelt es sich um 
folgende Themen: 

— Schallschutzmaßnahmen bei Wohngrundstücken, 
die den britischen Streitkräften überlassen sind 
(Anlage 5), 

— weitergehende entschädigungsrechtliche Maßnah-
men nach § 16 Fluglärmgesetz (Anlage 6), 

— Zeitpunkt der Entstehung des Anspruches auf 
Erstattung von Aufwendungen für baulichen 
Schallschutz nach § 9 Abs. 1 Fluglärmgesetz (An-
lage 7), 

— Berechnung der Wohnfläche nach § 9 Abs. 3 
Fluglärmgesetz (Anlage 8), 

— Vorbescheid über die Erstattungsfähigkeit von 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnah-
men im Hinblick auf eine mögliche Reduzierung 
des Lärmschutzbereichs (Anlage 9), 

— Wahrung der Frist des § 9 Abs. 1 Satz 3 Flug-
lärmgesetz (Anlage 10). 

3.6 Durchführungsvorschriften der Länder 

Baden-Württemberg 

— Verordnung der Landesregierung über die Zu-
ständigkeit für die Festsetzung von Entschädi-
gungen nach § 8 des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 11. Dezember 1973 (Gesetzbl. 
BaWü S. 1). 

— Verordnung des Innenministeriums über die Zu-
ständigkeit für die Festsetzung der erstattungs-
fähigen Aufwendungen nach § 10 des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm vom 20. November 
1973 (Gesetzbi. BaWü S. 1). 

Bayern 

— Verordnung über die Festsetzungsbehörden nach 
dem Schutzbereichgesetz, dem Luftverkehrsge- 
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setz und dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
vom 13. März 1972 (GVBl. S. 77). 

- Gesetz zur Ausführung des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 27. Juni 1972 (GVBl. S.,219). 

Bremen 

Bekanntmachung über die nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm zuständigen Behörden vom 
7. Mai 1974 (Amtsblatt der Freien Hansestadt Bre-
men, 1974, Seite 306). 

Hamburg 

- Anordnung zur Durchführung des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 13. Juli 1973 (Amt-
licher Anzeiger S. 903). 

- Zuständigkeits-Anordnung des Senats zur 
Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 20. Juli 1973 (Amtlicher Anzeiger 
Nr. 139) . 

- Verordnung über die Gebührenfreiheit bei Maß-
nahmen gegen Fluglärm vom 10. September 1974 
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 286) . 

Hessen 

- Gesetz über Zuständigkeiten nach dem Gesetz 
zum Schutz gegen Fluglärm vom 23. Mai 1973 
(GVBl. I S. 161). 

- Anordnung über die Zuständigkeit von Landes-
behörden nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 28. Februar 1973 (GVBl. I S. 89). 

- Planungs- und baurechtliche Vorschriften zum 
Schutz gegen Fluglärm im Immissionsbereich des 
Flughafens Frankfurt am Main vom 19. Februar 
1977 (StAnz. S. 1071) und vom 22. Februar 1977 
(StAnz. S. 554). 

Niedersachsen 

- Runderlaß vom 8. Juli 1975 über Erstattungen 
von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm 	(Niedersächsisches Ministerialblatt 
S. 1073 [siehe Anlage 111). 

- Bekanntmachung vom 8. Juli 1975 über zustän-
dige Behörden nach dem Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm (Niedersächsisches Ministerial-
blatt S. 1072) . 

Nordrhein-Westfalen 

- Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Ge-
setz zum Schutz gegen Fluglärm vom 19. Novem-
ber 1974 
(GV. NW. S. 1491/SGV. NW. 96). 

- Runderlaß des Innenministers vom 30. Juni 1976 
über Erstattung von Aufwendungen für bauliche 

Schallschutzmaßnahmen nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm 
(MBl. NW. S. 1638/SMBl. NW. 96). 

Rheinland-Pfalz 

- Landesverordnung über die zuständigen Behör-
den nach dem Gesetz zum Schutz gegen Flug- 

- lärm und nach § 19 Abs. 6 und § 29 Abs. 1 Satz 3 
des Luftverkehrsgesetzes vom 13. Januar 1976 
(GVBl. Nr. 3 vom 23. Januar 1976). 

- Richtlinien für die Erstattung von Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen nach den 
§§ 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz gegen Flug-
lärm (Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz vom 
23. August 1976). 

Schleswig-Holstein 

- Schleswig-Holsteinische Landesverordnung über 
die zuständigen Behörden nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 28. September 1973 
(GVBl. Schleswig-Holstein S. 333). 

3.7 Gerichtsentscheidungen 

- BGH-Urteil vom 15. Juni 1977 - VZR 44/75 - 
OLG Düsseldorf 
LG Düsseldorf 

BGB nach § 906; Gesetz zum Schutz gegen Flug-
lärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282) - 
FluglärmSchG 

„a) Die Lärmbelastung eines Grundstücks durch 
Fluglärm wird jedenfalls insoweit durch die 
Benutzung des Flughafengrundstücks her-
beigeführt und ist dem Flughafenunterneh-
men zuzurechnen, falls das beeinträchtigte 
Grundstück in dem nach §§ 2 ff. Fluglärm

-

SchG ausgewiesenen Lärmschutzbereich des 
Flughafens liegt. 

b) Zivilrechtliche Nachbaransprüche werden 
durch die planungsrechtlichen Regelungen 
des Fluglärmschutzgesetzes nicht unmittel-
bar berührt. 

c) Die äquivalenten Dauerschallpegel, die in § 2 
FluglärmSchG zur Abgrenzung der Schutz-
zonen im Lärmschutzbereich eines Flug-
hafens festgelegt sind, sind für _die Beurtei-
lung der Unzumutbarkeit im Sinne des § 906 
Abs. 2 Satz 2 BGB weder Grenz- noch Richt-
werte. 

d) Zur tatrichterlichen Feststellung der Lärm-
belästigung durch Fluglärm." 

- Verfassungsbeschwerde der Stadt Memmingen 
und weiterer drei Gemeinden gegen die Verord-
nung über die Festsetzung des Lärmschutzbe-
reichs für den militärischen Flugplatz Memmin-
gen vom 23. Juni 1977 - BGBl. I S. 1490; Akten-
zeichen d. BVerfG: BvR 584, 598, 599 und 604/76. 
Entscheidung ist noch nicht ergangen. 
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4 Allgemeine Vollzugsprobleme 

Während der Vollzug des Teils des Fluglärm-
gesetzes, der umweltschutzorientierte Änderungen 
des Luftverkehrsgesetzes enthält, keine unverhält-
nismäßigen Schwierigkeiten bereitete und im we-
sentlichen recht zügig verwirklicht werden konnte 
— eine entsprechende Aussage konnte die Bundes-
regierung bereits in ihrem Zwischenbericht vom 
Oktober 1972 (BT-Drucksache VI/VII-1) machen 
— begegnete die Erfüllung des Gesetzesauftrags, für 
ca. 45 zivile und militärische Flugplätze Lärmschutz-
bereiche festzusetzen, außerordentlich großen Pro-
blemen. Es kann hier nicht auf die Schwierigkeiten 
eingegangen werden, die sich konkret bei der Er-
mittlung und Festsetzung eines jeden einzelnen 
Lärmschutzbereichs in spezifischer Weise auch 
heute noch ergeben. Im folgenden sollen nur einige 
Problemkreise skizziert werden, mit denen sich die 
verantwortlichen Stellen generell zu befassen hat-
ten, ehe der erste Lärmschutzbereich festgesetzt 
werden konnte. 

— Nach dem Fluglärmgesetz ist für Größe und 
Form der beiden Schutzzonen nicht die aktuelle 
Geräuschsituation in der Umgebung eines Flug-
platzes maßgebend; entscheidend ist vielmehr 
der äquivalente Dauerschallpegel „unter Berück-
sichtigung von Art und Umfang des vorausseh-
baren Flugbetriebs auf der Grundlage des zu er-
wartenden Ausbaus des Flugplatzes" (§ 3 Flug-
lärmgesetz), also eine Lärmbelastung, die vor-
aussichtlich in der Zukunft — etwa in einem 
Jahrzehnt (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 1 Fluglärmgesetz) 
— eintreten wird. Eine solche zukünftige Lärm-
situation ist, vom nichtrealisierbaren Meßgeräte

-

aufwand ganz abgesehen, meßtechnisch nicht zu 
erfassen, auch nicht durch Messung der aktuel-
len Geräuschimmissionsbelastung, die nach dem 
Anhang zu § 3 Fluglärmgesetz mindestens ein 
ganzes Jahr dauern würde, und generelle Hoch-
rechnung, da sich die Lärmbelastung in der Um-
gebung eines bestimmten Flugplatzes im Laufe 
der Zeit höchst ungleichmäßig ändert. 

Angesichts dieser Sachlage ist es erforderlich, 
daß die lärmrelevanten Flugplatz- und Flugbe-
triebsdaten für jeden einzelnen Lärmschutzbe-
reich konkret und detailliert prognostiziert wer-
den. Dies bedeutet u. a., daß für jeden vom Flug-
lärmgesetz erfaßten Flugplatz genau angegeben 
wird, welche An- und Abflugstrecken mit wel-
chen Flugkorridoren existieren werden, welche 
Flugzeuge mit welchen Antriebsaggregaten zu 
welcher Zeit (Tag/Nacht), in welcher Zahl, auf 
welchen An- und Abflugstrecken mit welchen 
Flugverfahren verkehren werden. Die Prognosen 
bereiten dort besondere Schwierigkeiten, wo — 
wie vielfach im militärischen Bereich — auch 
außerhalb festgelegter An- und Abflugstrecken 
in Flugplatznähe geflogen wird. Im zivilen Be-
reich ist es besonders schwierig, die Entwick

-

lung des einzelnen Verkehrsflughafens und die 
zukünftige Zusammensetzung der dort verkeh-
renden Flugzeuge zu ermessen. 

— Aus den Grenzen der beiden Schutzzonen des 
Lärmschutzbereiches ergeben sich unmittelbar 
rechtliche und finanzielle Konsequenzen. So kön-
nen z. B. Differenzen im Grenzverlauf darüber 
entscheiden, ob auf einem Grundstück eine Woh-
nung nicht, ob sie nur mit aufwendigem Schall-
schutz gebaut werden darf, ob dem Eigentümer 
einer 100 qm-Wohnung 13 000 DM oder über-
haupt nichts für nachträglichen Schallschutz er-
stattet wird. Daraus folgt, daß besonders hohe 
Anforderungen an die Genauigkeit der Ermitt-
lung, der Festsetzung und Darstellung der Lärm-
schutzbereiche gestellt werden müssen. 

— An den etwa 45 zivilen und militärischen Flug-
plätzen, für die Lärmschutzbereiche festzusetzen 
sind, gibt es eine große Vielfalt unterschiedlicher 
Geräuschsituationen. Das verfassungsrechtliche 
Gleichbehandlungsgebot verlangt, daß bei glei-
cher Lärmbelastung ungleiche Konsequenzen für 
die Flugplatzanlieger vermieden werden. Es muß 
vielmehr sichergestellt werden, daß unabhängig 
davon, um welchen Flugplatz es sich handelt, 
und unabhängig davon, welche Stellen in die 
Ermittlung des jeweiligen Lärmschutzbereichs 
einbezogen sind, gleiche Lärmbelastung zu glei-
chem Schutz führt. Das Fluglärmgesetz selbst ge-
währleistet die Gleichbehandlung nicht. Zwar 
legt es den Rahmen für die Ermittlung der Lärm-
schutzbereiche fest, es läßt aber eine große Zahl 
von Fragen, die für Größe und Form der Lärm-
schutzbereiche relevant sind, ohne Antwort. 

— Damit eine Verordnung über die Festsetzung 
eines Lärmschutzbereichs wirksam werden kann, 
muß der Verlauf der Grenzen der Schutzzonen 
in Karten dargestellt sein, aus denen der Bürger 
entnehmen kann, welche Grundstücke betroffen 
sind. Gerade in den zumeist dünner besiedelten 
Gebieten, in denen militärische Flugplätze lie-
gen, mangelt es vielfach an den notwendigen 
Karten neueren Ausgabedatums, in die die er-
mittelten Schutzzonen eingetragen werden 
könnten. Teilweise existieren überhaupt noch 
keine Karten des erforderlichen Maßstabs. Für 
die Herstellung solcher Karten sind verfassungs-
rechtlich die Länder zuständig. Diese haben für 
ihre kartographischen Arbeiten in der Regel län-
gerfristige Programme, die sich an anderen Prio

-

ritäten als denen des Vollzugs des Fluglärm-
gesetzes orientieren. Angesichts dieser Situation 
ging es darum, einerseits Wege zu finden, wie 
die kartographische Darstellung der Lärmschutz-
bereiche auf eine nicht konstitutive Bedeutung 
beschränkt werden und damit auch Karten nicht 
allerneuesten Datums verwendet werden können, 
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andererseits die zuständigen Landesvermessungs-
ämter zu veranlassen, für die relevanten Gebiete 
möglichst rasch veraltete Karten auf einen neuen 
Stand zu bringen und, soweit erforderlich, Kar-
ten überhaupt erst herzustellen. In einem weite-
ren Schritt mußte dann ein Modell dafür ent-
wickelt werden, wie nach der Berechnung des 
Grenzverlaufs der Schutzzonen durch den Bund 
unter Beachtung der Länderzuständigkeit für Kar-
tographie der jeweilige Lärmschutzbereich in die 
Karten eingezeichnet und — in einem Atlas zu-
sammengefaßt — dem Bürger die Einsichtnahme 
ermöglicht werden könnte. 

Im Hinblick auf diese Probleme und die zahlreichen
weiteren Schwierigkeiten, die zum Gesetzesvollzug 
bewältigt werden mußten, begann der Bundesmini-
ster des Innern schon vor dem Inkrafttreten des 
Fluglärmgesetzes eine Vollzugskonzeption zu ent-
wickeln, die er dann nicht nur mit den beteiligten 
Bundesressorts — dem Bundesminister der Ver-
teidigung und dem Bundesminister für Verkehr — 
abstimmte, sondern auch mit den für den Immis-
sionsschutz zuständigen obersten Landesbehörden 
und den Verkehrsbehörden der Länder. Die Grund-
linien dieser Konzeption wurden im bereits erwähn-
ten Zwischenbericht vom Oktober 1972 dargelegt. 
Die bisherigen Erfahrungen haben die Richtigkeit 
der Vollzugskonzeption bestätigt. Der Schaffung 
eines die Anlage zu § 3 Fluglärmgesetz ergänzenden 
Regelwerkes — Datenerfassungssysteme, Anleitung 
zur Berechnung — kam dabei zentrale Bedeutung 
zu. 

4.1 Datenerfassung 

Unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Fluglärm-
gesetzes beauftragte der Bundesminister des Innern 
eine Gruppe von Wissenschaftlern, die maßgebend 
am „Göttinger Fluglärmgutachten" (siehe Nr. 1) be-
teiligt waren, mit der Untersuchung, welche Daten 
des Flugplatzes und des Flugbetriebes für die Flug-
lärmbelastung in der Umgebung eines Flugplatzes 
generell als relevant anzusehen sind. Aus den Ergeb-
nissen der Untersuchung, die Anfang 1972 abge-
schlosssen war, wurden Datenerfassungssysteme für 
den zivilen und den militärischen Bereich erarbeitet 
und nach Abstimmung mit den beteiligten Bundes- 
und Länderressorts verbindlich festgelegt. Die Da-
tenerfassungssysteme bilden die einheitliche Grund-
lage für die Einholung der — in jedem Einzelfall 
höchst unterschiedlichen — Daten der Flugplätze zur 
Berechnung der Lärmschutzbereiche. Für alle vom 
Fluglärmgesetz erfaßten Verkehrsflughäfen wurde 
die Dateneinholung im Mai 1972, für die entsprechen-
den militärischen Flugplätze im September 1972 ein- 
geleitet. 

Die unter Mitwirkung von Sachverständigen der je-
weiligen Flugplätze und der Flugsicherung erarbeite-
ten Prognosedaten werden nach mehrfacher Überprü-
fung durch die eingeschalteten zivilen bzw. militäri-
schen Instanzen dem Bundesminister des Innern zu-
geleitet. Dieser prüft die Daten — neuerdings unter 
Heranziehung des Umweltbundesamtes — nochmals 
auf_ Vollständigkeit und Widerspruchsfreiheit und 
legt sie in Abstimmung mit dem beteiligten Fachres

-

sort verbindlich fest, ehe er sie den mit der Berech-
nung der Lärmschutzbereiche beauftragten Stellen — 
im zivilen Bereich dem Max-Planck-Institut für Strö-
mungsforschung in Göttingen, im militärischen Be-
reich der Firma Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 
in München — überläßt. 

4.2 Berechnung der Lärmschutzbereiche 

Die beiden Datenerfassungssysteme bestimmen, wel-
che Daten der Flugplatzanlage und des Flugbetriebs 
als relevant im Sinne des Fluglärmgesetzes anzuse-
hen sind; sie sagen nichts darüber aus, wie aus die-
sen flugplatzspezifischen Daten ein Lärmschutzbe-
reich zu ermitteln und wie er darzustellen ist. Von 
der Beantwortung dieser — im Gesetz selbst keines-
wegs abschließend behandelten — Fragen hängt aber 
die Konfiguration der Lärmschutzbereiche wesentlich 
ab. Um einen Ermessensspielraum der mit der Be-
rechnung beauftragten Stellen auszuschließen und 
die Art und Weise der Berechnung und Darstellung 
der Lärmschutzbereiche verbindlich zu machen, wur-
de auf der Grundlage von Sachverständigenvorschlä-
gen eine sehr detaillierte „Anleitung zur Berechnung 
von Lärmschutzbereichen an zivilen und militärischen 
Flugplätzen" erarbeitet und nach Abstimmung mit 
den beteiligten Bundes- und Landesbehörden ver-
bindlich festgelegt. Die Anleitung zur Berechnung 
enthält u. a. viele Tausend akustische Daten für 
Flugzeuge bestimmter Gruppen bei bestimmtem 
Flugverhalten und bestimmter Entfernung vom Im-
missionsort. Sie bildet zusammen mit den Datenerfas-
sungssystemen ein geschlossenes EDV-gerechtes Re-
gelwerk. Zwar mußten in die Bearbeitung dieses Re-
gelwerks viel wissenschaftlich-administratives Wis-
sen und Können investiert werden. Durch seine wis-
senschaftliche Solidität und seine administrative 
Praktikabilität, die in über 30 Fällen unter Beweis 
gestellt worden ist, hat sich diese Investition aber 
durchaus gelohnt (Anlage 13). 

4.3 Festlegung und Darstellung der 
Lärmschutzbereiche 

Da einerseits eine kartographische Darstellung der 
Schutzzonen rechtlich notwendig ist, andererseits nur 
selten Karten allerneuesten Datums zur Verfügung 
stehen, die Karten also häufig die Realität nur be-
grenzt richtig ausweisen und überdies Zweifelsfra-
gen anhand von Karten des Maßstabs 1 : 5 000 — 
ein größerer Maßstab würde zu nicht vertretbarem 
kartographischen Aufwand führen — vielfach kaum 
zu beantworten sind, wurde für die Festlegung und 
Darstellung der Grenzen folgende Lösung entwickelt: 
Maßgebend für den Grenzverlauf der Schutzzonen ist 
letztlich nicht der Inhalt der geographischen Karten; 
maßgebend sind vielmehr die interpolierten Verbin-
dungslinien von Kurvenpunkten, die durch Koordi-
naten eindeutig bestimmt sind; die Liste der jeweili-
gen Koordinaten ist Inhalt der Rechtsverordnung, 
durch die der Lärmschutzbereich festgesetzt wird. Da-
mit wird der Lärmschutzbereich in seiner Identität 
weitgehend unabhängig von der Güte des Karten-
materials — seine kartographische Darstellung hat 
ausschließlich deklaratorische Bedeutung. Damit 
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kann der Lärmschutzbereich ohne Schwierigkeit ma-
schinell in Karten jeden anderen geeigneten Maß-
stabs übertragen werden. Damit läßt sich schließlich 
in Zweifelsfragen auch der Grenzverlauf im Gelände 
mit größter Genauigkeit feststellen. 

Teil der den Lärmschutzbereich festsetzenden Rechts-
verordnung sind auch zwei geographische Karten-
werke — eine topographische Übersichtskarte im 
Maßstab 1 : 50 000 und Kartenblätter im Maßstab 
1 : 5 000 —, in die der Grenzverlauf der Schutzzonen 
eingetragen ist. Die topographische Übersichtskarte 
wird in verkleinerter Form mit der Verordnung ver-
öffentlicht. Die Karten 1 : 5 000 werden als Atlas 
den zuständigen Landesbehörden in 10facher Aus-
fertigung zur Verfügung gestellt; ein Exemplar wird 
bei einer flugplatznahen Amtsstelle zu jedermanns 
Einsicht archivmäßig gesichert niedergelegt (siehe 
Anlage 14). 
Mit dieser Lösung wurde ein neuer Weg beschritten, 
der sich u. U. auch in anderen Bereichen für die Fest-
legung von geographischen Grenzen empfiehlt. 

4.4 Berechnung einer dritten Zone 

Aus dem „Göttinger Fluglärmgutachten" (siehe 
Nummer 1) und anderen wissenschaftlichen Auße

-

rungen geht hervor, daß sich auch bei einer Flug

-

lärmbelastung mit einem äquivalenten Dauerschall-
pegel von weniger als 67 dB(A) erhebliche Belästi-
gungen ergeben können. Da zudem in § 16 Flug-
lärmgesetz ausdrücklich festgestellt wird, daß u. a. 
Vorschriften, die weitergehende Planungsmaßnah-
men zulassen, unberührt bleiben, ermitteln die mit 
der Berechnung der Lärmschutzbereiche befaßten 
Stellen im Auftrage des Bundesministers des Innern 
ohne Mehraufwand außer den im Fluglärmgesetz 
vorgesehenen Schutzzonen, die durch äquivalente 
Dauerschallpegel von 75 dB(A) und 67 (dB(A) be-
stimmt sind, einen weiteren Grenzverlauf bei einem 
äquivalenten Dauerschallpegel von 62 dB(A). Das 
Resultat wird den zuständigen Landesbehörden mit 
der Anheimgabe unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellt, es bei landesplanerischen Maßnahmen zu ver-
werten. 

Nachdem diese grundlegenden, für die Berechnung 
und Festsetzung aller Lärmschutzbereiche relevanten 
Festlegungen bis Mitte 1973 getroffen und auch die 
Prognosedaten für die ersten Flugplätze erarbeitet 
worden waren, konnte mit der Berechnung der er-
sten Lärmschutzbereiche begonnen werden. Im Jahre 
1974 wurden sodann die ersten fünf Lärmschutzbe-
reiche durch Rechtsverordnung festgesetzt; inzwi-
schen gibt es dreißig Lärmschutzbereiche für zivile 
und militärische Flugplätze (siehe Nummer 3.1.3 und 
Nummer 3.1.4). 

5 Auswirkungen; Wertungen 

Mit dem Fluglärmgesetz hat die Bundesrepublik 
Deutschland eine Regelung erhalten, die — unge-
achtet gewisser Schwächen — in ihrer umfassenden 
Art ohne Vergleich ist (siehe hierzu den Bericht des 
Umweltbundesamtes über ausländische Regelungen 
zur Fluglärmbekämpfung: Anlage 15). Zwar vermag 
das Fluglärmgesetz nicht alle Fluglärmprobleme zu 
lösen, dies war nach dem Gesetzesinhalt vor vorn-
herein nicht zu erwarten, es bringt aber vielen Men-
schen in der Umgebung von Flugplätzen doch eine 
fühlbare Entlastung und wirkt dem Enstehen wei-
terer akuter Belastungssituationen entgegen. 

Die Bildung der Fluglärmkommissionen für alle 
Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr an-
geschlossen sind, hat sich als Forum des Austausches 
von Vorschlägen und Meinungen — auch unter 
psychologischen Gesichtspunkten — uneingeschränkt 
bewährt. Durch die Einrichtung von fortlaufend regi-
strierenden Geräuschmeßanlagen kann die Einhal-
tung der An- und Abflugwege durch die Piloten zu-
verlässig überwacht werden, können Verstöße ge-
ahndet werden; auf diese Weise werden lärmbe-
lastende Abweichungen von den auch unter Lärm-
schutzaspekten festgelegten Flugrouten weitgehend 
vermieden. Die Verpflichtung der Flugplatzhalter, 
Luftfahrzeughalter und Luftfahrzeugführer, beim 
Betrieb von Luftfahrzeugen in der Luft und am Bo-
den vermeidbare Geräusche zu verhindern und die 

 
Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein 
Mindestmaß zu beschränken, hat nicht nur mora-
lische Bedeutung: diese Rechtspflicht ist Grundlage 
für konkrete Maßnahmen des Lärmschutzes an den 
Flugplätzen. Die Festsetzung von Lärmschutzberei-
chen schließlich hat die Belastungssituation an den 
einzelnen Flugplätzen nach einheitlichen Bewer-
tungskriterien erstmals transparent werden lassen. 
Im folgenden wird untersucht, wie die Wirksamkeit 
des Fluglärms erhöht und wie Härten gemildert 
werden können. Die bisherigen Erfahrungen lassen 
es gerechtfertigt erscheinen, die Grundstruktur des 
Fluglärmgesetzes nicht in Frage zu stellen. 

5.1 Geltungsbereich 

5.1.1 

Das Fluglärmgesetz schreibt nicht nur für einen ge-
nau definierten Kreis ziviler und militärischer Flug-
plätze die Festsetzung von Lärmschutzbereichen un-
bedingt vor, es enthält in § 1 Satz 2 darüber hinaus 
die Ermächtigung, Lärmschutzbereiche für andere 
Flugplätze festzusetzen, die dem Betrieb von Flug-
zeugen mit Strahltriebwerken zu dienen bestimmt 
sind, sofern der Schutz der Allgemeinheit dies er-
fordert. Die Bundesregierung hat die Frage geprüft, 
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ob es solche Flugplätze gibt und kam zum Ergeb-
nis, daß dies z. Z. nicht der Fall ist. Zwar werden 
Menschen in der Umgebung auch anderer Flugplätze 
zeitweise u. U. ganz erheblich durch Fluglärm be-
lästigt, doch wären die Lärmschutzbereiche nach dem 
Fluglärmgesetz nicht das geeignete Instrument, die-
ser Belästigung zu begegnen. Das Fluglärmgesetz 
mit seiner Lärmschutzbereichsregelung wird der 
Lärmbelästigung an weniger stark und mit kleineren 
Flugzeugen frequentierten Flugplätzen nicht gerecht: 
die nach Fluglärmgesetz ermittelte relevante Lärm-
belästigung, die sich auf die sechs verkehrsreichsten 
Monate eines Jahres bezieht, würde bei weniger 
frequentierten Flugplätzen kaum über das Flug-
platzgelände hinausgehen. Hier müssen andere Mit-
tel eingesetzt werden wie z. B. die zeitliche Ein-
schränkung des Flugbetriebs, die nach dem Luftver-
kehrsgesetz verfügt werden kann. Auf der Grund-
lage einer sorgfältigen Untersuchung über „die Ge-
störtheit der Bevölkerung durch den Flugbetrieb 
auf Landeplätzen" (siehe Anlage 16) hat die Bun-
desregierung im August 1976 die Verordnung über 
die zeitliche Einschränkung des Flugbetriebs mit 
Leichtflugzeugen und Motorseglern an Landeplätzen 
erlassen, die für etwa 50 stärker frequentierte Lan-
deplätze unmittelbar gilt und durch die zuständigen 
Landesbehörden auf weitere Landeplätze ausgedehnt 
werden kann. Die Bundesregierung beobachtet die 
Auswirkung dieser Verordnung sorgfältig; sie hat 
einen entsprechenden Auftrag erteilt und wird aus 
den Ergebnissen der Untersuchung, die voraussicht-
lich in der ersten Hälfte des Jahres 1979 vorliegen 
soll, über weitere Maßnahmen entscheiden. Zusam-
menfassend läßt sich feststellen, daß sich eine Ände-
rung von § 1 Satz 2 Fluglärmgesetz — etwa eine 
Ausdehnung auf Flugplätze, die nicht dem Betrieb 
von Flugzeugen mit Strahltriebwerken zu dienen 
bestimmt sind oder auf Landeplätze — nicht emp-
fiehlt. 

5.1.2 

Nach den Beobachtungen der Bundesregierung wer-
den die Menschen in der Umgebung von Bomben-
abwurf- und Luft/Boden-Schießplätzen in z. T. ganz 
erheblichem Maße belästigt. Dabei spielt der Lärm 
des Bombenabwurfs (Zementbomben) und des Schie-
ßens außerhalb des Übungsgeländes so gut wie 
keine Rolle. Akustisch maßgebend ist hier vielmehr 
das An- und Abfliegen der militärischen Luftfahr-
zeuge, das im wesentlichen dem An- und Abfliegen 
zu Landung und Start an einem Flugplatz gleicht. 
Dies ist durch wissenschaftliche Untersuchungen be-
legt, die im Auftrag der Bundesregierung durchge-
führt worden sind. Es besteht sonach das Bedürfnis, 
den Menschen in der Umgebung solcher militärischer 
Luft/Boden-Schießplätze den gleichen Schutz gegen 
Fluglärm angedeihen zu lassen, wie ihn das Flug-
lärmgesetz für Flugplätze vorsieht. Durch entspre-
chende Interpretation des Begriffes „militärischer 
Flugplatz" im Sinne des Fluglärmgesetzes ist es be-
reits nach geltendem Recht möglich, für derartige 
Übungsplätze einen Lärmschutzbereich festzulegen. 
Die Bundesregierung wird bei einer Gesetzesände-
rung insoweit eine Klarstellung vorschlagen. 

5.2 Lärmschutzbereich 

Der erste Gesetzentwurf von 1966 sah Lärmschutz-
bereiche mit jeweils drei Lärmzonen (72 dB(A), 
67 dB(A), 62 dB(A)) vor; diese Regelung wurde nicht 
zuletzt im Blick auf die Kostenfolge aufgegeben. Die 
vom Gesetzgeber getroffene Entscheidung, Lärm-
schutzbereiche mit jeweils zwei Schutzzonen (75 
dB(A), 67 dB(A)) festsetzen zu lassen, hat sich nach 
den Erfahrungen der Bundesregierung in Verbin-
dung mit der Regelung nach § 16 Fluglärmgesetz 
grundsätzlich als richtig erwiesen. Nach diesem Pa-
ragraphen können die Länder im Einzelfall weiter-
gehende planungsrechtliche und entschädigungsrecht-
liche Regelungen treffen. In der Erkenntnis, daß auch 
außerhalb der Grenzen der Lärmschutzbereiche Be-
lästigungen durch Fluglärm eintreten können, läßt 
der Bundesminister des Innern für jeden Lärm-
schutzbereich neben den gesetzlich vorgeschriebenen 
Schutzzonen 1 und 2 eine Grenze mit einem äquiva-
lenten Dauerschallpegel von 62 dB(A) berechnen und 
stellt das Berechnungsergebnis den Ländern für pla-
nungsrechtliche Entscheidungen zur Verfügung. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist es nicht 
erforderlich, die Festlegung einer dritten Schutzzone 
als Planungszone durch eine Änderung des Fluglärm-
gesetzes zwingend vorzuschreiben; die gefundene 
flexible Lösung, für den Randbereich akustischer Re-
levanz den Planungsinstanzen der Länder die vom 
Bund nach den Regeln des Fluglärmgesetzes ermit-
telte Lärmgrenze bei L eg  = 62 dB (A) zur Verwer-
tung bei der Planung zu überlassen, darf wohl als 
sachgerecht gelten. 

Verschiedentlich wird bemängelt, der Verlauf der 
Grenzen der beiden Schutzzonen der Lärmschutzbe-
reiche werden auf eine zu perfektionierte Weise er-
mittelt, richte sich ausschließlich nach — dazu noch 
prognostizierten — akustischen Daten und berück-
sichtige nicht reale Gegebenheiten wie etwa Sied-
lungszusammenhänge und aktuelle Flugweisen. Hier 
wird ein gewisses Unbehagen des Bürgers deutlich, 
für den es schwierig ist, das Verfahren der Ermitt-
lung und Festsetzung der Lärmschutzbereiche nach-
zuvollziehen. Soweit es die wissenschaftlich-technisch 
schwierige Materie überhaupt zuläßt, werden sich die 
Verantwortlichen zukünftig noch mehr darum be-
mühen müssen, die Vorgänge dem Bürger transpa-
rent zu machen. Für eine Änderung der Grundkon-
zeption der Ermittlung von Lärmschutzbereichen ist 
hingegen nach Auffassung der Bundesregierung kein 
Raum. Im Kernbereich der Fluglärmbelastung steht 
der akustische Aspekt zu Recht so sehr im Vorder-
grund, daß andere Aspekte zurückstehen müssen. 
Im Hinblick auf die weitreichenden rechtlichen und 
finanziellen Konsequenzen des Grenzverlaufs ist ein 
hohes Maß an Genauigkeit und Gleichmäßigkeit in 
der Ermittlung und Festsetzung der Lärmschutzbe-
reiche erforderlich. Da die vorgeschriebenen bauli-
chen und planerischen Maßnahmen weit in die Zu-
kunft hinein wirksam bleiben, ist es auch richtig, 
nicht von der aktuellen Lärmbelastungssituation al-
lein auszugehen, sondern möglichst viele Informatio-
nen über die zukünftige Belastung zu verwerten. 
Verläuft die Grenze einer Schutzzone durch eine bau-
liche Anlage, so wird — dem Schutzgedanken des 
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Fluglärmgesetzes entsprechend — die gesamte bau-
liche Anlage dem stärker lärmbelasteten Gebiet zu-
gerechnet (siehe § 3 der Verordnungen über die Fest-
setzung von Lärmschutzbereichen). Eine über diese 
Regelung hinausgehende Berücksichtigung von Sied-
lungszusammenhängen mag zwar in einem Bela-
stungsrandbereich mit einem äquivalenten Dauer-
schallpegel zwischen 62 dB (A) und 67 dB (A) ange-
hen, sollte aber in dem Belastungskernbereich ober-
halb von 67 dB (A) ausscheiden. 

Zusammenfassend kann man auch unter Würdigung 
der vorgebrachten Einwände feststellen, daß der im 
Fluglärmgesetz gewählte Weg als der richtige anzu-
sehen ist. 

 

5.3 Berechnungsverfahren 

Das Verfahren zur Berechnung der Lärmschutzbe-
reiche ist in Nummer 4.2 ausführlich dargelegt wor-
den. Von verschiedenen Seiten werden hierzu Ände-
rungsvorschläge gemacht, so z. B. daß 

— ein kürzerer Zeitraum als die sechs verkehrsreich-
sten Monate, etwa die lauteste zusammenhängen-
de Woche, zugrunde gelegt werden sollte, 

— Spitzenpegel bei der Berechnung wesentlich stär-
ker berücksichtigt werden sollten, 

— beim System sich kreuzender Start- und Lande-
bahnen besondere Zuschläge gemacht werden 
müßten, da die tatsächliche Lärmbelastung im 
geltenden Ermittlungsverfahren nicht angemessen 
berücksichtigt werde, 

— sich die Grenzwerte an den Immissionswerten 
der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA Lärm) vom Juli 1968 orientieren soll-
ten. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat die Aus-
wirkungen von Fluglärm auf den Menschen mit ei-
nem mehrjährigen Forschungsvorhaben interdiszipli-
när untersuchen lassen (DFG-Forschungsbericht Flug-
lärmwirkungen; eine interdisziplinäre Untersuchung 
über die Auswirkungen des Fluglärms auf den Men-
schen 1974, Harald Bold-Verlag KG Boppard). Dieses 
Vorhaben umfaßte u. a. eine vergleichende Unter-
suchung aller relevanten weltweit bestehenden Meß-  
und Bewertungsverfahren für Fluglärm, also auch 
das Verfahren des Fluglärmgesetzes. Der For-
schungsbericht kommt zum Ergebnis, daß „die aku-
stischen Fluglärmmaße untereinander hohe Korrela-
tionen zeigen (Korrelationskoeffizient R über 0,95) 
und von daher als empirisch gleichwertig gelten 
müssen" . Es besteht also nach der DFG-Fluglärm-
studie keine Veranlassung, das im Fluglärmgesetz 
vorgesehene Ermittlungsverfahren zu ändern. Auch 
die mit der Berechnung der Lärmschutzbereiche nach 
dem Fluglärmgesetz befaßten Wissenschaftler und 
Stellen haben übereinstimmend erklärt, daß das Be-
rechnungsverfahren an sich zwar schwierig sei, daß 
aber, nachdem alle grundsätzlichen Probleme gelöst 
und das Verfahren konkretisierend zu der Anlage 
des Fluglärmgesetzes in der Anleitung zur Berech-
nung festgelegt worden ist, durchaus praktikabel 

und darüber hinaus computergerecht sei. Die Bundes-
regierung sieht angesichts dieser Situation keine 
Veranlassung, eine Änderung des Ermittlungsver-
fahrens anzustreben: Zum einen gibt es zwar eine 
Reihe anderer, vielleicht in etwa gleichwertiger Er-
mittlungsverfahren; es ist aber kein Verfahren er-
sichtlich, das man als insgesamt besser bezeichnen 
könnte. Zum anderen würden recht aufwendige wis-
senschaftlich-technisch-administrative Investitionen 
hinfällig. Ohne erkennbaren Nutzen würden kaum 
zu vertretende zeitliche Verzögerungen bei der Fest-
setzung von Lärmschutzbereichen die Folge sein. 

Die Bundesregierung wird nach alledem keinen Vor-
schlag zur Änderung des Ermittlungsverfahrens vor-
legen. 

5.4 Festsetzungsverfahren 

Das Verfahren über die Festsetzung von Lärmschutz-
bereichen nach dem Fluglärmgesetz ist oben in Ab-
schnitt 4 ausführlich dargestellt worden. Von den 
kommunalen Spitzenverbänden und von Flugplatz-
randgemeinden wird beklagt, die betroffenen Kom-
munen würden an der Festsetzung der Lärmschutz-
bereiche nicht beteiligt werden. Hierzu ist folgendes 
zu bemerken: 

— Eine Anhörung von Gemeinden ist im Fluglärm-
gesetz nicht vorgesehen; die Verordnungen über 
die Festsetzung von Lärmschutzbereichen ergehen 
aber mit Zustimmung durch den Bundesrat. 

— Seit dem Inkrafttreten des Fluglärmgesetzes im 
Jahre 1971 ist bekannt, für welche zivilen und 
militärischen Flugplätze Lärmschutzbereiche fest-
gesetzt werden und welche Rechtsfolgen in den 
beiden Schutzzonen der Lärmschutzbereiche ein-
treten. Länder und Gemeinden hatten seither Ge-
legenheit, ihre Vorstellungen den zuständigen 
Bundesressorts mitzuteilen. Dies ist auch in vie-
len Fällen geschehen. Auch hat „vor Ort" eine 
Reihe von Gesprächen mit Vertretern der zustän-
digen Bundesressorts stattgefunden. Der Bundes-
minister des Innern ist jeder Einladung einer 
Kommune zur Erörterung des Inhalts und Voll-
zugs des Fluglärmgesetzes gefolgt. 

— Die Gesamtkonzeption der Durchführung des 
Fluglärmgesetzes, insbesondere die Datenerfas-
sungssysteme und die Anleitung zur Berechnung, 
ist mit Vertretern der obersten Luftfahrtbehörden 
der Länder und der für den Immissionsschutz zu-
ständigen obersten Landesbehörden eingehend 
besprochen und abgestimmt worden. 

— Der beim Bundesminister des Innern und beim 
Bundesminister für Verkehr gebildete „Beratende 
Ausschuß" nach § 32 a Luftverkehrsgesetz ist 
wiederholt ausführlich über den Vollzug des 
Fluglärmgesetzes unterrichtet worden. Dem Aus-
schuß gehören u. a. auch Vertreter der kommuna-
len Spitzenverbände an. 

— Die Verordnungsentwürfe werden, bevor sie dem 
Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet werden, 
der zuständigen obersten Landesbehörde zur Ab-
stimmung übersandt. Dabei wird davon ausge- 
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gangen, daß von den Landesressorts auch die be-
teiligten Gemeinden eingeschaltet werden. 

Die Bundesregierung hat in der dargestellten Weise 
die Kommunen extra legem am Vollzug des Gesetzes 
beteiligt, weil sie es für sachgerecht hielt. Sie ist der 
Auffassung, daß es richtig ist, eine Beteiligung der 
kommunalen Seite am Festsetzungverfahren in der 
Weise vorzusehen, daß vor Erlaß von Rechtsver-
ordnungen über die Festsetzung von Lärmschutzbe-
reichen der Beratende Ausschuß nach § 32 a Luft-
verkehrsgesetz zu hören ist; diesem Ausschuß gehö-
ren u. a. Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände, der Bundesvereinigung gegen Fluglärm, der 
Kommissionen nach § 32 b des Luftverkehrsgesetzes 
und der von der jeweiligen Landesregierung be-
stimmten obersten Landesbehörde an. Die Bundes-
regierung wird einen entsprechenden Vorschlag zur 
Änderung des Fluglärmgesetzes vorlegen. 

5.5 Bauverbote 

Die Regelung des § 5 Absatz 1 und Absatz 2 Flug-
lärmgesetz, nach der in den beiden Schutzzonen ab-
gestufte Bauverbote gelten, wird von den der Bun-
desregierung befragten Stellen ausgesprochen unter-
schiedlich beurteilt. Während dem einen die Bau-
verbote zu weit gehen, reichen die Verbote nach 
Auffassung der anderen nicht aus, das Entstehen 
neuer Lärmproblemfälle zu verhindern. Die Diskre-
panz in der Bewertung rührt in erster Linie von der 
differierenden Interessenlage der einzelnen Stellen 
her. Nach Auffassung der Bundesregierung ent-
spricht die Regelung dem Schutzzweck des Flug-
lärmgesetzes hinreichend, insbesondere ist die Be-
fürchtung, durch die strikten Bauverbote für Woh-
nungen in Schutzzone 1 könnten unzumutbare Härten 
entstehen, unter Berücksichtigung der Ausnahme-
regelungen in § 5 Abs. 3 und Absatz 4 Fluglärm-
gesetz unbegründet. Die Errichtung von Wohnun-
gen in Schutzzone 1 ist nämlich stets möglich, wenn 
sie aufgrund der im Zeitpunkt der Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs geltenden baurechtlichen Vor-
schriften zulässig ist oder in diesem Zeitpunkt be-
reits eine Baugenehmigung vorliegt. Dies gilt z. B. 
auch für die Errichtung von Ersatz-, und Erweite-
rungsbauten. 

Hinsichtlich der Regelung in § 5 Abs. 3 Fluglärm-
gesetz hat sich die Frage ergeben, welche Auswir-
kungen die Festsetzung eines Lärmschutzbereichs für 
die Errichtung von Wohnungen in einem Gebiet hat, 
in dem ein Bebauungsplanverfahren läuft, welches 
bereits das Stadium der Planreife (§ 33 Bundesbau-
gesetz) erreicht hat. Es wurde die Meinung vertre-
ten, die Regelung sei so zu verstehen, daß die Zu-
lässigkeit von Wohnungen „aufgrund eines Bebau-
ungsplans" auch dann gegeben sei, wenn für das 
Vorhaben im Zeitpunkt der Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs Planreife im Sinne des § 33 Bundes-
baugesetz bestand. Die Bundesregierung wird im 
Rahmen der Vorbereitung eines Gesetzesänderung 
eine Klärung auch zu dieser Frage herbeiführen. 

Zu gewissen Abgrenzungsschwierigkeiten hat die 
Frage geführt, welche Gebäude neben Krankenhäu

-

sern, Altenheimen, Erholungsheimen und Schulen als 
„in gleichem Maße schutzbedürftige Einrichtungen" 
im Sinne von § 5 Abs. 1 S. 1 Fluglärmgesetz zu ver-
stehen sind, ob etwa Hotels, Pensionen, Ferienwoh-
nungen, Internate und Klöster zu diesen Einrichtun-
gen zu zählen sind. Nach Auffassung der Bundesre-
gierung geht aus der vom Gesetzgeber gewählten 
Aufzählung schutzbedürftiger Einrichtungen hervor, 
daß ein besonderer Bezug zu Heilbehandlung, zu 
Rekreation oder geistig rezeptiver Tätigkeit vorlie-
gen muß, soll die Schutzbedürftigkeit im Sinne der 
Vorschrift bejaht werden. Diese Abgrenzungskrite-
rien erscheinen nach den bisherigen Erfahrungen 
sachgerecht. Die Bundesregierung hält es nicht für 
erforderlich, die Zahl der im Fluglärmgesetz aus-
drücklich genannten schutzbedürftigen Einrichtungen 
zu erweitern, zumal eine abschließende Aufzählung 
ohnehin nicht möglich wäre. Nach ihrer Auffassung 
reicht es aus, die Kriterien für die Abgrenzung im 
Fluglärmgesetz einzufügung. Sie wird einen entspre-
chenden Vorschlag vorlegen. 

5.6 Beschränkung baulicher Nutzung 

Soweit die Errichtung schutzbedürftiger Einrichtun-
gen und Wohnungen im Lärmschutzbereich zulässig 
ist, dürfen diese Bauten nach § 6 Fluglärmgesetz nur 
errichtet werden, wenn sie bestimmten, qualifizier-
ten Schallschutzanforderungen genügen. Die Schall-
schutzanforderungen sind in der Schallschutzver-
ordnung vom April 1974 festgelegt: für die Schutz-
zone 1 gilt ein bewertetes Gesamtbauschalldämm-
Maß der Umfassungsbauteile von mindestens 50 dB, 
in Schutzzone 2 von 45 dB. Die Kosten für den bau-
lichen Schallschutz haben die Bauherren selbst zu 
tragen, eine Erstattung ist im Fluglärmgesetz nicht 
vorgesehen. 

Von verschiedenen Seiten wurde vorgeschlagen, 
man möge durch Gesetzesänderung bei Neubauten 
eine Erstattung der Mehrkosten des vorgeschriebe-
nen baulichen Schallschutzes einführen. Die Bundes-
regierung hat diesen Vorschlag sorgfältig geprüft. 
Dabei hat sie u. a. folgende Überlegungen ange-
stellt: 

Es trifft zu, daß die Anforderungen der Schallschutz-
verordnung über den Anforderungen liegen, die sich 
aus dem allgemeinen Stand der Lärmschutztechnik 
ergeben. Daraus folgt, daß auch mit gewissen Mehr-
kosten zu rechnen ist. Wie hoch diese Mehrkosten 
sind, hängt von einer Reihe von Bedingungen ab 
wie etwa von der Größe des Gebäudes, der Bau-
weise, dem Größenverhältnis des Mauerwerks zu 
Fenstern und Türen etc. In der Diskussion um dieses 
Thema wurden z. T. weit überhöhte Mehrkosten ge-
nannt. So kann z. B. ein Mehrkostenbetrag von 
30 000 DM für ein normales Einfamilienhaus keines-
wegs als angemessen gelten. In einer 1975 vorgeleg-
ten Erhebung wurde z. B. für ein Einfamilienhaus, 
freistehend, eingeschossig, Flachdach mit einer 
Wohnfläche von 128 Quadratmetern ein Betrag von 
9 200 DM an Mehrkosten für Schutzzone 2 in Ansatz 
gebracht. Zu einer ähnlichen Kostendimension ge-
langt das Umweltbundesamt in einer im Auftrag des 
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Bundesministers des Innern durchgeführten Unter-
suchung. Danach ist bei Ein- und Mehrfamilienhäu-
sern in Schutzzone 1 mit Mehrkosten von 3,8 % bis 
4,5 %, in Schutzzone 2 mit Mehrkosten von 2,2 % 
bis 2,5 % der reinen Baukosten zu rechnen (siehe 
Anlage 17). Bei dieser Kostenuntersuchung wird 
noch nicht berücksichtigt, daß die Wärmeschutz-
verordnung vom 11. August 1977 (BGBl. I S. 1554) 
für Neubauten baulichen Wärmeschutz vorschreibt, 
der gleichzeitig einen erhöhten Schallschutz mit sich 
bringen kann, daß somit mit einer weiteren Verrin-
gerung der Ansätze für schalldämmbedingte Mehr-
kosten gerechnet werden darf. Im Regelfall wird 
man davon ausgehen können, daß sich ganz allge-
mein die Mehrkosten in einem recht moderaten Rah-
men halten. Bei der Würdigung dieser Mehrkosten 
dürfte auch von Bedeutung sein, daß die Grund-
stückspreise in den Lärmschutzbereichen in der Re-
gel relativ niedrig sind und daß der qualifizierte 
bauliche Schallschutz gerade in Gebieten hoher 
Lärmbelastung den Gebäudewert erhöht. Die Bun-
desregierung hält es nach alledem nicht für geboten, 
eine Erstattung der Mehrkosten für baulichen 
Schallschutz an Neubauten vorzuschlagen. 

5.7 Schallschutzverordnung 

Die aufgrund von § 7 Fluglärmgesetz erlassene 
Schallschutzverordnung vom April 1974 bestimmt 
die bauakustischen Bedingungen, unter welchen 
schutzbedürftige Einrichtungen und Wohnungen im 
Lärmschutzbereich errichtet werden dürfen, sofern 
die Errichtung nach § 5 Fluglärmgesetz überhaupt 
zulässig ist. Die Schallschutzverordnung gilt un-
mittelbar nur bei der Errichtung von Wohnungen 
und schutzbedürftigen Einrichtungen in Lärmschutz-
bereichen. Darüber hinaus ist sie auch für die Er-
stattung von Aufwendungen für nachträglichen 
Schallschutz von Bedeutung. 

Die Bundesregierung und die für den Vollzug des 
Fluglärmgesetzes zuständigen obersten Landesbe-
hörden haben durch eine Reihe von interpretativen 
Äußerungen und Richtlinien dazu beigetragen, daß 
die Berücksichtigung der Verordnung bei den be-
hördlichen Verfahren nicht zu Verzögerungen führt 
(s. Nummer 3.5; Nummer 3.6). Außerdem wurden 
folgende Maßnahmen ergriffen: 

— Die Stiftung Warentest ist gebeten worden, Fen-
ster im Hinblick auf ihre Schallschutzqualität zu 
untersuchen, einen Bericht darüber zu veröffent-
lichen und bei den Fensterherstellern darauf hin-
zuwirken, daß diese ihre Produkte mit dem ga-
rantierten Schallschutzmaß kennzeichnen. 

— Das Umweltbundesamt hat einen Bericht über 
die Lärmminderung durch Schallschutzfenster er-
stellt. Der Bericht gibt einen Überblick über den 
Stand der Schallschutztechnik bei Fenstern. Fer-
ner informiert er über auf dem Markt befindliche 
Schallschutzfenster, über ihre Kosten und ihre 
Hersteller (Lärmschutz an Gebäuden; Erich 
Schmidt Verlag Berlin 1978). 

— Der Bundesminister des Innern hat das Umwelt-
bundesamt darüber hinaus beauftragt, generell 

zu untersuchen, wie und mit welchem Aufwand 
die baulichen Schallschutzanforderungen nach 
dem Fluglärmgesetz ermittelt werden können; 
die Ergebnisse sollten in einem, auch für eine 
breite Öffentlichkeit geeigneten Bericht darge-
stellt werden. Der Bericht ist als Anlage Num

-

mer 17 beigefügt. Er enthält u. a. eine Zusam-
menstellung von Umfassungsbauteilen, die für 
Gebäude in Lärmschutzbereichen verwendet 
werden können, sowie eine Untersuchung über 
die Kosten. Der Bericht äußert sich auch zu der 
Frage, inwieweit Fertigbauten den bauakusti-
schen Anforderungen des Fluglärmgesetzes ge-
nügen. 

— Die Bundesregierung hat eine Prüfung zu der 
Frage eingeleitet, in welcher Weise die Durch-
führung der Schallschutzverordnung erleichtert 
werden kann. Sie verfolgt dabei insbesondere 
das Ziel, das Erfordernis eines Einzelnachweises 
über die akustische Qualität der Bauteile soweit 
wie möglich einzuschränken. 

— Der Bundesminister des Innern hat in einem Be-
richt an den Innenausschuß des Deutschen Bun-
destages im Mai 1977 zu der Frage Stellung ge-
nommen, welche akustische Qualität nachträg-
licher baulicher Schallschutz haben muß, um 
nach § 9 Fluglärmgesetz erstattungsfähig zu sein 
(Anlage Nummer 1). Nach § 9 Abs. 3 Fluglärm-
gesetz müssen sich nämlich die nachträglichen 
baulichen Schallschutzmaßnahmen „im Rahmen" 
der Schallschutzverordnung halten. Der Bericht 
enthält u. a. die Feststellung, daß im begrün-
deten Einzelfall ein Unterschreiten des für Neu-
bauten festgesetzten bewerteten Bauschalldämm-
Maßes von 50 dB bis 5 dB hingenommen werden 
kann, ohne daß dadurch der Rahmen der Schall-
schutzverordnung verlassen wird. Unter dieser 
Voraussetzung lassen sich bei nahezu allen be-
stehenden Gebäuden, für die Aufwendungsersatz 
in Frage kommt, die vorgeschriebenen bauakusti-
schen Anforderungen erfüllen. Für die Praxis be-
deutet dies, daß bei dem nachträglichen Einbau 
von Schallschutzfenstern in bestehende Gebäude 
durch Fenster mit einem bewerteten Bauschall-
dämm-Maß von 45 dB in jedem Falle die An-
forderung erfüllt wird, vorausgesetzt, daß auch 
die Wände (und gegebenenfalls Decken) ein be-
wertetes Bauschalldämm-Maß von mindestens 
45 dB aufweisen. Der Bericht ist auch den mit 
dem Vollzug des Fluglärmgesetzes befaßten Stel-
len zur Kenntnis gebracht worden. 

5.8 Aufwendungserstattungen 

5.8.1 

Das Fluglärmgesetz begründet für Eigentümer eines 
in der Schutzzone 1 gelegenen Grundstücks, auf dem 
bei Festsetzung eines Lärmschutzbereichs schutz-
bedürftige Einrichtungen oder Wohnungen errich-
tet sind oder bauliche Anlagen nach § 5 Abs. 4 zu-
lässig sind, einen Anspruch auf Erstattung von Auf-
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen. 
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Der Anspruch setzt die Stellung eines Antrags, also 
die Kenntnis des Berechtigten von seinem Recht 
voraus. Die Bundesregierung hat sich darum be-
müht, daß die Öffentlichkeit über die Rechtsansprü-
che nach dem Fluglärmgesetz unterrichtet wird. So 
hat sie z. B. 

— die für den Vollzug des Fluglärmgesetzes zustän-
digen obersten Landesbehörden wiederholt ge-
beten, für eine eingehende Information der Be-
troffenen Sorge zu tragen, 

— die zivilen und militärischen Flugplatzhalter de-
tailliert auf ihre Verpflichtungen •nach dem Flug-
lärmgesetz hingewiesen, 

— im „Beratenden Ausschuß" nach § 32 a des Luft-
verkehrsgesetzes, im Länderausschuß für Immis-
sionsschutz und im „Arbeitskreis Flugplatzrand

-

gemeinden des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes" wiederholt über den Vollzug des Flug-
lärmgesetzes berichtet und gebeten, die Bürger 
auf ihr Antragsrecht hinzuweisen, 

— den Deutschen Arbeitsring für Lärmbekämpfung, 
die Bundesvereinigung gegen Fluglärm und Ver-
treter lokaler Bürgervereinigungen über die 
rechtlichen Möglichkeiten des Fluglärmgesetzes 
unterrichtet, 

— durch Beiträge in Presse, Funk und Fernsehen 
der Öffentlichkeit den Inhalt des Fluglärmgeset-
zes dargelegt, 

— an Ort und Stelle den Vollzug des Fluglärm

-

gesetzes in Bürgerversammlungen vertreten. 

Trotz dieses Einsatzes der Bundesregierung sind erst 
in letzter Zeit die finanziellen Rechte aus dem Flug-
lärmgesetz in größerem Umfang wahrgenommen 
worden. Dies hatte wohl seinen Grund in erster 
Linie darin, daß die Mehrzahl der Lärmschutzberei-
che erst in den Jahren 1976/77 festgesetzt worden 
ist und daß mancher erstattungsberechtigte Bürger 
auf Erhöhung des Erstattungshöchstbetrages von 
100 DM auf 130 DM je Quadratmeter Wohnfläche, 
die dann im August 1977 eingetreten ist, gewartet 
hatte. Es kann nunmehr aber festgestellt werden, 
daß sich in der Zwischenzeit der Eingang der An-
träge weitgehend normalisiert hat. Bis September 
1978 konnten für Lärmschutzbereiche 

an Verkehrsflughäfen 12,7 Millionen DM, 

an militärischen Flugplätzen 7,7 Millionen DM 

an Erstattung für baulichen Schallschutz ausbezahlt 
werden. 

Durch wissenschaftliche Untersuchungen ist belegt, 
daß die Lärmbelastung nicht nur in Schutzzone 1 
sondern auch in Schutzzone 2 beträchtlich ist. Dem 
hat das Fluglärmgesetz dadurch Rechnung getragen, 
daß es auch in Schutzzone 2 die Errichtung von 
Krankenhäusern, Altenheimen, Erholungsheimen, 
Schulen und ähnlichen im gleichen Maße schutz-
bedürftigen Einrichtungen verbietet und daß es die 
Errichtung von Wohnungen in dieser Schutzzone 
nur mit erhöhtem baulichen Schallschutz erlaubt. 

5.8.2  

Verschiedentlich wird erklärt, der Höchsterstat-
tungsbetrag von 130 DM pro Quadratmeter Wohn-
fläche reiche nicht aus, die Kosten für nachträg-
lichen baulichen Schallschutz an Wohnungen in 
Schutzzone 1 voll zu decken; auf eine Begrenzung 
solle generell verzichtet werden. Die Bundesregie-
rung teilt diese Auffassung nicht. Ihr liegen verläß-
liche Informationen darüber vor, daß in der Regel 
die notwendigen Aufwendungen den Erstattungs-
höchstbetrag nicht überschreiten. Sie hält die Bei-
behaltung einer. Höchstgrenze zur Abwendung un-
angemessener Forderungen — z. B. bei besonders 
aufwendigen Bauweisen — für richtig. 

5.9 Erstattungsverfahren 

Für die Durchführung des Verfahrens bei Erstattung 
von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen ist die nach Landesrecht zuständige Behör-
de verantwortlich. Die Bundesregierung hat bereits 
im Frühjahr 1972 den Bundesländern angeboten, die 
Art und Weise der Durchführung des Fluglärmgeset-
zes in einer allgemeinen Verwaltungsvorschrift fest-
zulegen. Die zuständigen obersten Landesbehörden 
äußerten die Auffassung,' daß eine solche Vorschrift 
nicht erforderlich sei. Um eine einheitliche Durch-
führung des Fluglärmgesetzes sicherzustellen, hat 
die Bundesregierung sich um einen ständigen Erfah-
rungsaustausch mit den Ländern und der Länder 
untereinander bemüht. Durch interpretative Äuße-
rungen (siehe Nummer 3.5) hat sie auf ein einheit-
liches Verständnis der Regelungen des Fluglärm-
gesetzes hingewirkt. Im übrigen gibt es inzwischen 
eine Reihe von landesrechtlichen Durchführungs-
vorschriften (siehe Nummer 3.6; Anlage 12). 

In einzelnen Ländern wird im Rahmen des Erstat-
tungsverfahrens ein Vorbescheid erteilt, durch den 
der Erstattungsanspruch dem Grunde nach festge-
stellt wird. Der Berechtigte erhält so Bescheid über 
seinen Anspruch, ehe er Investitionen vornimmt. Die 
Bundesregierung hält die Erteilung eines solchen 
Vorbescheids für vereinbar mit § 10 Fluglärmgesetz 
und hat diese Auffassung auch den Ländern mitge-
teilt. Die Erfahrungen zeigen, daß sich der Vor-
bescheid im Erstattungsverfahren bewährt hat. 

Die Bundesregierung wird im Interesse der recht-
lichen Klarheit und des bundeseinheitlichen Geset-
zesvollzugs vorschlagen, daß in § 10 Fluglärmgesetz 
die Erteilung eines Vorbescheides auf Antrag des 
Berechtigten vorgesehen wird. 

5.10 Fluglärmkommissionen/Lärmschutz-
beauftragte 

Die Fluglärmkommissionen, die nach dem Fluglärm-
gesetz an allen Verkehrsflughäfen, für die ein Lärm-
schutzbereich festzusetzen ist, gebildet worden sind, 
haben sich voll bewährt. Von verschiedener Seite 
wurde vorgeschlagen, auch im militärischen Be-
reich Fluglärmkommissionen einzuführen, da derar- 
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tige Kommissionen als vermittelnde Diskussions-
gremien eine wertvolle Funktion erfüllen könnten. 
Aus militärischen Gründen können jedoch Fluglärm-
kommissionen an militärischen Flugplätzen nicht 
eingerichtet werden. 

Von einigen Verkehrsflughäfen -sind „Lärmschutz-
beauftragte" eingesetzt worden. Als zusätzliche Ein-
richtung neben der Fluglärmkommission scheint der 
„Lärmschutzbeauftragte" für die Vermittlung zwi- 

schen Flugplatz und betroffenen Anwohnern nützlich 
zu sein. Die Bundesregierung sieht indessen keine 
Veranlassung, den „Lärmschutzbeauftragten" — wie 
vereinzelt gewünscht — als verbindlich einzuführen; 
dies gilt im übrigen auch für militärische Flugplätze, 
da hier stets Offiziere als Ansprechpartner beim je-
weiligen Verband und der zuständigen Wehrbe-
reichsverwaltung zur Verfügung stehen, die ver-
bindliche Auskünfte erteilen und das Erforderliche 
veranlassen können. 

6 Schlußbemerkungen 

Die vom Gesetzgeber im Fluglärmgesetz angelegten 
Ziele wurden weitgehend erreicht: 
— Durch Beschränkung der baulichen Nutzung in 

den Lärmschutzbereichen wurde dem Heranwach-
sen der Wohnbebauung an die Flugplätze und 
damit dem Entstehen neuer Problemfälle entge-
gengewirkt. 

— Die Belastung der Menschen durch Fluglärm in 
der Umgebung der erfaßten zivilen und militäri-
schen Flugplätze wurde durch Festlegung von 
Lärmschutzbereichen transparent gemacht. 

— Der Planung wurden Anhaltspunkte für die sach-
gerechte bauliche "Nutzung der weiteren Umge-
bung der Flugplätze gegeben. 

— Bürgern in Schutzzone 1 wurde die Möglichkeit 
eingeräumt, sich in ihrer Wohnung auf Kosten 
des Flugplatzhalters durch baulichen Schall-
schutz gegen Fluglärm zu schützen. 

— Zahlreiche Maßnahmen zur Minderung des Flug-
lärms sind infolge der durch das Fluglärmgesetz 

herbeigeführten Verbeserung des Luftverkehrs

-

gesetzes getroffen worden (siehe Nummer 3.4). 

Wenn trotzdem die von manchen mit dem Fluglärm-
gesetz verbundenen Erwartungen nicht voll erfüllt 
worden sind, so hat dies wohl vor allem folgende 
Gründe: zum einen wurden verschiedentlich Hoff-
nungen an das Fluglärmgesetz geknüpft, die dieses 
nach seinem Inhalt schlechthin nicht erfüllen konnte. 
Zum anderen hatte sich der Vollzug des Fluglärm-
gesetzes anfangs wegen seiner außerordentlichen 
und völlig neuartigen wissenschaftlich-technischen 
Anforderungen verzögert. Schließlich bedarf das 
Fluglärmgesetz in der Tat in einigen Punkten unter 
Berücksichtigung der inzwischen erlangten Erkennt

-

nisse der Verbesserung. 

Die Bundesregierung wird ihren Ankündigungen in 
diesem Bericht entsprechend dem Deutschen Bun-
destag Vorschläge für eine Novellierung des Flug-
lärmgesetzes vorlegen. 
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Anlage 1 

DER BUNDESMINISTER 
DES INNERN 	 	Bonn, im Mai 1977 

U II 10 — 560 120/11 

Bericht über Fragen des baulichen Schallschutzes bei der Erstattung nach § 9 des 
Fluglärmgesetzes 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 113. Sitzung am 2. Juni 1976 die Bundesregie-
rung u. a. ersucht, 

dem Innenausschuß bis 31. März 1977 einen Bericht 
über die beim Vollzug des Fluglärmgesetzes bei Alt-
bauten auftretenden Schwierigkeiten zu erstatten, 
der — auf Vorschlag des Abgeordneten Freiherr von 
Fircks — auch eine Ubersicht über die Anzahl der 
Betroffenen enthalten soll. 

Nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBl. I S. 282) werden für Verkehrs-
flughäfen, die dem Fluglinienverkehr angeschlossen 
sind und für militärische Flugplätze, die dem Betrieb 
von Flugzeugen mit Strahltriebwerken zu dienen be-
stimmt sind, Lärmschutzbereiche festgesetzt. Der 
Lärmschutzbereich umfaßt das Gebiet außerhalb des 
Flugplatzgeländes, in dem der durch Fluglärm her-
vorgerufene äquivalente Dauerschallpegel 67 dB (A) 
übersteigt. Der Lärmschutzbereich wird nach dem 
Maße der Lärmbelastung in zwei Schutzzonen ge-
gliedert. Die Schutzzone 1 umfaßt das Gebiet, in 
dem der äquivalente Dauerschallpegel 75 db (A) 
übersteigt, die Schutzzone 2 das übrige Gebiet des 
Lärmschutzbereiches. 

Das Gesetz bestimmt eine Reihe von Beschränkun-
gen der baulichen Nutzung in den beiden Schutz-
zonen. So dürfen z. B. Wohnungen in Schutzzone 1 
grundsätzlich überhaupt nicht, in Schutzzone 2 nur 
mit höherem baulichem Schallschutz errichtet wer-
den. Besonders schutzbedürftige Einrichtungen wie 
etwa Krankenhäuser, Schulen und Altenheime dürfen 
grundsätzlich in keiner der Schutzzonen gebaut wer-
den. Ausnahmen sind nur unter engen Voraussetzun-
gen möglich und bedingen dann ebenfalls höheren 
baulichen Schallschutz. Welchen Anforderungen die-
ser bauliche Schallschutz genügen muß, ist in der 
aufgrund von § 7 des Gesetzes erlassenen Verord-
nung über bauliche Schallschutzanforderungen nach 
dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (Schall-
schutzverordnung) vom 5. April 1974 (BGBl. I S. 903) 
geregelt. Die Verordnung bestimmt u. a., daß das 
bewertete Bauschalldämm-Maß der Umfassungsbau-
teile von Aufenthaltsräumen in Schutzzone 1 minde-
stens 50 dB, in Schutzzone 2 mindestens 45 dB be-
tragen muß. 

Eigentümer von in der Schutzzone 1 gelegenen 
Grundstücken, auf denen bei Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs Krankenhäuser, Altenheime, Erho-
lungsheime, Schulen und ähnliche im gleichem Maße 

schutzbedürftige Einrichtungen oder Wohnungen be-
reits errichtet sind, haben nach § 9 des Fluglärmge-
setzes Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen. Die Aufwen-
dungen werden nur erstattet, „soweit sich die Maß-
nahmen im Rahmen der nach § 7 erlassenen Rechts-
verordnung halten". 
Der für die Durchführung des Fluglärmgesetzes fe-
derführende Bundesminister des Innern hat unver-
züglich nach dem Beschluß des Innenausschusses im 
Juni 1976 eine Untersuchung eingeleitet, inwieweit 
sich Schwierigkeiten beim Vollzug des Fluglärmge-
setzes im Hinblick auf den nachträglichen Einbau von 
Schalischutzelementen in bestehende Gebäude erge-
ben. Die Untersuchung erstreckt sich auf alle 21 
Lärmschutzbereiche an zivilen und militärischen 
Flugplätzen, die im Sommer 1976 festgesetzt waren. 

Die Erhebung hat ergeben, daß im Regelfall das be-
wertete Bauschalldämm-Maß von 50 dB, wie es in 
der Schallschutzverordnung für Neubauten in Schutz-
zone 1 verlangt wird und mit einer gewissen Tole-
ranz auch für Altbauten gilt, immer dann durch nach-
träglichen Einbau schalldämmender Bauelemente er-
reicht werden kann, wenn bereits die vorhandene 
Wandkonstruktion dieses Maß aufweist. Ähnliches 
gilt für den dachseitigen Abschluß der Gebäude. In-
wieweit diese Voraussetzung erfüllbar ist, hängt im 
Einzelfalle von der angewandten Bauweise und Aus-
führung ab. Die Erhebungen haben gezeigt, daß die-
se in den verschiedenen Bauperioden sehr unter-
schiedlich sein kann. Eine Übersicht über die Schall-
dämmung von Außenwänden in den verschiedenen 
Bauperioden zeigt die folgende Tabelle 1. Sie läßt 
erkennen, daß die Schalldämmung der Außenwände 
von Altbauten sämtlicher hier betrachteter Bauperio-
den in der Regel über 50 dB liegen. Eine geringere 
Schalldämmung weisen vor allem Gebäude auf, die 
vor 1918 und zwischen 1950 und 1956 errichtet wor-
den sind. Von den vor 1912 errichteten Gebäuden 
haben etwa die Hälfte, insbesondere Fachwerkbau-
ten, von den zwischen 1950 und 1956 errichteten Ge-
bäuden nur ein geringer Teil ein bewertetes Bau-
schalldämm-Maß von 50 dB. 
Die Schallschutzverordnung gilt unmittelbar nur für 
die Errichtung von Gebäuden, also für Neubauten. 
Sie ist aber auch für den nachträglichen Einbau von 
Schallschutzelementen in bestehende Gebäude von 
Bedeutung: Aufwendungen für baulichen Schall-
schutz sind nach § 9 Abs. 3 des Gesetzes nur dann 
erstattungsfähig, wenn sie sich „im Rahmen" der 
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Tabelle 1 

Schalldämmung von im Regelfalle in den verschiedenen Bauperioden 
anzutreffenden Außenwänden 

Bau- Wohngebäude 
I 

Außenwände Flächengewicht Bewertetes Bauschall- 
periode  erbaut vorwiegend in kg/r2  dämm-Maß in dB 

1 vor 1918 reiner Mauerwerksbau 
mit Holzbackendecken 640 bis 960 54 bis 59 

Fachwerk 250 bis 350 45 bis 50 

2 zwischen Mauerwerk mit Stahl- 
1919 und 1949 trägern; gebrannte 

Ziegel 350 bis 460 51 bis 54 

3 zwischen Hohlblock mit ca. 320 48 bis 49 
1950 und 1956 Spachtelputz 

ca. 300 ca. 40 unverputzt 

4 nach 1956 Stahlbeton mit Vor- 500 56 bis 60 
schalen; Kalksandstein 360 52 

' mit Verputz 
420 54 

Anforderungen der Schallschutzverordnung halten. 
Diese Formulierung des Gesetzes macht deutlich, daß 
die bauakustischen Anforderungen bei Alt- und Neu-
bauten zwar keine unterschiedliche Dimension haben 
sollten, daß es aber durchaus möglich ist, die beson-
dere Situation bei Altbauten zu berücksichtigen. Im 
Einzelfall wird man bei nachträglichem Einbau von 
Schallschutzelementen das Unterschreiten des für 
Neubauten festgesetzten bewerteten Bauschalldämm-
Maßes von 50 dB um bis zu 5 dB hinnehmen können. 
Hiermit wird auch dem Schutzgedanken des Gesetzes 
noch Rechnung getragen. Wenn diese Toleranz vor-
gesehen wird, lassen sich bei nahezu allen bestehen-
den Gebäuden, für die Aufwendungsersatz inFrage 
kommt, die vorgeschriebenen bauakustischen An-
forderungen erfüllen. Ausgenommen sind die Ge-
bäude, bei denen wegen der Art und Beschaffenheit 
der Bausubstanz ein zusätzlicher Schallschutz aus 
technischen und wirtschaftlichen Gründen nicht ver-
tretbar ist. 

Der Bundesminister des Innern wird den für die 
Durchführung des Fluglärmgesetzes zuständigen 
obersten Landesbehörden den Inhalt dieses Berich-
tes mitteilen und sie bitten, beim Vollzug des Flug-
lärmgesetzes entsprechend zu verfahren. 

Zu der Frage, wie viele Anwohner an Flugplätzen 
insgesamt von der Erstattungsregelung des Flug-
lärmgesetzes betroffen sind, kann derzeit noch nicht 
abschließend Stellung genommen werden, da noch 
nicht alle Lärmschutzbereiche festgesetzt worden 
sind. Wie anhand der bereits festgesetzten Lärm-
schutzbereiche erkennbar ist, ist die Anzahl der in 
Schutzzone 1 wohnenden Personen je nach der im 
Einzelfall vorhandenen Besiedelungsdichte und der 

Größe des Lärmschutzbereiches sehr unterschiedlich. 
Dies verdeutlichen die in Tabelle 2 aufgeführten Bei-
spiele. 

Tabelle 2 

Beispiele für Einwohnerzahlen in der Schutzzone 1 
von Lärmschutzbereichen nach dem Fluglärmgesetz 

Flugplatz 
Einwohner in 
Schutzzone 1 

ca. 

Verkehrsflughafen 
Hannover-Langenhagen 	 100 

Verkehrsflughafen 
München-Riem 	  4 600 

Militär-Flugplatz 
Nörvenich 	  250 

Militär-Flugplatz 
Neuburg/Donau 	  1 800 

Nach den bisher vorliegenden Erkenntnissen an 21 
Lärmschutzbereichen wird man davon ausgehen dür-
fen, daß im Durchschnitt in Schutzzone 1 etwa 2 800 
Menschen ansässig sind. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen des Immis-
sionsschutzberichtes, der Ende dieses Jahres dem 
Deutschen, Bundestag vorgelegt werden wird, auch 
über Erfahrungen beim Vollzug des Fluglärmgeset-
zes berichten. Dabei werden auch Fragen der bau-
akustischen Anforderungen bei bestehenden Gebäu-
den behandelt werden. 
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Anlage 2 

Beschränkung des Nachtflugbetriebs auf dem Verkehrsflughafen München -Riem 

Regelung ab 1. April 1976 

1 	In der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr Ortszeit sind Starts und Landungen von 
Luftfahrzeugen nicht gestattet. Von diesen Beschränkungen sind aus-
genommen: 

1.1 Landungen von Luftfahrzeugen im Linienverkehr, von Luftfahrzeugen mit 
Propellerantrieb und von Luftfahrzeugen, deren Halter Luftfahrtunter-
nehmer sind, die in München-Riem den Schwerpunkt ihres Wartungsbetrie-
bes unterhalten, bis 23.00 Uhr Ortszeit. 

Ab 1. November 1978 gilt diese Ausnahme nur für Luftfahrzeuge, die nach-
weislich die im Anhang 16 zum ICAO-Abkommen enthaltenen Lärmgrenz-
werte nicht überschreiten; 

1.2 Starts von Luftfahrzeugen im grenzüberschreitenden Linienverkehr bis 
23.00 Uhr Ortszeit, sofern für diese Flüge Luftfahrzeuge verwendet werden, 
die nachweislich die im Anhang 16 zum ICAO-Abkommen enthaltenen 

 Lärmgrenzwerte nicht überschreiten; 

1.3 Starts und Landungen von Luftfahrzeugen 

1.3.1 im Nachtluftpostdienst der Deutschen Bundespost, 

1.3.2 bei Benutzung des Flughafens München-Riem als Not- und Ausweichflug-
hafen aus meteorologischen, technischen oder sonstigen Sicherheitsgründen, 

1.3.3 im Katastrophen- oder medizinischen Hilfeleistungseinsatz, 

1.3.4 bei Verspätungen im Fluglinienverkehr und im Bedarfsluftverkehr, wenn 
die planmäßige Ankunfts- oder Abflugzeit in München-Riem vor 22.00 Uhr 
Ortszeit liegt und der verspätete Start oder die verspätete Landung bis 
24.00 Uhr Ortszeit durchgeführt wird. 

Die Ausnahme gilt nicht für Luftfahrzeuge, die die im Anhang 16 zum 
ICAO-Abkommen enthaltenen Lärmgrenzwerte überschreiten. Für Luftfahr-
zeuge von Luftfahrtunternehmen, die in München-Riem den Schwerpunkt 
ihres Wartungsbetriebes unterhalten, gilt diese ,Einschränkung ab 1. No-
vember 1978. 

2 	Bei Landungen in der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr Ortszeit darf Schub

-

umkehr nur in dem Umfang angewendet werden, wie dies aus Sicherheits-
gründen erforderlich ist. 

Die Stellung der Triebwerkshebel im Luftfahrzeug auf „Leerlauf-Schub-
umkehr" wird von dieser Regelung nicht erfaßt. 

3 	Probeläufe mit Luftfahrzeug-Triebwerken dürfen nur unter Benutzung der 
Lärmschutzwand durchgeführt werden. 

3.1 Probeläufe mit Strahltriebwerken sind an Werktagen (Montag mit Samstag) 
nur in der Zeit zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr Ortszeit zulässig. 

In der Zeit zwischen 6.00 Uhr und 7.00 Uhr Ortszeit sind Triebwerksprobe-
läufe nur für den Fall zulässig, daß ein für die Zeit zwischen 6.00 Uhr und 
8.00 Uhr Ortszeit genehmigter Start unmittelbar bevorsteht und ein Probe-
lauf aus Sicherheitsgründen kurz vor diesem Start durchgeführt werden 
muß. 

3.2 An Sonn- und Feiertagen dürfen Triebwerksprobeläufe nur in der Zeit 
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr Ortszeit und 

von 15.00 Uhr bis 19.00 Uhr Ortszeit in begründeten Einzelfällen durch-
geführt werden, 

wenn ein genehmigter Start unmittelbar bevorsteht, 
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ein Probelauf aus Sicherheitsgründen erforderlich ist und 

der in Aussicht genommene Start zur Vermeidung erheblicher Störungen 
im betrieblichen Ablauf der Luftverkehrsgesellschaft unabweisbar not-
wendig ist. 

3.3 Probeläufe mit Luftfahrzeugen, deren Triebwerksöffnungen die Oberkante 
der Lärmschutzwand überragen, dürfen nur an Werktagen (Montag mit 
Samstag) und nur in der Zeit von 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr Ortszeit durch-
geführt werden. 

4 	Zu Übungszwecken unmittelbar aufeinanderfolgende wiederholte An- und 
Abflüge desselben Luftfahrzeugs sind zu folgenden Zeiten nicht zulässig: 

Montag bis Samstag 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr Ortszeit, 

Samstag 12.00 Uhr bis Montag 6.00 Uhr Ortszeit 

sowie an gesetzlichen Feiertagen. 

Ausgenommen von diesen Beschränkungen sind Vermessungsflüge der 
Bundesanstalt für Flugsicherung. 

4.1 Ausbildungs- und Übungsflüge, die nach luftverkehrsrechtlichen Vorschrif-
ten für den Erwerb, die Verlängerung oder Erneuerung einer Erlaubnis oder 
Berechtigung als Luftfahrer vorgeschrieben sind, sind nicht zulässig 

täglich zwischen 23.00 Uhr und 6.00 Uhr Ortszeit. 

5 	Abweichend von den vorstehend getroffenen Regelungen kann das Baye

-

rische Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr oder nach dessen 
näherer Bestimmung die Luftaufsichtsstelle am Flughafen München-Riem 
in begründeten Einzelfällen insbesondere dann Ausnahmen zulassen, wenn 
dies zur Vermeidung erheblicher Störungen im Luftverkehr oder in Fällen 
besonderen öffentlichen Interesses erforderlich ist. 

(Mitgeteilt vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr — 
8352—VII/8c1-58 119) 
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Anlage 3 

 

Mitteilung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV) 

Behördliche Maßnahmen zur Fluglärmbekämpfung 

(§§ 29 Abs. 1 Satz 3, 29 b LuftVG) 

Vorbemerkung 

- Behördlich angeordnete Nachtflugbeschränkungen sind im einzelnen angege-
ben im Luftfahrthandbuch Deutschland, Teil AGA-2. 

— Sog. minimum noise routings sind wiedergegeben im Luftfahrthandbuch 
Deutschland, Kartenband, Flughafen-Abschnitt. 

Auf diese Veröffentlichungen wird ergänzend verwiesen und Bezug genommen. 

Frankfurt 	Einschränkung des Nachtflugbetriebes durch den Hess. Minister für Wirtschaft 
und Technik. 

Hamburg 	Zu den behördlichen Maßnahmen zur Fluglärmbekämpfung sind 

a) die in den letzten Jahren von der Bundesanstalt für Flugsicherung vorgenom-
menen Änderungen im An- und Abflugverfahren und 

b) die von der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg verfügten örtlichen Nachtflugbeschränkungen zu 
rechnen. 

Hannover 	Das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft und Verkehr hat als zuständige 
Luftfahrtbehörde Flugbeschränkungen verfügt. 

Köln/Bonn 	a) Verlegung der Abflugstrecke DK 4 aus Lärmminderungsgründen. 

b) Ab 21. April 1977 Anhebung der Einflughöhen in die ILS-Gleitpfade gem. der 
Empfehlung des BMV auf 3 000 Fuß NN. 

c) Örtliche Flugbeschränkung. 

d) Freiwillige Beschränkung der Benutzung der in der Flugsicherungsplanricht-
linie B 1/76 unter 3.2.2 erwähnten Übergangszone von 3 000 bis 5 000 Fuß auf 
Sicherheitsfälle. Eine Abweichung von den Abflugrouten vor Erreichen des 
FL 50 wird dadurch in lärmrelevanten Höhen vermieden. 

Zuständige Behörden zu 

a) Bundesanstalt für Flugsicherung 

b) Bundesanstalt für Flugsicherung 

c) Bundesanstalt für Flugsicherung 

d) Flugsicherungs-Regionalstelle Düsseldorf-Köln/Bonn 

München Standardabflugverfahren und örtliche Flugbeschränkungen. 

Die für den Immissionsschutz in Bayern zuständige Landesbehörde ist das Baye-
rische Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen. 

Beim Luftamt Südbayern der Regierung von Oberbayern besteht seit dem 1. Ja-
nuar 1974 die Stelle eines Lärmschutzbeauftragten. 



Drucksache 8/2254 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Nürnberg 	Lärmminderungsstreckenführungen und Nachtflugbetriebsbeschränkungen. 

Zur Zeit werden vom Flughafen die baulichen Voraussetzungen für die Aus-
rüstung mit einer sog. radargestützten Anflugkontrolle auf dein Flughafen Nürn-
berg geschaffen. Nach Ausrüstung mit den entsprechenden Geräten soll diese 
Radaranlage Ende 1979 / Anfang 1980 in Betrieb gehen und u. a. eine weitere 
Verbesserung der Überwachung von Lärmminderungsstreckenführungen ermög-
lichen. 

Beim Luftamt Nordbayern wurde am 1. Januar 1974 die Stelle des „Beauftragten 
für Fluglärmangelegenheiten" besetzt und ein zumindest über Tonband ständig 
erreichbares Telefon eingerichtet. Hierdurch sollte den Flughafennachbarn die 
Möglichkeit eingeräumt werden, bei einer neutralen, amtlichen Stelle evtl. Be-
schwerden wegen Fluglärms vorbringen und über diese Abhilfemaßnahmen ein-
leiten lassen zu können. 

Für die Einrichtung und Überwachung von Lärmminderungsstreckenführungen 
im Bereich des Flughafens Nürnberg ist die Bundesanstalt für Flugsicherung, für 
den Erlaß von Flugbetriebsbeschränkungen das Bayerische Staatsministerium für 
Wirtschaft und Verkehr als Luftfahrtbehörde und für den Fluglärmbeauftragten 
das Luftamt Nordbayern zuständig. Die Luftaufsichtsstelle am Flughafen Nürn-
berg hat die Zeiten von Trainingsflügen mit den jeweiligen Luftverkehrsgesell-
schaften zu koordinieren mit dem Ziel, sie auf die vorgenannten Tagesstunden 
zu beschränken und eine Häufung mehrerer Trainingsflüge, insbesondere laut-
starker, zu vermeiden. 

Saarbrücken D as zuständige Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft, Abtei- 
lung Luftfahrtreferat, hat bisher keine Maßnahmen angeordnet. 

Stuttgart 	Nachtflugbeschränkungen und Beschränkungen von Standläufen durch das 
Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr Baden-Württemberg. 

Die Nachtflugbeschränkungen führten zur Einschränkung der Luftverkehrsbedie-
nung des Flughafens Stuttgart. 
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Anlage 4 

Umweltdokumentation des Bundesministeriums der Verteidigung 
— Auszug — 

Einzelmaßnahmen zum Umweltschutz im Bereich 
der Luftwaffe 

A. Nichtfliegende Verbände der Luftwaffe (Ausbil-
dungsverbände, Versorgungstruppen, Fernmelde-
truppen, Schulen ohne Flugbetrieb usw.) : 

In bezug auf den Übungsbetrieb, den Standort-
dienst und sonstige Maßnahmen verhält sich die 
Luftwaffe analog zum Heer. 

B. Flugbetrieb: 

1. Beachtung der einschlägigen Gesetze/Verord-
nungen/Dienstvorschriften und Bestimmungen, 
wie 

a) Luftverkehrsgesetz/Luftverkehrsordnung, 

b) ZDv 19/2 Tiefflugarbeitskarte. 

2. Ordnung und Organisation des militärischen 
Flugbetriebs: 

a) Verlagerung von Teilen des militärischen 
Flugbetriebs aus dem Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland in den Luft-
raum verbündeter anderer Staaten und 
über die hohe See; 

b) fliegerische Beschränkungen für den Flug-
betrieb allgemein und speziell für die Flü-
ge und Überschallflüge, die im Luftraum 
der Bundesrepublik Deutschland stattfin-
den: 
— Generelle Erhöhung der durch das Luft-

verkehrsgesetz an sich freigegebenen 
Mindestflughöhe bei Tiefflügen von 250 
Fuß (75 Meter) über Grund auf 500 bis 
1 500 Fuß (150 m bis 460 m) über Grund; 

— Verbot des Überfliegens von Großstäd-
ten im Tiefflughöhenband (über 100 000 
Einwohner) ; 

— Kurorte und Heilbäder sollen nach 
Möglichkeit umflogen werden; 

— Einrichtung besonderer Flugstrecken 
für Nachttiefflüge bei eingehaltenen 
Mindesthöhen von 1 000 Fuß (300 m). 

— Festlegung von Zeitgrenzen für Tief-
flüge (Montag bis Freitag von 30 Minu-
ten vor Sonnenaufgang, jedoch nicht 
vor 7.00 Uhr, bis Sonnenuntergang, je-
doch nicht nach 17.00 Uhr) ; 

— Festlegung von Zeitgrenzen für Nacht-
tiefflüge (Montag bis Freitag von 30 
Minuten nach Sonnenuntergang bis 
24.00 Uhr) ; 

— Festlegung von Zeitgrenzen für den 
Überschallflug (Montag bis Freitag von 

8.00 Uhr bis 20.00 Uhr und Sonnabend 
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr) ; 

— Festlegung einer Mindestflughöhe von 
36 000 Fuß (11 000 m) für Überschall-
flüge; 

— Verbot jeglichen militärischen Flugbe-
triebs an Sonn- und Feiertagen bis auf 
die unbedingt erforderlichen Flüge 
(z. B. im Rahmen der Luftverteidigung 
sowie des Such- und Rettungsdienstes) ; 

— Beschränkung der Höchstgeschwindig-
keit für tieffliegende Flugzeuge auf 450 
Kts; 

— Einführung neuer Landeanflugverfah-
ren, die zu einem Minimum an Lärm-
belastung führen; 

— Einschränkung des örtlichen Flugbe-
triebs durch einschneidende Verringe-
rung der Übungsanflüge; 

— lokale Programme zur Lärmminderung, 
wie generelles Durchstartverbot für die 
Zeit von 12.00 bis 14.00 Uhr, Überflug-
verbot bei bestimmten Ortschaften 
usw.; 

— Ausklammerung einzelner Fliegerhor-
ste bei der Teilnahme an Übungen zu 
außergewöhnlichen Zeiten (ab Mitter-
nacht) ; 

— Beschränkung des Einsatzes mit Nach-
brenner. 

c) technische und bauliche Maßnahmen an 
Flugplätzen und Fluggerät: 
— Umrüstung der F 104 G (Starfighter) 

auf ein Triebwerk, das im Landeflug 
den besonders störenden Heulton nicht 
erzeugt; 

— Untersuchungen am Fluggerät zur Fest-
stellung physikalischer Ursachen für 
einzelne Lärmerscheinungen (z. B. Ro-
torenlärm bei Hubschraubern und Ent-
wicklung von Methoden zur Minderung 
des Lärms) ; 

— Entwicklung und Bau von Lärmschutz-
hallen für bodengebundene Prüf- und 
Abbremsläufe von Strahltriebwerken; 

— Ausstattung der Flugplätze mit lärm-
dämmenden Schutzwällen, Waldstük-
ken, Blenden usw.; 

— Festlegung der An- und Abflugrichtun-
gen auf Flugplätzen nach den Gegeben-
heiten der an die Flugplätze herange-
wachsenen Besiedlung, soweit die Flug-
sicherheit das zuläßt; 

d) permanente Erziehung der Flugzeugführer 
zu umweltbewußtem Verhalten. 
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Anlage 5 

Auszug aus dem Schreiben des Bundesministers des Innern an den Bundesminister der Finanzen 
vom 9. August 1976 wegen Schallschutzmaßnahmen bei Wohngrundstücken, die den britischen 
Streitkräften überlassen sind 

Ich teile Ihre Auffassung, daß die Bundesvermögensverwaltung, die die den alli-
ierten Streitkräften überlassenen bundeseigenen Grundstücke betreut, den Antrag 
auf Erstattung der Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen nach dem 
Fluglärmgesetz stellen kann. Es ist auch richtig, daß nach § 9 Abs. 1 Fluglärmge-
setz nur die tatsächlich entstandenen Aufwendungen erstattet werden können. 
Wegen des erheblichen Risikos, das der Eigentümer bei Durchführung der Schall-
schutzmaßnahmen vor Klärung der Erstattungsfähigkeit der Aufwendungen tragen 
müßte, halte ich es für angemessen und nach § 10 des Gesetzes auch für zulässig, 
vorab über die Erstattungsfähigkeit der vorgesehenen Aufwendungen dem Grun-
de und den Begrenzungen nach zu entscheiden. Die Festsetzung des Erstattungs-
betrages muß bei diesem Bescheid noch vorbehalten bleiben. Sie kann erst erfol-
gen, wenn die Maßnahmen ordnungsgemäß durchgeführt sind und die Rechnungs-
belege vorgelegt werden. Soweit mir bekannt, erteilen die Länder schon in ihrer 
bisherigen Praxis geteilte Bescheide (Runderlaß des Niedersächsischen Sozialmini-
sters vom 8. Juli 1975 — III/7 — GültL 322/880 —, veröffentlicht im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt Nr. 33 vom 6. August 1975; Hinweise des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Verfahren zur Erstattung baulicher Schallschutzmaßnahmen, 
Anlage 2 des Ergebnisprotokolls über die Sechste Sitzung des Unterausschusses 
„Lärm/Erschütterungen — Grundsätze" im Länderausschuß für Immissionsschutz 
am 30. März 1976, nicht veröffentlicht). 
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Anlage 6 

Auszug aus einer gutachtlichen Äußerung des Bundesministers des Innern vom 26. August 1977 
zur Frage, ob die Länder auf , Grund des § 16 Fluglärmgesetz befugt sind, durch landesrechtliche 
Vorschriften festzulegen, daß Aufwendungen für Schallschutzmaßnahmen außerhalb der Schutz-
zone 1 erstattet werden, und ob sie die Flugplatzhalter zur Kostentragung verpflichten können 

Soweit das Fluglärmgesetz auf die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 
73 Nr. 6 und Nummer 1 GG gestützt wird, enthält es 
keine Rechtsetzungsermächtigung an den Landesge-
setzgeber. Einer ausdrücklichen Rechtsetzungser-
mächtigung hätte es aber bedurft, wenn der Landes-
gesetzgeber hätte befugt werden sollen, das Flug-
lärmgesetz hinsichtlich solcher Regelungen zu ergän-
zen, die wie aufgezeigt, der ausschließlichen Bundes-
gesetzgebung zuzuordnen sind (Artikel 71 GG). Die 
in § 16 FLG enthaltene Unberührtheitsklausel kann 
vielmehr nur als ein Rechtsetzungsvorbehalt zugun-
sten des Landesgesetzgebers verstanden werden, von 
dem dieser nur im Rahmen der ihm ohnehin zuste-
henden Rechtsetzungsbefugnisse Gebrauch machen 
kann. 

Die Frage, ob der Landesgesetzgeber das Fluglärm-
gesetz um landesrechtliche Vorschriften im Bereich 
der konkurrierenden Gesetzgebung (Artikel 74 Nr. 
11, Nr. 14, Nr. 18 und Nummer 24 GG) ergänzen 
kann, beurteilt sich nach der Geschlossenheit der im 
Fluglärmgesetz getroffenen Kodifikation. Im Bereich 
der konkurrierenden Gesetzgebung wird der Lan-
desgesetzgeber nach Artikel 72 Abs. 1 GG nämlich 
nur durch Bundesgesetze, die die Materie erschöp-
fend  regeln, am Erlaß ergänzender Vorschriften ge-
hindert. Zur Beurteilung dieser Frage stellt das Bun-
desverfassungsgericht ggf. eine Gesamtbetrachtung 
an (Leibholz/Rinck, Kommentar zum GG, 5. Aufl., 
Randnr. 1 zu Artikel 72). Im vorliegenden Fall führt 
die Gesamtbetrachtung — die insbesondere auch die 
Intention des Gesetzes einbezieht — dazu, anzuneh-
men, der Bundesgesetzgeber habe die Regelungen 
des Fluglärmgesetzes als abschließend angesehen, 
soweit er in § 16 FLG nicht ausdrücklich einen Vor-
behalt zugunsten des Landesrechts gemacht hat. 

Die Sperrwirkung des Artikels 72 Abs. 1 GG legt 
es überdies nahe, den ausnahmehaften Rechtset-
zungsvorbehalt des § 16 FLG eng auszulegen. Diese 
enge Auslegung des § 16 FLG schließt es aus, anzu-
nehmen, der Landesgesetzgeber sei zu ergänzenden 
Regelungen auch bezüglich der Erstattung von Schall-
schutzaufwendungen befugt. Das Maß der Kostentra-
gung für Schallschutzaufwendungen hat der Bundes-
gesetzgeber in §§ 9 und 12 FLG selbst abschließend 
festgelegt. Höhere finanzielle Belastungen wollte er . 
den Flugplatzhaltern nicht aufbürden; darin darf so- 

gar die zentrale politische Entscheidung des Bundes-
gesetzgebers im Fluglärmgesetz gesehen werden. 
Wären die Länder nach § 16 FLG befugt, die Flug-
platzhalter mit weiteren Kosten zu belasten, so wäre 
die zentrale politische Entscheidung des Bundesge-
setzgebers zur Disposition der Länder gestellt — ein 
Ergebnis, das gerade auch im Hinblick auf die Ko-
stentragungspflicht des Bundes bei Militärflugplät-
zen sicher nicht dem Willen des Gesetzgebers ent-
spräche .. . 

Rechtlich zulässig erscheinen landsrechtliche Rege-
lungen über Förderungsmaßnahmen aus der Staats-
kasse des Landes, die auch den durch das Fluglärm-
gesetz bisher nicht begünstigten Eigentümern lärm-
betroffener Grundstücke zugute kommen könnten. 
Aber auch dabei müßten die vom Bundesgesetzgeber 
mit den Lärmschutzzonen 1 und 2 getroffenen Ab-
stufungen in angemessener Weise gewahrt werden. 

Im Ergebnis muß der Sinngehalt des § 16 FLG darin 
erblickt werden, daß weitergehende planungs- oder 
entschädigungsrechtliche Vorschriften des Bundes 
und der Länder fortgelten. An bundesrechtlichen 
Vorschriften kommen in Betracht die weitergehen-
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (ins-
besondere § 906 BGB), des Luftverkehrsgesetzes (ins-
besondere § 11 LuftVG i. V. m. § 26 GewO — jetzt 
§ 14 BImSchG) und möglicherweise auch des Bundes-
baugesetzes. Erst in seinem jüngsten, soweit ersicht-
lich noch nicht veröffentlichten Urteil zum Schutz vor 
Fluglärm hat der Bundesgerichtshof entschieden, daß 
die zivilrechtlichen Nachbaransprüche durch die pla-
nungsrechtlichen Regelungen des Fluglärmgesetzes 
nicht unmittelbar berührt werden (BGH Urteil vom 
15. Juni 1977 — V ZR 44/75 —). 

Nach der an Artikel 3 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch ausgerichteten Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts kommt den 
Ländern die Befugnis zu, das fortgeltende Landes

-

recht zu ändern (BVerfGE 7, 124). Bei der Setzung 
neuen Rechts muß sich der Landesgesetzgeber im 
Hinblick auf die bundesstaatliche Ordnung aber Zu-
rückhaltung auferlegen. Bei Ausschöpfung der nach 
§ 16 FLG verbliebenen Rechtsetzungsbefugnis hätte 
der Landesgesetzgeber insbesondere zu beachten, 
daß der Bundesgesetzgeber den Erstattungsanspruch 
für bauliche Schallschutzaufwendungen als einen um-
weltschutzrechtlichen Ausgleichsanspruch im Vorfeld 
der Enteignungsentschädigung abschließend geregelt 
hat.,  
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Anlage 7 

Auszug aus dem Schreiben des Bundesministers des Innern an den Niedersächsischen Minister 
des Innern vom 15. Dezember 1977 wegen des Zeitpunktes der Entstehung des Anspruchs auf 
Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 Fluglärmgesetz 

1. Der Anspruch setzt nach § 9 Abs. 1 Satz. 1 FLSchG 
voraus, daß das Grundstück des Erstattung bean- 
tragenden Eigentümers in der Schutzzone 1 gele-
gen ist. Deshalb fehlt es an einem anspruchsbe-
gründenden Tatbestandsmerkmal, solange der 
Lärmschutzbereich für den Flugplatz nicht festge-
legt ist. 

2. Der Lärmschutzbereich, der sich in die Schutz-
zonen 1 und 2 gliedert (§ 2 Abs. 2 FLSchG), wird 
vom Bundesminister des Innern bei Verkehrsflug-
häfen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verkehr, bei militärischen Flugplätzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der  Ver-
teidigung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrats festgelegt. Die bisher erlas-
senen, insoweit Bleichlautenden Lärmschutzbe-
reichsverordnungen traten jeweils am Tage nach 
der Verkündung in Kraft; sie haben keine Rück-
wirkung. 

3. Einer rückwirkenden Inkraftsetzung der Lärm-
schutzbereichsverordnung stünde entgegen, daß 
dann nicht nur die Vergünstigungen in Form von 
Aufwandserstattungen nach § 9 FLSchG, sondern 
auch die Belastungen in Form der Bauverbote und 
Nutzungsbeschränkungen nach §§ 5 und 6 FLSchG 
rückwirkend wirksam würden. Wollte man diese 
Komplikationen im Interesse des Vertrauens-
schutzes für die betroffenen Bürger vermeiden, 
so wären unterschiedliche Zeitpunkte für das In-
krafttreten der Verordnung vorzusehen, was aber 
nicht im Sinne des Gesetzes läge. 

4. Der Festsetzung des Lärmschutzbereichs kommt 
nicht nur eine beschreibende Bedeutung zu. Nach 
§ 3 FLSchG ist der Lärmschutzbereich unter Be-
rücksichtigung von Art und Umfang des voraus-
sehbaren Flugbetriebs auf der Grundlage des zu 
erwartenden Ausbaus des Flugplatzes zu ermit

-

teln. Damit gehen prognostische .und planerische 
Elemente in die Festlegung mit ein. Ihre Ansicht, 
die Verordnung sei ausschließlich das Ergebnis 
eines rein technisch-geographischen Verfahrens 
zur Bestimmung der räumlichen Ausdehnung der 
Schutzzonen, ist nicht zutreffend. Die Verordnung 
hat vielmehr auch gestaltenden Charakter. 

5. Vom, Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs 
auf  Erstattung nach § 9 Abs. .1 FLSchG ist der 
Zeitpunkt der Entstehung der Aufwendungen, 
die erstattet werden sollen, zu unterscheiden. 
Während der Anspruch niemals vor der Fest-
legung des Lärmschutzbereichs entstehen kann, 
weil das Grundstück in der. Schutzzone 1 gelegen 
sein muß (siehe oben zu Punkt 1), können die 

Aufwendungen schon vor dem Zeitpunkt der 
Festlegung des Lärmschutzbereichs gemacht wor-
den sein. 

6. Über den Zeitraum, in dem die Aufwendungen 
gemacht worden sein müssen, die Gegenstand 
einer Erstattung nach § 9 Abs. 1 FLSchG sind, 
trifft das Gesetz keine ausdrückliche Aussage. 
Aus dem Begriff „Erstattung der Aufwendungen" 
ergibt sich lediglich, daß keine vorgreifliche Er-
stattung künftiger Aufwendungen in Betracht 
kommen kann. 

7. Aus der Zielsetzung des Gesetzes, das gerade 
Anstoß zu Lärmschutzmaßnahmen geben will, er-
gibt sich weiter, daß sich die Erstattung nach § 9 
FLSchG nur auf solche Aufwendungen beziehen 
kann, die nach Inkrafttreten des Gesetzes ge-
macht werden. Sofern die vor Inkrafttreten des 
Gesetzes gemachten Aufwendungen in die Erstat-
tungsregelung hätten einbezogen werden sollen, 
hätte dies aus Gründen der Rechtsklarheit der 
Festlegung eines besonderen Stichtages bedurft. 
Es ist nämlich nicht anzunehmen, der Gesetz-
geber habe die zahlungspflichtigen Flugplatzhal-
ter (§ 12 FLSchG), insbesondere auch die Staats-
kasse, mit ggf. länger zurückliegenden Aufwen-
dungen belasten wollen, ohne dies ausdrücklich 
zu bestimmen. Wegen der vom Fluglärmschutz

-

gesetz unberührt gebliebenen zivilrechtlichen 
Nachbarschaftsansprüche wird auf die Urteile 
des Bundesgerichtshofs vom 10. Juni 1977 — 
V ZR 242/74 — und vom 15. Juni 1977 — V ZR 
44/75 verwiesen. 

8. Es sind also keine rechtlichen Gesichtspunkte er-
sichtlich, solche Aufwendungen nach § 9 Abs. 1 
FLSchG nicht zu erstatten, die nach Inkrafttreten 
des Gesetzes, aber vor Inkrafttreten der den 
Lärmschutzbereich festlegenden Verordnung 
nach § 4 FLSchG gemacht worden -sind. Klarstel-
lend sei allerdings darauf hingewiesen, daß der 
Grundstückseigentümer bei solchen gewisser-
maßen vorgezogenen Aufwendungen das volle 
Risiko trägt, für die Aufwendungen keinen Er-
stattungsanspruch zu erlangen, weil sein Grund-
stück möglicherweise nicht in der Schutzzone 1 
des erst noch festzulegenden Lärmschutzbereichs 
liegen wird. Weiter sei klargestellt, daß die Auf-
wendungen stets nur für solche baulichen Schall-
schutzmaßnahmen erstattet werden, die den 
Schallschutzanforderungen des § 7 FLSchG i. V. 
m. der Schallschutzverordnung vom 5. April 1974 
(BGBl. I S. 903) entsprechen. (§ 9 Abs. 3 Satz 1 
FLSchG) . 
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Anlage 8 

Auszug aus dem Schreiben des Bundesministers des Innern vom 13. Januar 1978 an das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen wegen der Berechnung 
der Wohnfläche nach § 9 Abs. 3 Fluglärmgesetz 

1. Die Verweisung des § 9 Abs. 3 FLSchG auf die 
§§ 42 und 43 der Berechnungsverordnung geht 
zurück auf den Beschlußantrag des federführen-
den Ausschusses für Gesundheitswesen des Deut-
schen Bundestages vom 19. Juni 1969 (BT-Druck-
sache V/4427). Der Gesetzentwurf in seiner ur-
sprünglichen Fassung sah keine Begrenzung des 
zu ersetzenden Aufwands für Schallschutzmaß-
nahmen durch einen nach der Wohnfläche zu be-
messenden Höchstbetrag vor (siehe § 7 des Ge-
setzentwurfs vom 2. März 1966, BT-Drucksache 
V/355). Der Schriftliche Bericht des Ausschusses 
für Gesundheitswesen gibt keine Begründung für 
die hier interessierende Änderung des Gesetzent-
wurfes (siehe Schriftlicher Bericht, Teile Allge-
meines und Zu § 7 des Gesetzentwurfs, BT-
Drucksache V/4427). Der in der 6. Wahlperiode 
erneut eingebrachte Gesetzentwurf hat die Ver-
weisung auf die Vorschriften der Berechnungs-
verordnung unverändert übernommen, ohne daß 
insoweit nunmehr eine Begründung gegeben 
worden wäre (BT-Drucksache VI/4 — neu — 
und BT-Drucksache VI/1377 jeweils zu § 9). 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, daß 
sowohl die Erste Berechnungsverordnung vom 
20. November 1950 (BGBl. I S. 753), die durch 
Artikel 4 der Verordnung vom 14. Dezember 
1970 (BGBl. I S. 1672) aufgehoben wurde, als 
auch die Zweite Berechnungsverordnung vom 
17. Oktober 1957 (BGBl. I S. 1719) in den zur Zeit 
der parlamentarischen Beratung des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm geltenden Fassungen 
vom 1. August 1973 (BGBl. I S. 593) und vom 
14. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1681) Vorschriften 
zum Begriff der Wohnfläche, zur Berechnung der 
Grundfläche und zur Anrechenbarkeit der 
Grundfläche enthielten (siehe §§ 25, 26 und 27 
der Ersten Berechnungsverordnung und §§ 42, 43 
und 44 der Zweiten Berechnungsverordnung). Es 
ist deshalb davon auszugehen, daß der Gesetz-
geber des Fluglärmgesetzes das Problem der An-
rechenbarkeit der Grundfläche gekannt hat. 

2. Nach § 42 der Zweiten Berechnungsverordnung 
bestimmt sich die Wohnfläche einer Wohnung 
nach der Summe der anrechenbaren Grundfläche 
der Räume, die ausschließlich zu der Wohnung 
gehören. Damit wird in § 42 der Zweiten Berech-
nungsverordnung auf § 44 der Verordnung, der 
die Vorschriften über die Anrechenbarkeit der 
Grundflächen enthält, weiterverwiesen. Nach der 
Gesetzessystematik erscheint § 42 ohne Heran-
ziehung des § 44 nicht anwendbar. Der Annahme, 
der Gesetzgeber habe mit der Verweisung auf 

§ 42 der Zweiten Berechnungsverordnung impli

-

zite auch auf § 44 dieser Verordnung verweisen 
wollen, steht aber entgegen, daß er andererseits 
§ 43 der Verordnung ausdrücklich genannt hat; 
dies wäre nicht nötig gewesen, wenn, er auf den 
inneren Zusammenhang der Vorschriften der 
§§ 42 ff. der Verordnung hätte abstellen wollen. 

3. Es dürfte vielmehr in der Absicht des Gesetz-
gebers gelegen haben, § 44 der Zweiten Berech-
nungsverordnung aus der Verweisung des § 9 
Abs. 3 des FLSchG herauszunehmen. 

Mit § 44 der Zweiten Berechnungsverordnung 
wird eine Wertung der Fläche nach dem Nutzen 
durchgeführt, und zwar im Wege der Reduktion 
der Fläche. Die Nutzbarkeit aber ist kein zwin-
gender Gesichtspunkt für die Begrenzung der 
Erstattung des Aufwands für Schallschutzmaß-
nahmen, zumal die Wohnfläche eine pauschale, 
nach Verwaltungspraktikabilität gewählte Be-
zugsgröße darstellt; die Heranziehung der Fen-
ster- und Türflächen wäre gleichfalls in Betracht 
gekommen. Würde § 44 der Zweiten Berech-
nungsverordnung gleichwohl in die Wohnflä-
chenberechnung nach dem Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm einbezogen, so würde sich der 
wohnungswirtschaftlich begünstigende Inhalt der 
Vorschrift bei der Erstattung von Schallschutz-
aufwendungen in sein Gegenteil verkehren. Dies 
wird der Gesetzgeber nicht gewollt haben. 

4. Ich komme zu dem Schluß, daß § 9 Abs. 3 
FLSchG nach seinem Wortlaut anzuwenden ist. 
Die dabei auftretenden Ungereimtheiten geset-
zessystematischer Art müssen entsprechend der 
aufgezeigten gesetzgeberischen Zielsetzung über-
brückt werden. 

Danach ist § 9 Abs. 3 FLSchG so anzuwenden, 
als werde auf §§ 42 und 43 der Zweiten Berech-
nungsverordnung mit der Maßgabe verwiesen, 
daß die zu ermittelnden Grundflächen der Räu-
me abweichend von § 44 Abs. 1 der Zweiten Be-
rechnungsverordnung stets in voller Höhe anzu-
rechnen sind. Umgekehrt müssen die ausschließ-
lich zu dem Wohnraum gehörenden Balkone, 
Loggien, Dachgärten oder gedeckten Freisitze 
abweichend von § 44 Abs. 2 der Zweiten Berech-
nungsverordnung bei der Berechnung nach § 9 
Abs. 3 FLSchG stets unberücksichtigt bleiben. 
Ein prozentualer Abzug nach § 44 Abs. 3 der 
Zweiten Berechnungsverordnung kommt nicht in 
Betracht. Die Vorschrift des § 44 Abs. 4 der 
Zweiten Berechnungsverordnung gilt nicht im 
Rahmen des § 9 Abs. 3 FLSchG. 
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Auszug aus dem Schreiben des Bundesministers des Innern vom 3. März 1978 an den Bundes-
minister der Verteidigung wegen des Vorbescheids über die Erstattungsfähigkeit von 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen im Hinblick auf eine mögliche Reduzierung 
des Lärmschutzbereichs 

1. Die Entstehung des Anspruchs nach § 9 Abs. 1 
FluglärmSchG setzt insbesondere voraus, 

a) daß das Grundstück in der Schutzzone 1 ge-
legen ist und 

b) daß Aufwendungen für bauliche Schallschutz-
maßnahmen gemacht worden sind. 

Die Beantragung der Erstattung der Aufwendun-
gen halte ich nicht für anspruchsbegründend, 
sondern für ein bloßes Formerfordernis. 

Deshalb sind Aufwendungen für bauliche Schall-
schutzmaßnahmen auf Grundstücken, die in-
folge Aufhebung oder Änderung des Lärm-
schutzbereichs von der Schutzzone 1 nicht mehr 
erfaßt werden, grundsätzlich nicht erstattungs-
fähig. Eine Ausnahme kann nur für solche bau-
lichen Schallschutzmaßnahmen Platz greifen, die 
schon vor der Aufhebung oder Änderung des 
Lärmschutzbereichs im Vertrauen auf den Fort-
bestand des festgelegten Lärmschutzbereichs ins 
Werk gesetzt worden sind. In diesen zuletzt ge-
nannten Fällen rechtfertigt sich die Anerkennung 
des Erstattungsanspruchs aus dem Gesichtspunkt 
des Vertrauensschutzes. 

Ein Inswerksetzen ist jedenfalls dann anzuneh-
men, wenn mit den handwerklichen oder son-
stigen fachlich notwendigen Arbeiten zur Erstel-
lung der baulichen Schallschutzmaßnahmen tat-
sächlich begonnen worden ist, wobei es nicht 
entscheidend sein kann, ob die Arbeiten etwa 
beim Handwerker oder in der Fabrik aufgenom-
men worden sind. Im übrigen wird es auf die 
Umstände des Einzelfalles ankommen, ob Ver-
trauensschutz einzuräumen ist. 

2. Der Einräumung von Vertrauensschutz steht 
nicht entgegen, daß § 4 Abs. 2 und 3 Fluglärm

-

SchG Anpassungsänderungen für Lärmschutzbe-
reiche vorsieht, so daß der Bürger gar kein Ver-
trauen auf den Fortbestand eines festgesetzten 
Lärmschutzbereichs entwickeln könne. Eine sol-
che Argumentation würde dem Zweck des Flug-
lärmschutzgesetzes widersprechen. In diesem Zu-
sammenhang darf nicht außer acht bleiben, daß 
der Eigentümer eines in der Schutzzone 1 gele-
genen Grundstücks die Aufwendungen für bau- 

liche Schallschutzmaßnahmen vorleisten muß, 
ehe er Erstattung seiner Aufwendungen erlangen 
kann. Andererseits resultieren Änderungen des 
Lärmschutzbereichs aus Änderungen der militä-
rischen Standort- und Einsatzplanung, in die er 
keinen Einblick hat. Müßten die betroffenen 
Eigentümer das Risiko der zwischenzeitlichen 
Änderung des Lärmschutzbereichs vor Durchfüh-
rung geplanter baulicher Schallschutzmaßnah-
men tragen, so könnten sie im Grunde nicht dis-
ponieren, zumal die Auftragsabwicklung durch 
stark ausgelastete Fachfirmen längere Zeit in 
Anspruch nimmt. 

3. Spätestens mit Verkündung der Änderungsver-
ordnung, die den Lärmschutz aufhebt oder neu 
festlegt, entfällt die Vertrauensgrundlage. Nach 
diesem Zeitpunkt kann unter Beachtung der Aus-
schlußfrist des § 9 Abs. 1 Satz 3 FluglärmSchG 
nur noch solchen Erstattungsanträgen entspro-
chen werden, die Ansprüche zum Gegenstand 
haben, die im Zeitpunkt der Verkündung der Än-
derungsverordnung bereits entstanden waren. 

4. Wegen des erheblichen Risikos, das der Eigen-
tümer bei Durchführung der Schallschutzmaßnah-
men tragen müßte, halte ich es weiter für ange-
messen und nach § 10 FluglärmSchG auch für 
zulässig, vorab über die Erstattungsfähigkeit der 
vorgesehenen Aufwendungen dem Grunde und 
den Begrenzungen nach zu entscheiden. Die Fest-
setzung des Erstattungsbetrags muß bei diesem 
Bescheid allerdings noch vorbehalten bleiben 
(siehe mein Schreiben an den Bundesminister der 
Finanzen vom 9. August 1976 — U III 1 

—560 110/1 —, das auch den für den Immissions-
schutz zuständigen obersten Landesbehörden 
nachträglich zuging). 

5. Werden schriftliche Vorbescheide über Erstat-
tungsfähigkeit von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen zu einem Zeitpunkt er-
teilt, in dem die Verwaltung eine Änderung des 
Lärmschutzbereichs bereits als konkrete Mög-
lichkeit in Betracht zu ziehen hat, so empfiehlt 
es sich dringend, diese mit einer entsprechen-
den Nebenbestimmung zu versehen, um auszu-
schließen, daß sich die Betroffenen insoweit auf 
Vertrauensschutz berufen können (vgl. § 38 
Abs. 3 und § 49 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG). 
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Auszug aus dem Schreiben des Bundesministers des Innern vom 24. Juli 1978 an den Bundes-
minister der Finanzen wegen Wahrung der Frist des § 9 Abs. 1 Satz 3 Fluglärmgesetz 

Der Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen kann nach § 9 Abs. 1 Satz 3 FLSchG nur innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren nach Festsetzung des Lärmschutzbereiches geltend gemacht werden. Dabei 
handelt es sich um eine Ausschlußfrist, von der die Verwaltung keine Befreiung 
erteilen kann. 

Voraussetzung für die Einhaltung der Frist ist, daß der Anspruch . vor Ablauf 
nicht nur angekündigt, sondern geltend gemacht worden ist. Da der Anspruch 
nach § 9 FLSchG auf die Erstattung von Aufwendungen gerichtet ist, müssen 
diese erbracht worden sein, ehe der Anspruch entsteht und geltend gemacht 
werden kann. Der von Ihnen angezogene Runderlaß des Innenministers des 
Landes Nordrhein-Westfalen stellt zutreffend fest, daß die Durchführung der 
baulichen Schallschutzmaßnahmen Voraussetzung für die Entstehung des Er-
stattungsanspruchs ist (siehe Nummer 3.1 RdErl. des InnMin des Landes NW vom 
30. Juni 1976 — V C 4 - 870.01 — MBl NW 1976 S. 1638). Die Eingehung recht-
licher Verbindlichkeiten, z. B. durch Auftragserteilung an ausführende Bau-
unternehmen und Handwerker, genügt auch nach meiner Auslegung des § 9 
FLSchG nicht, denn nach dem Schutzgedanken des Gesetzes sollen nur realisierte 
Lärmschutzmaßnahmen erstattet werden ... 
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Nds. MBl. Nr. 33 / 1975 

Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach dem Gesetz zum 

Schutz gegen Fluglärm 

RdErl. d. MS v. 8. 7. 1975 — III/7 — 40 502/2 
— GültL 322/880 — 

Zur Durchführung der §§ 9 und 10 des Gesetzes zum 
Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I 
S. 282), geändert durch Artikel 70 des Einführungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469), im folgenden: Fluglärmgesetz, wer-
den nachstehende Richtlinien mit Antragsmuster 
(Anlage) erlassen. 

Niedersächsische Richtlinien 
für die Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach §§ 9 und 10 des Ge -

setzes zum Schutz gegen Fluglärm. 

Inhaltsübersicht 

1. Anspruchsvoraussetzungen 

2. Antragsverfahren 

3. Zahlungspflichtiger 

4. Festsetzungsverfahren — Festsetzungsbescheid 

5. Vorverfahren — Vorbescheid 

6. Zahlungsverfahren 

7. Gebühren 

1. Anspruchsvoraussetzungen 

1.1 Erstattet werden Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen an Krankenhäusern, Alten-
heimen, Erholungsheimen, Schulen und ähnlichen in 
gleichem Maße schutzbedürftigen Einrichtungen so-
wie bei Wohnungen, wenn diese baulichen Anlagen 
zum Zeitpunkt der Festsetzungen des Lärmschutz-
bereichs rechtmäßig errichtet waren oder wenn für 
sie eine Baugenehmigung erteilt worden ist. 

1.1.1 Aufwendungen sind nur die den Antragstel-
lern tatsächlich entstehenden Kosten für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen. Soweit daher bauliche 
Schallschutzmaßnahmen in Selbst- oder Nachbar-
schaftshilfe durchgeführt werden, können die dabei 
erzielten Einsparungen nicht als Aufwendungen gel-
tend gemacht werden. 

1.1.2 Nicht erstattungsfähig sind nach § 9 Abs. 2 
Fluglärmgesetz Aufwendungen bei Wohnungen oder 
Wohnraum im Sinne des § 3 des Siebenten Bundes-
mietengesetzes vom 18. Juni 1970 (BGBl. I S. 786), 
geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1971 (BGBl. I 
S. 973). Darunter fallen: 

1.1.2.1 Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
verhältnisse offensichtlich nicht genügt, insbeson-
dere wegen ungenügender Licht- und Luftzufuhr, 
wegen dauernder Feuchtigkeit oder wegen unhygie-
nischer oder unzureichender sanitärer Einrichtun-
gen; 
1.1.2.2 Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Ba-
racken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie 
Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus bauord-
nungsrechtlichen Gründen oder auf Grund von An-
ordnungen der Wohnungsaufsicht oder Wohnungs-
pflege wegen baulicher oder sonstiger Mängel un-
tersagt ist. 

1.1.3 Nicht erstattungsfähig sind ferner Aufwendun-
gen für die Erstellung der Antragsunterlagen, da es 
sich hierbei nicht um unmittelbare Aufwendungen 
für bauliche Schallschutzmaßnahmen handelt. Das 
gilt insbesondere für Aufwendungen zur Erlangung 
von Prüfzeugnissen in den Fällen des § 5 Abs. 2 der 
Verordnung über bauliche Schallschutzanforderun-
gen nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
(Schallschutzverordnung-SchallschutzV) vom 5. April 
1974 (BGBl. I S. 903), vgl. Abschnitt 1.5.2. 

1.2 Die baulichen Anlagen müssen in der durch 
Rechtsverordnung des Bundesministers des Innern 
festgesetzten Schutzzone 1 liegen. Liegt eine bau-
liche Anlage nur zu einem Teil in der Schutzzone 1, 
so gilt sie als ganz in der Schutzzone gelegen (vgl. 
z. B. § 3 der Verordnung über die Festsetzung des 
Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Han-
nover-Langenhagen vom 22. Januar 1975, BGBl. I 
S. 299). Liegt z. B. ein Gebäude mit Eigentumswoh-
nungen nur teilweise in der Schutzzone 1, so ist auch 
eine außerhalb der Schutzzone 1 gelegene Eigen-
tumswohnung dieses Gebäudes der Schutzzone 1 zu-
zurechnen. 

1.3 Die Verordnung über die Festsetzung des Lärm-
schutzbereichs für den Verkehrsflughafen Hannover-
Langenhagen ist am 26. Januar 1975 in Kraft getre-
ten. Der Lärmschutzbereich mit den Schutzzonen 1 
und 2 ist in einer topographischen Karte im Maßstab 
1 : 50 000 und in den Blättern der Deutschen Grund-
karte im Maßstab 1 : 5 000 dargestellt. Die Blätter 
der Deutschen Grundkarte sind auch bei der Stadt 
Langenhagen — Ordnungsamt — zu jedermanns 
Einsicht archivmäßig gesichert niedergelegt. Sie 
können auch beim Regierungspräsidenten in Hanno-
ver eingesehen werden. Die Verordnungen über die 
Festsetzung des Lärmschutzbereichs für die unter 
das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm fallenden 
militärischen Flugplätze Oldenburg, Upjever und 
Wittmundhafen werden vom Bundesminister des 
Innern noch erlassen. 

1.4 Anspruchsberechtigt sind die Grundstückseigen

-

tümer. Bei Erbbaurecht oder Wohnungseigentum 
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treten an die Stelle der Grundstückseigentümer die 
Erbbauberechtigten oder Wohnungseigentümer (§ 9 
Abs. 1 des Fluglärmgesetzes). 

1.5 Aufwendungen sind nur erstattungsfähig, so-
weit sich die Maßnahmen im Rahmen der Schall-
schutzverordnung halten. 

1.5.1 In § 3 SchallschutzV werden bestimmte Schall-
schutzanforderungen, insbesondere Anforderungen 
an die Schallschutzeigenschaft von Bauteilen, ge-
stellt. Diese Anforderungen sind, ohne daß es eines 
besonderen Nachweises über die ausreichende 
Schalldämmung bedarf, nach § 4 SchallschutzV bei 
folgenden Bauteilen als erfüllt anzusehen, wenn das 
Verhältnis der gesamten Wandfläche einschließlich 
der Tür- oder Fensterfläche mehr als 2 beträgt. 

1.5.1.1 Bauteile, die Aufenthaltsräume unmittelbar 
nach außen abschließen: 
a) Einschalige Decken und Wände mit einem Ge-

wicht von mindestens 450 kg/qm, sofern diese 
weitgehend homogen aufgebaut sind, 

b) Kastenfenster mit getrennten Rahmen, besonderer 
Dichtung und Verriegelung und Scheibenabstän-
den von mindestens 100 mm und Scheibendicken 
von zusammen 20 mm mit unterschiedlichen 
Dicken der inneren und äußeren Scheiben, 

c) ins Freie führende Türen als Doppeltüren mit ge-
trennten Rahmen, besonderer Dichtung und Ver-
riegelung und Schwellenanschlag, mit minde-
stens 100 mm Abstand, einem Gesamtgewicht 
von mindestens 60 kg/qm, Glastüren mit Schei-
bendicken von zusammen mindestens 20 mm mit 
unterschiedlicher Dicke der inneren und äuße-
ren Scheiben. 

1.5.1.2 In den übrigen Fällen: 
Einschalige Innenwände und Decken zwischen Auf-
enthaltsräumen und anderen Räumen mit einem 
Gewicht von mindestens 100 kg/qm, Türen in sol-
chen Bauteilen mit Schwellenanschlag. 
Nach § 4 Abs. 3 SchallschutzV sind Fenster, Türen 
oder Wandelemente in Umfassungsbauteilen so 
dicht einzubauen, daß keine Minderung des bewer-
teten Bauschalldämm-Maßes eintritt. 

1.5.2 Ist das Flächenverhältnis gleich oder kleiner 
als 2 oder werden andere Bauteile verwendet oder 
weicht die Ausführung der Bauteile von den ande-
ren genannten Konstruktionsmerkmalen ab, so ist 
nach § 5 Abs. 2 SchallschutzV die ausreichende Bau-
schalldämmung im Sinne des § 3 SchallschutzV 
durch das Prüfzeugnis einer bauaufsichtlich aner-
kannten Prüfstelle nachzuweisen. 
Als Prüfstelle kommen dafür folgende Prüfstellen 
der Gruppe I für Eignungs- und Güteprüfungen nach 
DIN 4109 Blatt 2 (RdErl. vom 7. Dezember 1971, Nds. 
MBl. 1972 S. 23, und RdErl. vom 8. Februar 1973, 
Nds. MBl. 1973 S. 354) in Betracht: 
a) Institut für Technische 	1 Berlin 12 

Akustik der Technischen 	Jebenstr. 1 
Universität Berlin, 
Prof. Dr.-Ing. Creme r 

b) Bundesanstalt für 
Materialprüfung 
Dr.-Ing. Schneider 

1 Berlin 45 
Unter den Eichen 87 

c) Institut für Baustoffkunde 
und Stahlbetonbau der 
Technischen Universität 
Braunschweig - Amt-
liche Materialprüfanstalt 
für das Bauwesen — 
Prof. Dr.-Ing. Kordina 

33 Braunschweig 
Beethovenstr. 52 

d) Staatliches Material

-

prüfungsamt Nordrhein

-

Westfalen, 
Dr.-Ing. Eisenberg 

46 Dortmund-
Aplerbeck 

Marsbruchstr. 186 

e) Institut für Schall- und 
Wärmeschutz 
Prof. Dr.-Ing. habil. 
Dr. Zeller 

43 Essen-Steele 
Krekeler Weg 48 

f) Institut für Technische 
Physik der Fraunhofer

-
Gesellschaft 
Prof. Dr.-Ing. Gösele 

7 Stuttgart-
Degerloch 

Königsträßle 70-74 

1.6 Bei Wohngebäuden werden Aufwendungen 
nicht erstattet, soweit sie den Betrag von 100 DM 
je Quadratmeter Wohnfläche übersteigen. Der Er-
stattungsanspruch besteht auch dann bis zur 
Höchstgrenze, wenn bei einem Wohngebäude nur 
für einen Wohnraum bauliche Schallschutzmaßnah-
men getroffen werden. 

Für die Berechnung der Wohnfläche gelten die §§ 42 
und 43 der Verordnung über wohnwirtschaftliche 
Berechnungen ,(Zweite Berechnungsverordnung — 
II.  BV) vom 17. Oktober 1957 (BGBl. I  S. 1719) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

2. Antragsverfahren 

2.1 Die Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen erfolgt auf Antrag. Für den 
Antrag ist das Antragsmuster (Anlage) zu verwen-
den. 

2.2 Über den Antrag entscheidet der Regierungs-
präsident/Präsident des Verwaltungsbezirks. Örtlich 
zuständig ist der Regierungspräsident/Präsident des 
Verwaltungsbezirks, in dessen Bezirk die bauliche 
Anlage liegt. 

Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung unmittel-
bar beim zuständigen Regierungspräsidenten/Präsi-
denten des Verwaltungsbezirks einzureichen. Die 
zweite Ausfertigung des Antrags ist für den Zah-
lungspflichtigen bestimmt. 

2.3 Der Antrag muß enthalten: 

a) Name und Anschrift des Antragstellers, 

b) Bezeichnung des Grundstücks nach Ort, Straße, 
Hausnummer, Grundbuch und Liegenschaftskata-
ster, 
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c) Angaben zur Antragsberechtigung (Grundstücks-
eigentümer, Erbbauberechtigter, Wohnungseigen-
tümer), 

d) Angaben über das Baujahr des Gebäudes und, 
soweit möglich, Angabe des Aktenzeichens der 
Baugenehmigung, 

e) Angaben über den Umfang der baulichen Schall-
schutzmaßnahmen (Schallschutz für sämtliche 
oder einzelne Räume), 

f) Angaben über die Art der baulichen Schall-
schutzmaßnahmen (z. B. Einbau von Lärmschutz

-

fenstern; bei Maßnahmen zur Verbesserung der 
Schalldämmung der Wände und Decken eine 
Beschreibung über Wandaufbau, Deckenaufbau 
und der verwendeten Baustoffe), 

g) Angaben über die Höhe der Aufwendungen für 
bauliche Schallschutzmaßnahmen. 

Der Regierungspräsident/Präsident des Verwaltungs

-
bezirks kann weitere Angaben fordern, wenn diese 
zur Entscheidung über den Antrag erforderlich sind. 

2.4 Dem Erstattungsantrag sind folgende Unter-
lagen in einfacher Ausfertigung beizufügen: 

a) Lageplan (Flurkarte) im Maßstab 1 : 1 000, 

b) beglaubigter Grundbuchauszug oder beglaubigter 
Auszug aus dem Wohnungsgrundbuch, 

c) Geschoßgrundrisse (ohne Kellergeschoß) mit An-
gabe der jeweiligen Raumnutzungen und zeich-
nerische Darstellungen des Gebäudeschnitts 
(Maßstab 1 : 100) soweit sich diese Unterlagen 
nicht in der Bauakte befinden, 

d) Wohnflächenberechnung nach den §§ 42 und 43 
der Zweiten Berechnungsverordnung (nur bei 
Wohngebäuden), 

e) Rechnungsbelege über die Aufwendungen für 
die baulichen Schallschutzmaßnahmen (die Rech-
nungen brauchen nicht bezahlt zu sein), 

f) Prüfzeugnis, soweit die Voraussetzungen des 
Abschnitts 1.5.2 vorliegen. 

Der Regierungspräsident/Präsident des Verwal

-

tungsbezirks kann weitere Unterlagen fordern, wenn 
diese zur Beurteilung des Antrags erforderlich sind. 

3. Zahlungspflichtiger 

Zur Erstattung der Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen ist der Flugplatzhalter ver-
pflichtet (§ 12 des Fluglärmgesetzes). 

Flugplatzhalter für den Verkehrsflughafen Hanno-
ver-Langenhagen ist die Flughafen Hannover-Lan-
genhagen GmbH. 

Flugplatzhalter für die im Land Niedersachsen unter 
das Fluglärmgesetz fallenden militärischen Flug-
plätze Oldenburg, Upjever und Wittmundhafen ist 
die Bundesrepublik Deutschland. 

4. Festsetzungsverfahren — Festsetzungsbescheid 

4.1 Der Regierungspräsident/Präsident des Verwal-
tungsbezirks entscheidet durch schriftlichen Be-
scheid, ob und in welcher Höhe Aufwendungen für 
bauliche Schallschutzmaßnahmen erstattungsfähig 
sind. Die Überprüfung der den Aufwendungen zu-
grundeliegenden Preise auf ihre Angemessenheit 
kann der Staatshochbauverwaltung übertragen wer-
den. 

4.2 Vor Erlaß des Festsetzungsbescheids ist der 
Antragsteller und, wenn Aufwendungen erstattet 
werden sollen, auch der Zahlungspflichtige (Flug-
platzhalter) unter Beifügung der Akten anzuhören. 

4.3 Der Festsetzungsbescheid ist zu begründen und 
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Er 
ist dem Antragsteller und dem Zahlungspflichtigen 
zuzustellen. 

4.4 Gegen den Festsetzungsbescheid können der 
Antragsteller und der Zahlungspflichtige Wider-
spruch einlegen. Über den Widerspruch entscheidet 
der  Regierungspräsident/Präsident des Verwaltungs-
bezirks. 

5. Vorverfahren — Vorbescheid 

5.1 Im Vorverfahren ist auf Antrag über einzelne 
Fragen, über die im Festsetzungsverfahren zu ent-
scheiden wäre und die selbständig beurteilt werden 
können, durch Vorbescheid zu entscheiden. Durch 
Vorbescheid kann insbesondere darüber entschieden 
werden, bis zu welcher Höhe im Einzelfall Aufwen-
dungen erstattungsfähig wären, wenn unabhängig 
von den tatsächlichen Aufwendungen lediglich die 
Beschränkung auf 100 DM je Quadratmeter Wohn-
fläche zu beachten wäre. 

5.2 Örtlich und sachlich zuständige Behörde ist der 
Regierungspräsident/Präsident des Verwaltungsbe-
zirks entsprechend Abschnitt 2.2. 

5.3 Das Antragsmuster (Anlage) ist auch im Vor-
verfahren zu verwenden. 

5.4 Der Antrag im Vorverfahren muß enthalten: 

a) Name und Anschrift des Antragstellers, 

b) Bezeichnung des Grundstücks nach Ort, Straße, 
Hausnummer, Grundbuch und Liegenschaftskata-
ster, 

c) Angaben zur Antragsberechtigung (Grundstücks-
eigentümer, Erbbauberechtigter, Wohnungseigen-
tümer). 

5.5 Dem Antrag ist ein Lageplan (Flurkarte) im 
Maßstab 1 : 1 000 beizufügen. 

5.6 Der Regierungspräsident/Präsident des Verwal

-

tungsbezirks kann weitere Angaben und Unterlagen 
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anfordern, wenn diese zur Entscheidung über Einzel-
fragen im Vorverfahren erforderlich sind. 

5.7 Für den Vorbescheid gelten die Ausführungen 
in Abschnitt 4 entsprechend. 

6. Zahlungsverfahren 

6.1. Erstattungsfähige Aufwendungen können erst 
dann zur Zahlung angewiesen werden, wenn der 
Festsetzungsbescheid unanfechtbar geworden ist. 

Der Regierungspräsident/Präsident des Verwaltungs-
bezirks unterrichtet die Zahlungspflichtigen unver-
züglich darüber, wenn Festsetzungsbescheide unan-
fechtbar geworden oder angefochten worden sind. 

6.2 Zuerkannte Erstattungsbeträge werden für 
Schallschutzmaßnahmen im Bereich der Schutzzone 1 
des Verkehrsflughafens Hannover-Langenhagen von 
der Flughafen Hannover-Langenhagen GmbH, im Be-
reich der Schutzzone 1 der militärischen Flugplätze 
von der Wehrbereichsverwaltung II in Hannover zur 
Zahlung angewiesen. 

7. Gebühren 

7.1 Für Amtshandlungen in Erstattungsverfahren 
nach den §§ 9 und 10 des Fluglärmgesetzes sind kei-
ne Gebühren zu erheben. 

7.1.1 Im Widerspruchsverfahren bestimmen sich die 
Gebühren nach Nr. 54 des Kostentarifs der Allge-
meinen Gebührenordnungen vom 22. September 1966 
(Nds. GVBl. S. 191) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

An die Regierungspräsidenten und Präs. der Nds. 
Verw.-Bezirke — Nds. MBl. Nr. 33/1975 S. 1073 

 
Anlage 

Antrag 

auf Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach § 9 des Gesetzes 

zum Schutz gegen Fluglärm. 

An den 
Herrn Regierungspräsidenten/Präsidenten 

des Niedersächsischen Verwaltungsbezirks 

in 	  

Antragsteller 

Name: 	  Vorname: 	  

Name: 	  Vorname: 	  

Wohnort: 	 Telefon: 	  

Straße: 	  

Es wird die Erstattung von Aufwendungen für bau-
liche Schallschutzmaßnahmen nach § 9 des Gesetzes 
zum Schutz gegen Fluglärm entsprechend den beige-
fügten Unterlagen beantragt (für jedes Wohnhaus 
bzw. für jede Eigentumswohnung ist ein gesonderter 
Antrag zu stellen). 

Ich/wir bitten um Überweisung der erstattungsfähi

-

gen Aufwendungen auf mein/unser Konto-Nr. 	 
bei: 	  

1. a) Ich bin/wir sind Eigentümer/Erbbauberech-
tigte(r) des Baugrundstücks in der Gemeinde: 
	  Straße: 	  
(Erbbau-)Grundbuch von: 	  
Band: 	  B1.• 	  
Gemarkung: 	 Flur-Nr. 	 
Flurstück: 	 

b) Ich bin/wir sind Wohnungseigentümer der 
Wohnung in der Gemeinde: 	  
Straße: 	  
Das Grundstück liegt in der Gemarkung: 
	  Flur-Nr. 	 
Flurstück: 	 Wohnungsgrund- 
buch von: 	  Band: 
 	 Bl.: 

2. Das Gebäude, in dem sich die Wohnung/die 
Eigentumswohnung befindet, liegt ganz bzw. 
teilweise innerhalb der. Schutzzone 1 des Flug-
hafens• 	  

3. Das Gebäude bzw. die Eigentumswohnung hat 
eine nach den §§ 42 und 43 der Zweiten Berech-
nungsverordnung berechnete Wohnfläche von 
insgesamt 	qm. 

4. Baujahr: 

5. Das Aktenzeichen der Baugenehmigung lautet: 

6. Ist das Gebäude ein Fertighaus? Ja / nein 

7. Ist die Eigentumswohnung Teil eines Fertig-
hauses? Ja / nein 

8. Umfang der baulichen Schallschutzmaßnahmen 
(Schallschutz für sämtliche oder einzelne Räu-
me) :   

9. Art der baulichen Schallschutzmaßnahmen (Ein-
bau von Lärmschutzfenstern; bei Maßnahmen ah 
Wänden und Decken: Wandaufbau, Deckenauf-
bau, verwendete Baustoffe). 

10. Für folgende Bauteile (z. B. Außenwand, Fen-
ster und Türen) 

wird die ausreichende Bauschalldämmung durch 
das/die beigefügte/n Prüfungszeugnis/se  nachge-
wiesen: 
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11. Gesamtaufwendungen, für die bezeichneten 
Schallschutzmaßnahmen: 	  

Lieferfirma: 	  
Einbaufirma: 	  

12. Anlagen: 

a) Lageplan (Flurkarte) 

b) Beglaubigter Grundbuchauszug/beglaubigter 
Auszug aus dem Wohnungsgrundbuch, 

c) Geschoßgrundrisse (außer Kellergeschoß) mit 
Angabe der jeweiligen Raumnutzungen und 
zeichnerische Darstellungen des Gebäude- 
Schnitts (Maßstab 1 : 100), soweit sich diese 
Unterlagen nicht in der Bauakte befinden, 

d) Wohnflächenberechnung,  

e) Prüfzeugnis, soweit die Voraussetzungen des 
Abschnitts 1.5.2 der Richtlinien vorliegen, 

f) Rechnungsbelege. 

13. Meine/unsere Angaben habe/n ich/wir nach be-
stem Wissen gemacht. Mir/uns ist bekannt, daß 
erstattungsfähige Aufwendungen, die mir/uns 
aufgrund falsch gemachter Angaben ausgezahlt 
worden sind, unverzüglich zurückgezahlt wer-
den müssen. 

Ort: 	 , den 	  

Unterschrift/en: 	  
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Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen nach dem Gesetz 

zum Schutz gegen Fluglärm 

RdErl. d. Innenministers v. 30. 6. 1976 — 
V C 4 — 870.01 

Bei der Durchführung der Erstattungsregelung der 
§§ 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz gegen Flug

-

lärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282), geändert 
durch Gesetz vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), im 
folgendem FluglärmG, ist folgendes zu beachten: 

1. 	Anspruchsvoraussetzungen 

1.1 Eine Erstattung kommt nur in Betracht bei 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen an in der Schutzzone 1 gelegenen 
Krankenhäusern, Altenheimen, Erholungshei-
men, Schulen u. ä., in gleichem Maße schutz-
bedürftigen Einrichtungen sowie Wohnungen. 
Erforderlich ist, daß diese baulichen Anlagen im 
Zeitpunkt der Festsetzung des Lärmschutzbe-
reiches bereits errichtet gewesen sind oder daß 
die Baugenehmigung für eine solche Anlage 
bereits vor Festsetzung des Lärmschutzberei-
ches erteilt worden ist. 

1.2 Eine Erstattung entfällt gemäß § 9 Abs. 2 Flug-
lärmG bei Wohnungen oder Wohnraum i. S. 
des § 3 des Siebenten Bundesmietengesetzes 
vom 18. Juni 1970 (BGBl. I S. 786). Diese Vor-
schrift gilt ungeachtet des zwischenzeitlichen 
Außerkrafttretens des Siebenten Bundesmie-
tengesetzes als Bestandteil des FluglärmG wei-
ter fort. Darunter fallen: 

1.2.1 Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Ba-
racken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissen-
hütten und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte 
sowie Wohnraum, dessen weitere Benutzung 
aus bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf-
grund von Anordnungen der Wohnungsauf-
sicht und Wohnungspflege wegen baulicher 
oder sonstiger Mängel untersagt ist, ferner 

1.2.2 Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
verhältnisse offensichtlich nicht genügt, insbe-
sondere wegen ungenügender Licht- und Luft-
zufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit oder we-
gen unhygienischer oder unzureichender sani-
tärer Einrichtungen. 

1.3 Liegt eine bauliche Anlage nur zum Teil in der 
Schutzzone 1, so gilt sie als ganz in dieser 
Schutzzone gelegen. 

1.4 Der Anspruch auf Erstattung kann nur inner-
halb einer Frist von fünf Jahren nach der  Fest

-

setzung des Lärmschutzbereichs geltend ge-
macht werden. Bei Lärmschutzbereichen, die 
nach § 1 Abs. 3 FluglärmG festgesetzt werden, 
kann der Anspruch auf Erstattung erst vom 
Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Flugplatzes 
an geltend gemacht werden. 

1.5 Bei Wohngebäuden werden Aufwendungen 
nicht erstattet, die den Betrag von 100,— DM/ 
qm Wohnfläche übersteigen. Für die Berech-
nung der Wohnfläche maßgebend sind gemäß 
§ 9 Abs. 3 Satz 3 FluglärmG die §§ 42 und 43 
der Zweiten Berechnungsverordnung — II. BV 
— vom 21. Februar 1975 (BGBl. I S. 569 —
BGBl. III 2330 — 2 — 2) in der jeweils gel-
tenden Fassung. Demgemäß gehören z. B. zur 
Wohnfläche nicht Keller, Abstellräume außer-
halb der Wohnung, Dachböden u. ä. Auf die 
bauaufsichtliche Zulässigkeit kommt es dabei 
nicht an. 

1.6 Anspruchsberechtigt sind die Grundstücks-
eigentümer, im Falle eines Erbbaurechts oder 
Wohnungseigentums der Erbbauberechtigte 
oder der Wohnungseigentümer. 

1.7 Aufwendungen sind nur die den Antragstel-
lern tatsächlich entstandenen Kosten für bau-
liche Schallschutzmaßnahmen. Soweit bauliche 
Schallschutzmaßnahmen in Selbst- oder Nach-
barschaftshilfe durchgeführt werden, können 
die dabei erzielten Einsparungen nicht als Auf-
wendungen geltend gemacht werden. 

1.8 Nicht erstattungsfähig sind ferner Aufwendun-
gen für die Erstellung der Antragsunterlagen 
einschließlich der Beschaffung von Prüfzeug-
nissen, da es sich hierbei nicht um unmittel-
bare Aufwendungen für bauliche Schallschutz-
maßnahmen handelt. 

1.9 Aufwendungen sind nur erstattungsfähig, so-
weit sich die Maßnahmen im Rahmen der 
Schallschutzverordnung halten. 

1 9.1 Nach § 3 der Schallschutzverordnung müssen 
alle Bauteile, die Aufenthaltsräume unmittel-
bar nach außen abschließen, ein bewertetes 
Bauschalldämmaß von 50 dB einhalten. Soweit 
Aufenthaltsräume an andere Räume grenzen, 
müssen alle Bauteile zusammen, die zwischen 
den betreffenden Aufenthaltsräumen und dem 
Freien liegen, das Bauschalldämmaß von 50 dB 
einhalten. Die Forderung ist als erfüllt anzu-
sehen, wenn Bauteile, die andere Räume nach 
außen abschließen, ein bewertetes Bauschall-
dämmaß von mindestens 30 dB einhalten; das 
gilt nur, wenn die Umfassungsbauteile keine 
unverschließbaren Öffnungen enthalten. 

Eines besonderen Nachweises über die ausrei

-

chende Schalldämmung bedarf es nicht, wenn 
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die in § 4 der Schallschutzverordnung genann-
ten Voraussetzungen erfüllt sind. 

1.9.2 Aufwendungen bei Gebäuden im Sinne der 
Nr. 1.1 können u, U. auch dann erstattungs-
fähig sein, wenn nach Durchführung der bau-
lichen Schallschutzmaßnahmen ein bewertetes 
Bauschalldämmaß von 50 dB nicht erreicht 
wird. In solchen Fällen kann die Erstattungs-
fähigkeit unter folgenden Voraussetzungen be-
jaht werden: 

Die Erzielung des Bauschalldämmaßes von 
50 dB muß unverhältnismäßig hohe, angesichts 
der vorhandenen Bausubstanz nicht vertret-
bare Aufwendungen erfordern. Dies dürfte 
häufig dann der Fall sein, wenn die vorhan-
dene Bausubstanz in schalltechnischer Hinsicht 
so dürftig ist, daß allein durch Einbau der in 
§ 4 der Schallschutzverordnung aufgeführten 
Kastenfenster und -türen o. ä. Maßnahmen das 
Bauschalldämmaß von 50 dB nicht erzielt wer-
den kann. Mit den durchgeführten Maßnahmen 
i. S. der Schallschutzverordnung muß jedoch 
eine im Rahmen des Vertretbaren möglichst 
wirksame Verbesserung des Schallschutzes er-
zielt werden. Es muß sich zumindest um eine 
deutliche Verbesserung gegenüber dem bis-
herigen Zustand handeln. Die Maßnahme muß 
aus dieser Sicht insgesamt als verständig und 
sinnvoll und letztlich dem Zwecke des Geset-
zes entsprechend anzusehen sein. 

1.9.3 Aufwendungen sind — bei Vorliegen der son-
stigen Voraussetzungen — auch dann erstat-
tungsfähig, wenn nur ein Teil der Aufent-
haltsräume durch Schallschutzmaßnahmen i. S. 
der Schallschutzverordnung abgeschirmt wor-
den ist. Die Höhe des Erstattungsbetrages wird 
dabei gleichwohl auf der Grundlage der ge-
samten anrechenbaren Wohnfläche ermittelt. 
In einem derartigen Fall sind alle Ansprüche 
bis zur Höhe der gewährten Erstattung abge-
golten. 

1.9.4 Das Verfahren soll nach Möglichkeit von Gut-
achterkosten gemäß § 5 Schallschutzverordnung 
freigehalten werden. Es ist deshalb angebracht, 
in den Fällen, in denen das geforderte Dämm

-

maß offensichtlich erreicht ist oder die Maß-
nahmen wenigstens als offensichtlich sinnvoll 
i. S. der obigen Ausführungen zu 1.9.2 zu wer-
ten sind, von einer besonderen Begutachtung 
abzusehen. Zweifelsfälle sind zunächst unter 
Inanspruchnahme entsprechender Stellen in-
nerhalb der Landesverwaltung oder mittels 
Amtshilfe der jeweiligen Gemeindeverwaltung 
zu klären. 

2. 	Verfahren 

2.1 Die Erstattung von Aufwendungen für bau-
liche Schallschutzmaßnahmen erfolgt auf An-
trag. Für den Antrag ist ein Vordruck zu 

verwenden, den der jeweils zuständige Regie-
rungspräsident auf Anforderung zur Verfü-
gung stellt. Der Vordruck ist vollständig aus-
zufüllen. Der Regierungspräsident kann wei-
tere Angaben fordern, wenn diese zur Ent-
scheidung über den Antrag erforderlich sind. 

2.2 Örtlich zuständig für die Entscheidung ist der 
Regierungspräsident, in dessen Verwaltungs-
bezirk die bauliche Anlage liegt. 

2.3 Der Regierungspräsident entscheidet durch 
schriftlichen Bescheid, ob und in welcher Höhe 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaß-
nahmen erstattungsfähig sind. 

2.4 Vor Erlaß des Festsetzungsbescheides ist der 
Antragsteller und, wenn Aufwendungen erstat-
tet werden sollen, auch der Zahlungspflichtige 
(§ 12 FluglärmG) unter Beifügung der Akten 
anzuhören. 

2.5 In geeigneten Fällen wird empfohlen, die Be-
teiligten zu einem mündlichen Termin zu laden. 
In jedem Stadium des Verfahrens ist auf eine 
gütliche Einigung hinzuwirken. Die Einigung 
ist schriftlich niederzulegen und vom Zah-
lungspflichtigen und vom Antragsteller zu un-
terzeichnen. 

2.6 Der Festsetzungsbescheid ist zu begründen 
und mit einer Rechtsmittelbelehrung zu ver-
sehen. Er ist dem Antragsteller und dem Zah-
lungspflichtigen zuzustellen. 

2.7 Gegen den Festsetzungsbescheid können der 
Antragsteller und der Zahlungspflichtige Wi-
derspruch einlegen. Über den Widerspruch 
entscheidet der Regierungspräsident. 
Dem Widerspruchsbescheid ist eine Rechtsmit-
telbelehrung zu dem örtlich zuständigen Ver-
waltungsgericht anzufügen. Im übrigen wird 
auch für das Widerspruchsverfahren auf Nr. 2.5 
hingewiesen. 

3. 	Vorläufige Auskünfte auf Anfrage 

3.1 Der Anspruch auf Erstattung entsteht erst nach 
Durchführung der baulichen Schallschutzmaß-
nahmen (§ 9 FluglärmG). 

3.2 Die Schallschutzmaßnahmen erfordern zum 
Teil den Einsatz erheblicher Mittel. Die mög-
lichen künftigen Anspruchsberechtigten haben 
deshalb ein erklärliches Interesse daran, be-
reits vor Durchführung der Maßnahmen zu er-
fahren, ob und gegebenenfalls in welcher 
Höhe die zu erwartenden Aufwendungen für 
die beabsichtigte Maßnahmen erstattet wer- 
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den. Bei' der Erteilung von Auskünften über 
die Eignung der beabsichtigten Baumaßnahmen 
und die Höhe der zu erwartenden Erstattung 
ist darauf hinzuweisen, daß die Auskünfte nur 
unter dem Vorbehalt der später ergehenden 
förmlichen Entscheidung des Regierungspräsi-
denten und etwaiger späterer gerichtlicher Ent-
scheidungen erteilt werden. Gegebenenfalls ist 
der Antragsteller unmittelbar an den Zah-
lungspflichtigen zu verweisen. Soweit dieser 
beabsichtigte Maßnahmen gutheißt und eine 
Erstattung verbindlich zusagt, sind Bedenken 
nicht ersichtlich, die einer späteren entspre-
chenden förmlichen Festsetzung des zu erstat-
tenden Betrages durch den Regierungspräsiden-
ten entgegenstehen. 

4. Für Amtshandlungen im Erstattungsverfahren 
nach den §§ 9 und 10 FluglärmG sind keine 
Gebühren zu erheben. 

5. Zahlung des Erstattungsbetrages 

Erstattungsbeträge können erst dann ausge-
zahlt werden, wenn der Festsetzungsbescheid 
unanfechtbar geworden ist. Der Regierungs-
präsident unterrichtet die Zahlungspflichtigen 
unverzüglich, wenn Festsetzungsbescheide un-
anfechtbar geworden oder angefochten worden 
sind. 

Eine Einigung (2.5 Satz 3) steht einem unan-
fechtbaren Feststellungsbescheid gleich. 

— MBl. NW 1976 S. 1638 
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Physikalisch-technische Aspekte zum Fluglärmgesetz 
Ernst-August Müller, Klaus Matschat, Hermann Leinemann, Eberhard Koppe *) 

Bei dér Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm spielen u. a. auch physikalisch-technische 
und mathematische Fragen eine Rolle. Die Begren-
zungslinien der Schutzzonen werden durch eine phy-
sikalische Größe, den sog. äquivalenten Dauerschall-
pegel Leg  definiert. Diese Größe muß unter Zuhilfe-
nahme der Schallausbreitungsgesetze aus der Schall- 

*) Prof. Dr. rer. nat. Ernst-August Müller ist Direktor am 
Max-Planck-Institut für Strömungsforschung, Göttin-
gen, Dr. rer. nat. Klaus Matschat wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an diesem. Dr. rer. nat. Hermann Leine-
mann und Dr. rer. nat. Eberhard Koppe sind ehemalige 
Mitarbeiter des Max-Planck-Instituts für Strömungs-
forschung. Alle haben an der Ausarbeitung der Ver-
fahren zur Ermittlung der Lärmschutzzonen mitgear-
beitet und ermitteln weiterhin die Lärmschutzbereiche 
der deutschen Verkehrsflughäfen 

abstrahlung der im Umkreis des Flughafens verkeh-
renden Flugzeuge ermittelt werden. Wegen der 
komplexen räumlichen und zeitlichen Struktur des 
Flugbetriebes erfordert die praktische Berechnung 
der Schutzzonengrenzen den Einsatz von Datenver-
arbeitungsanlagen, wobei umfangreiche Rechenpro-
gramme zu entwickeln sind. 

Die Autoren des vorliegenden Artikels haben an  den 
Verfahren zur Ermittlung der die Schutzzonen be-
grenzenden Kurven mitgearbeitet. Wir möchten spe-
ziell in dieser Zeitschrift die sachkundige Beratung 
erwähnen, die uns bei diesen Arbeiten auch beson-
ders von Fachleuten der Flughäfen, der Arbeitsge-
meinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen, der Bun-
desanstalt für Flugsicherung und der Deutschen Luft

-hansa bereitwillig gewährt worden ist. 

Lärmschutzbereich für den Flughafen Düsseldorf: die Zahlen an den Begrenzungslinien bezeichnen die Kurvenpunkte, 
die zur Ermittlung des Linienverlaufs herangezogen wurden 
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Definition des Lärmschutzbereichs 
Der Lärmschutzbereich wird durch die Kurve be-
grenzt, auf der der äquivalente Dauerschallpegel 

den Wert 67 dB(A) hat. Er wird durch die Kurve 
Leq  = 75 dB(A) in die beiden Schutzzonen 1 und 2 
unterteilt. In der obigen Definitionsformel für Leq  
bedeuten t; und Li zwei akustische Kennwerte eines 
einzelnen am betrachteten Immissionsort auftreten-
den Vorbeifluggeräuschs; der Maximalpegel Li ist 
der größte Wert, den der A-bewertete Schallpegel 
beim Vorbeiflug annimmt; die Geräuschdauer ti ist 
die Zeitspanne, während der der Maximalwert um 
weniger als 10 dB unterschritten wird (Bild 1). Der 
Gewichtsfaktor gi hat am Tage den Wert 1, in der 
Nacht den Wert 5. Die Summe wird über alle Ge-
räusche erstreckt, die während der sechs verkehrs-
reichsten Monate des Prognosejahres am Immissi-
onsort auftreten. T ist die Länge dieses Zeitraums. 

Leq  kann als Pegel der über die Zeit T Bemittelten 
empfundenen Schallintensität interpretiert werden. 
Bei der Mittelung werden nachts auftretende Geräu-
sche mit einem höheren Gewicht versehen als tags 
auftretende. 

Im Gesetz wird bestimmt, daß der äquivalente Dau-
erschallpegel „unter Berücksichtigung von Art und 
Umfang des voraussehbaren Flugbetriebes auf der 
Grundlage des zu erwartenden Ausbaus des Flug-
platzes" ermittelt wird. Daraus ergibt sich das Vor-
gehen in den folgenden beiden Schritten: 

1. Prognose des voraussehbaren Flugbetriebes durch 
die zuständigen Stellen, 

2. Ermittlung der Kurven konstanten äquivalenten 
Dauerschallpegels zu gegebener Prognose. 

Prognose des voraussehbaren Flugbetriebes 

Für die Prognose des Flugbetriebes wurde ein als 
Datenerfassungssystem (DES) bezeichneter Fragebo-
gen entwickelt, der die für die L eq-Bestimmung maß-
gebenden Daten in einer für die elektronische Daten-
verarbeitung geeigneten Form zu erfassen gestattet, 
Es war dabei ein Kompromiß zu finden zwischen der 

Bild  1: Verlauf des Schallpegels am Immissionsort 
beim Vorbeiflug eines Flugzeugs; L i  Maximalpegel, t i 

 Geräuschdauer 

für eine möglichst genaue Schallberechnung er-
wünschten Differenziertheit der Daten und den für 
die praktische Durchführbarkeit der Prognose not-
wendigen Vereinfachungen. 

Die Schallimmission am Erdboden wird stark durch 
die räumliche Verteilung der Flugspuren (Projektio-
nen der Flugbahnen in die Horizontalebene) be-
stimmt. Bild 3 zeigt als Beispiel die Flugspuren von 
etwa 100 Abflügen vom Flughafen Düsseldorf, auf-
genommen im Jahre 1968. Wie man erkennt, erfüllen 
die Flugspuren Flugkorridore, die mehrere Kilome-
ter Breite haben können. Im DES wird die Flugspur-
geometrie in der folgenden Weise dargestellt: Zu-
nächst werden für jede Start- und Landebahn die 
geographischen Koordinaten des Bahnbezugspunkts 
und die Bahnrichtung angegeben; diese Größen wer-
den vom Institut für Angewandte Geodäsie, Frank-
furt, ermittelt. Jede von einer Bahn ausgehende Ab-
flug-, Anflug- oder Platzrundenstrecke wird durch 
eine Aufeinanderfolge von geraden und kreisbogen-
förmigen Abschnitten beschrieben. Für das Ende je-
des Abschnitts wird die Flugkorridorbreite b angege-
ben (Bild 2). Diese Beschreibung ist koordinatenfrei 
und erfordert lediglich zwei Zahlenangaben für jeden 
geraden Abschnitt (Länge des Abschnitts und Korri-
dorbreite am Abschnittsende) und drei Angaben für 
jeden Kreisbogen (Radius r, Zentriwinkel φ und Kor-
ridorbreite am Abschnittsende). 

Bei der Leq-Bestimmung wird die Korridorbreite zwi-
schen den Abschnittsenden linear in der Streckenbo-
genlänge  interpoliert. Die Verteilung der Flugspu-
ren innerhalb des Korridors wird durch eine stan-
dardisierte Verteilungsfunktion beschrieben, die in 
der Korridormitte ein Maximum hat und gegen die 
Korridorränder hin abfällt. 

Im zweiten Teil des DES wird für jede Flugstrecke 
die Zahl der Flugbewegungen angegeben, die in den 
sechs verkehrsreichsten Monaten des Prognosejahres 
zu erwarten sind. Die Flugbewegungen werden nach 
„Flugzeuggruppen" aufgeschlüsselt, die so festgelegt 
sind, daß die der Zahl nach dominierenden Flugzeug-
typen einer Gruppe bei gleichen Betriebsbedingun-
gen (z. B. Abflug, voll beladen) ungefähr die gleiche 
Schallimmission am Erdboden hervorrufen. 

B i 1 d 2: Beschreibung einer Flugstrecke im Datenerfas-
sungssystem; Korridorgrenzen gestrichelt. r Kurvenradius, 
φ Zentriwinkel, b 1 , 132  Korridorbreite am Ende des 1. und 
2. Streckenabschnitts 
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Die Strahlverkehrsflugzeuge, die bei den Verkehrs-
flughäfen die Form und Größe des Lärmschutzbe-
reichs hauptsächlich bestimmen, werden in fünf Grup-
pen eingeteilt, die in der folgenden Tabelle aufge-
führt sind. In der letzten Spalte der Tabelle sind die 
Triebwerksfamilien angegeben, die für die betref-
fende Gruppe typisch sind. Die Abkürzung QN be-
deutet „Quiet Nacelle".  

S1 Flugzeuge mit einem Höchst-
abfluggewicht bis zu 100 t, 
die den Anforderungen des 
ICAO Annex 16 entsprechen JT8D (QN) 

S2 Sonstige Flugzeuge bis zu 
100t 	 JT8D 

S3 Flugzeuge mit einem Höchst-
abfluggewicht über 100 t, die 
den Anforderungen des ICAO 
Annex 16 entsprechen 
1. mit weniger als vier 

Triebwerken 	 CF6, RB.221 

2. mit vier Triebwerken 	JT9D, JT3D (QN) 

S4 Sonstige Flugzeuge über 100 t JT3D 

Bild  3: Flugspuren in der Umgebung des Flughafens 
Düsseldorf 

Die Abflüge der Gruppen S3 und S4 werden weiter 
in solche mit einem Abfluggewicht bis zu 85 v. H. 
bzw. mehr als 85 v. H. des Höchstabfluggewichts un-
tergliedert. Die bei diesen Gruppen starke Abhängig-
keit des Flughöhenprofils von der Beladung kann so 

bei der Lärmschutzbereichsermittlung pauschal be-
rücksichtigt werden. 

Ermittlung des äquivalenten Dauerschallpegels 

Die Verfahren zur Ermittlung der.  Kurven, auf de-
nen der äquivalente Dauerschallpegel Leg  die Werte 
67 bzw. 75 dB(A) annimmt, sind in der „Anleitung 
zur Berechnung (AzB)" festgelegt. Die Hauptaufgabe 
der AzB besteht darin, eine Vorschrift zu geben, 
nach der zu jeder im DES angegebenen Flugbewe-
gung, die Einfluß auf einen gegebenen Immissions-
ort P hat, der Maximalpegel Li und die Geräusch-
dauer ti berechnet werden können. 

Zu diesem Zweck wird zunächst für jede Fluqzeug-
gruppe und jede im DES unterschiedene Betriebsbe-
dingung (z. B. Abflug mit einer bestimmten Bela-
dung, Anflug mit einem bestimmten Gleitwinkel) 
ein standardisierter Datensatz flugplatz- und flug-
streckenunabhängig festgesetzt. 

Im wesentlichen handelt es sich um die folgenden 
Daten: 

1. Flughöhe h als Funktion der Längenkoordinate a, 
gemessen längs der Flugstrecke vom Start of 
Takeoff Roll aus beim Abflug, von der Lande-
schwelle aus beim Anflug. 

2. Schallemissionsdaten für einen Bezugsflugzu-
stand (beim Abflug: Unbeschleunigter Steigflug 
mit maximaler Startleistung, v2 + 10 kt; beim 
Anflug: Zustand nach Setzen der Landekonfi-
guration) . 

3. Pegelzu- oder -abschlag Z als Funktion der Län-
genkoordinate a. 

4. Fluggeschwindigkeit V als Funktion der Längen-
koordinate a. Bei gegebener Lage des Immissions-

orts P zu einer vorbeiführenden Flugstrecke (Bild 
4) kann zunächst die Längenkoordinate a des 
Punkts bestimmt werden, an welchem das von P 
auf die Strecke gefällte Lot die Strecke trifft. Aus 
den Daten (1) ergibt sich die Flughöhe an dieser 
Stelle. Zu gegebener Lage der Flugspur im Korri-
dor werden daraus der Flugbahnabstand s und 
der Höhenwinkel a berechnet. Der für den Be-
zugsflugzustand geltende Vorbeiflug-Maximal-
pegel L (s, a) am Immissionsort wird mit Hilfe 
der Schallausbreitungsgesetze unter Zugrundele-
gung standardisierter atmosphärischer Bedin- 

Bild 4: Vorbeifluggeometrie, P Immissionsort, h Flug-
höhe, s Flugbahnabstand, a Höhenwinkel, o Längenkoor-
dinate auf der Flugstrecke 
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gungen aus den Emissionsdaten (2) ermittelt. Die 
Wirkung von Zustandsänderungen während des 
Fluges (vor allem von Änderungen der Trieb-
werksleistung) wird durch den Pegelzu- oder -ab

-

schlag Z (a) (3) dargestellt. Durch Hinzufügen 
dieser Größe zu L (s, a) erhält man den in die L eq

-Berechnungsformel einzusetzenden Maximalpegel 
Li. 

Die Geräuschdauer ti wird nach einer empirischen 
Formel aus dem Flugbahnabstand s und der Flug-
geschwindigkeit V (a) berechnet. 

Die oben beschriebenen Datensätze, die Form und 
Größe der Lärmschutzbereiche entscheidend bestim-
men, sind aus der Sichtung eines umfangreichen 
Meßdatenmaterials hervorgegangen. Die zugrunde

-

gelegten An- und Abflugverfahren sind lärmmin-
dernde Verfahren, die von der Deutschen Lufthansa 
und anderen Luftverkehrsgesellschaften praktiziert 
werden. Das Abflugverfahren (in den USA auch als 
ATA Procedure bezeichnet) besteht darin, die Trieb-
werksleistung bis zu einer Höhe von 3000 ft voll in 
Höhengewinn umzusetzen. Auf diese Weise wird der 
Flugbahnabstand s, von dem die Schallimmission 
hauptsächlich abhängt, so weit wie möglich vergrö-
ßert. Als Landeverfahren wird das „low drag / low 
power"-Verfahren zugrundegelegt, bei dem das 
Flugzeug erst so spät wie möglich in die stärkeren 
Lärm verursachende Landekonfiguration übergeht. 

Der äquivalente Dauerschallpegel wird in einer 
durch die Start- und Landebahnen gehenden Hori-
zontalebene ermittelt. Großräumige Geländeerhe-
bungen können in Einzelfällen durch Abänderung 
der Flughöhenprofile (1) berücksichtigt werden. 
Ergebnisse 

Als Beispiel ist zu Beginn dieses Artikels der Lärm-
schutzbereich für den Flughafen Düsseldorf abgebil-
det. Die der Berechnung zugrundegelegte Anzahl der 
Flugbewegungen in den sechs verkehrsreichsten Mo-
naten des Jahres 1981 beträgt 91 000 (ohne Hubschrau-
ber und Flugzeuge unter 5,7 t). Der Lärmschutzbe-
reich hat eine Längserstreckung von ungefähr 22 km 
und eine größte Breite von etwa 3,5 km. Der Flächen-
inhalt beträgt 47 km2 . Die im Innern liegende Schutz-
zone 1 umfaßt eine Fläche von 9,6 km2. Die Größe 
der Zonen, die durch eine Kurve konstanten äquava-
lenten Dauerschallpegels umschlossen werden, hängt 
in starkem Maße von der mittleren Flughäufigkeit NIT 
ab (N Zahl der Flugbewegungen innerhalb des Be-
zugszeitraums T). In Bild 5 sind die Flächeninhalte F 
der Gebiete, die von den Kurven L eq  = 62, 67 und 75 
dB(A) begrenzt werden, über der Flughäufigkeit N/T 
für neun Verkehrsflughäfen aufgetragen (die Bewe-
gungen von Kleinflugzeugen und Hubschraubern 
sind in der Zahl N nicht enthalten, da sie auf die 
Flächeninhalte der Zonen kaum einen Einfluß haben). 
Wie das Bild zeigt, besteht annähernd Proportionali-
tät zwischen F und N/T, d. h. bei einer Verdoppelung 
der Flughäufigkeit verdoppeln sich die Flächen. (Die 
näherungsweise gültigen linearen Beziehungen sind 
an den drei im Bild eingetragenen Geraden ange-
schrieben. F wird dabei in der Einheit km2, N/T in 
der Einheit Bewegungen pro Tag gemessen.) 

Aus dem Abstand der Geraden kann man entneh

-

men, daß sich die Fläche F bei festgehaltener Häufig

-

keit N/T um rund 20 % vergrößert, wenn sich der die 
Zone definierende L eq-Wert um 1 dB vermindert. 
Daraus läßt sich unter Benutzung der Definitionsfor-
mel für Leq  der folgende Schluß ableiten: Wenn alle 
Flugzeuge um 1 dB leiser werden, so reduziert sich 
die Fläche der durch einen bestimmten L eq-Wert de-
finierten Zone um rund 20 %. Schon geringe Erfolge 
bei der Entwicklung leiserer Triebwerke können also 
zu einer erheblichen Verkleinerung der Gebiete füh-
ren, in denen die Fluglärmeinwirkung einen be-
stimmten Betrag überschreitet. 

Physikalisch-technische Gesichtspunkte für weiter-
gehende Maßnahmen 

Das Fluglärmgesetz stellt einen ersten wesentlichen 
Schritt auf dem Weg zur Lösung des Fluglärmpro-
blems dar. Weitere Schritte sind erforderlich. Das 
Gesetz selbst ermöglicht solche Schritte, indem in 
§ 16 festgestellt wird, daß weitergehende planungs-
rechtliche Vorschriften unberührt bleiben. So können 
z. B. die Länder zusätzliche Maßnahmen ergreifen. 
Der Länderarbeitskreis „Fluglärm und Bodennut-
zung" hat Empfehlungen hierzu ausgearbeitet. 
Einige uns wichtig erscheinende Gesichtspunkte für 
weitergehende Maßnahmen sind die folgenden: 

a) Bauliche Schallschutzmaßnahmen stellen nur ei-
nen Notbehelf dar. Bei geöffneten Fenstern wer-
den sie in ihrer Wirksamkeit stark herabgesetzt. 
Beim Aufenthalt im Freien oder auf Balkonen 
sind sie unwirksam. Insbesondere im Innern der 
Schutzzone 1 können daher Aufwendungen für 

Bild 5: Flächeninhalt F der von Kurven Leq  = const. 
umschlossenen Gebiete in Abhängigkeit von der Flug-
häufigkeit NIT 
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Schallschutzmaßnahmen Fehlinvestitionen dar-
stellen. Es ist zu erwägen, ob in solchen Fällen 
nicht besser finanzielle Anreize zum Fortzug von 
Einwohnern gegeben werden sollten. 

b) Die im Gesetz ausgesprochenen Beschränkungen 
der baulichen Nutzung sind vor allem in der 
Schutzzone 2 schwach. Ein weiteres Vordringen 
der Bebauung an die Flugplätze ist daher zu be-
fürchten. In Schutzzone 2 sollten neue Wohnsied-
lungsbereiche nicht erschlossen werden. Außer-
dem sollte der Lärmschutzbereich durch eine äu-
ßere Zone [etwa bis Leq  = 62 dB(A)] erweitert 
werden, in der der Fluglärm bei der Planung von 
lärmempfindlichen Objekten, wie Schulen und 
Krankenhäusern, mitzuberücksichtigen wäre. 

c) Nach dem Gesetz wird der Lärmschutzbereich 
nicht endgültig festgelegt, vielmehr wird be-
stimmt, daß der Lärmschutzbereich neu festzuset-
zen ist, wenn eine Änderung in der Anlage oder 
im Betrieb des Flugplatzes zu einer wesentlichen 
Veränderung der Lärmbelastung in der Umge-
bung des Flugplatzes führen wird. Tritt in solchen 
Fällen eine Erhöhung der Lärmbelastung ein, so 

können in der Zwischenzeit Gebiete bebaut wor-
den sein, die bei der Neufestsetzung des Lärm-
schutzbereichs Bauverboten unterliegen, d. h. als 
zum Wohnen ungeeignet angesehen werden. Da-
mit derartige mit hohen Kosten verbundene Fehl-
entwicklungen möglichst vermieden werden, soll-
te die Ermittlung der Schutzzonen von einer mög-
lichst weit in die Zukunft reichenden Verkehrs-
prognose ausgehen, die realistische, in einem 
größeren Rahmen abgestimmte Planungen des 
Flughafenausbaus und der Verkehrsführung zu 
berücksichtigen hätte. 

d) Beim Überschreiten einer Kurve konstanten äqui-
valenten Dauerschallpegels ändert sich die Lärm

-b

elastung nicht sprunghaft, sondern stetig. Außer-
dem kann die örtliche Lärmsituation durch andere 
Lärmerzeuger, z. B. Industriebetriebe oder Stra-
ßenverkehr, sowie durch die topographischen 
Verhältnisse, z. B. exponierte Lage auf einer Bo-
denerhebung, beeinflußt werden. Bei der Abgren-
zung von planungsrechtlichen und entschädi-
gungsrechtlichen Regelungen sollten diese Ge-
sichtspunkte berücksichtigt werden. 
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Anlage 14 

Lärmschutzbereiche (Fluglärm) — ihre Festlegung und Bekanntmachung 
(Mitteilung aus dem Institut für Angewandte Geodäsie) 

Von Dr. Theodor Johannsen, Frankfurt a. M. 

— Auszug — 

3 Rechtsverordnung 

3.1 Materieller Inhalt 

Entsprechend § 4 FluglärmG wird für jeden einzel-
nen Flugplatz durch eine Rechtsverordnung der 
Lärmschutzbereich festgesetzt. § 1 dieser Verord-
nung wiederholt die Begründung aus dem Fluglärm-
gesetz, während § 2 besagt, daß die beiden Schutz-
zonen durch die in der Anlage 1 zur Verordnung 
veröffentlichten Koordination der Kurvenpunkte 
festgelegt werden und begrenzt werden durch eine 
interpolierende Linie durch diese Punkte. In § 3 
wird darauf hingewiesen, daß das Flugplatzgelände 
nicht zum Lärmschutzbereich gehört und daß Grund-
stücke und bauliche Anlagen, die zum Teil in den 
Lärmschutzbereich hineinragen, behandelt werden, 
als lägen sie gänzlich darin. 

§ 4 verweist auf die beiden Kartenbeilagen (Karte 
1 : 50 000 und Atlas 1 : 5 000). Darüber hinaus wird 
diejenige Amtsstelle bezeichnet, die zu verbind-
lichen Auskünften befugt ist und bei der der Atlas 
„zu jedermanns Einsicht archivmäßig gesichert nie-
dergelegt" ist. 

3.2 Erlaß der Rechtsverordnung 

Mit der folgenden schematischen Übersicht (Abb. 1) 
wird das Normsetzungsverfahren veranschaulicht: 

Das Institut für Angewandte Geodäsie hat die Kon-
zeption für die Weiterverarbeitung der von den 
Akustikern berechneten örtlichen Koordinaten und 
für die Art der kartographischen Darstellung erar-
beitet. Die Transformation der örtlichen Koordina-
ten in Gauß-Krüger-Werte, die Erstellung der 
Steuerstreifen bzw. Steuermagnetbänder für die au-
tomatische Kurvenzeichnung und die Bearbeitung 
der Darstellung im Maßstab 1 : 50 000 konnte das 
IfAG ebenfalls übernehmen. Die Arbeiten zur Er-
stellung der Atlanten im Maßstab 1 : 5 000 überstei-
gen jedoch innerhalb der geforderten Zeitspannen 
bis zur Veröffentlichung die Kapazität des IfAG. 

Daher trat der Bund an die Bundesländer mit der 
Bitte heran, die zuständigen Landesbehörden beim 
Vollzug des Fluglärmgesetzes mit einzusetzen. Die-
sem Wunsch haben die Länder entsprochen; so füh-
ren die Landesvermessungsverwaltungen die Vorbe-
reitungen der Karte 1 : 50 000 und die gesamte Er-
stellung der Atlanten durch. Daneben haben wei-
tere Landesbehörden die Rolle der Offenlegungsstel-
len für den Atlas 1 : 5 000 übernommen. 

4 Technische Einzelheiten 

4.1 Kurvenverlauf und Genauigkeit 

Das mathematische Modell, auf dem die Abgren-
zung der Lärmschutzzonen beruht, ergibt keinen ex-
pliziten Ausdruck für die Lärmschutzkurven (Begren-
zungslinien der Schutzzonen). Durch Iterationsver-
fahren müssen daher dem theoretischen Kurvenver-
lauf Punkte soweit angenähert werden, bis die Dif-
ferenz zwischen dem Sollpegel 67 bzw. 75 dB (A) und 
dem Istwert kleiner als 0,001 dB (A) wird. Das be-
deutet, daß die derart berechneten Kurvenpunkte die 
theoretische Kurve innerhalb eines Fehlerbandes 
von weniger als 0,1 m Breite umschließen. Da die 
Rechnung aufwendig ist, und andererseits nicht über-
mäßig viele Kurvenstützpunkte veröffentlicht wer-
den sollen, werden Punkte mit einem gegenseitigen 
Abstand zwischen 10 m und 160 m berechnet, auf-
einanderfolgende Sehnen verhalten sich dabei maxi-
mal wie 1 : 2. 

Bild 1: Rechtlicher Verfahrensgang 
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Die rechtswirksame Bestimmung, daß der Kurven-
verlauf nicht durch einen Polygonzug über diese 
Punkte, sondern durch eine Funktion mit stetigem 
Tangentenübergang (beispielsweise: Polygon 3. Gra-
des) festgesetzt ist, hat drei wesentliche Vorteile: 

1. ein derart  interpolierter Kurvenverlauf liegt theo-
retisch dem wahren Verlauf näher als eine Sehne 
(Polygonseite), 

2. solche Interpolationsverfahren sind in den be-
nutzten Zeichenanlagen ohnehin enthalten 
und 

3. kein Bürger würde verstehen, wenn die Lärm-
schutzkurve in den (durch das Rechenverfahren 
bestimmten) Stützpunkten Ecken aufwiesen. 

Alle Rechenverfahren bis hin zur Koordinations-
transformation ins Landeskoordinatensystem wer-
den auf Zentimeter berechnet, so daß abschließend 
das Koordinatenverzeichnis mit Dezimetergenauig-
keit veröffentlicht werden kann. 

Dem berechtigten Einwand, daß eine Schallpegelbe-
stimmung auf 0,001 dB (A) physikalisch als übertrie-
ben fein gilt, ist entgegenzuhalten, daß hier keine 
in der Örtlichkeit durch Messung bis zu dieser Ge-
nauigkeit überprüfbare, sondern vielmehr eine 
rechtlich relevante Linie bestimmt werden soll. Da 
diese Linie kraft gesetzgebender Gewalt maßgeblich 
ist für das Bestehen oder Nichtbestehen von Bau-
verboten, Entschädigungsansprüchen und Erstat-
tungsansprüchen, mußte sie mit der Genauigkeit 
festgesetzt werden, wie sie auch in der Örtlichkeit 
abzustecken ist. Der Gesetzgeber war daran inter-
essiert, diese Linie so gut, wie es dem Stand der 
Technik und Wissenschaft entspricht, auf ein reali-
stisches Modell der momentanen und der progno-
stizierten Verkehrsbelastung der Flughäfen zu 
gründen. 

4.2 Darstellung in topographischen Karten 

4.2.1 Maßstabswahl 

Eine Darstellung des Lärmschutzbereichs in einer 
Karte ist erforderlich, damit jedermann ohne weite-
res erkennen kann, ob sein Eigentum betroffen ist 
oder nicht. Eine Karte, die auf einem Blatt den ge-
samten Lärmschutzbereich zeigt, soll als Ubersicht 
dienen. Dazu bot sich aus zweierlei Gründen die 
Topographische Karte 1 : 50 000 an: 

1. wird dieses Kartenwerk in kurzen Zeitabständen 
laufend gehalten 
und 

2. läßt sich jeder einzelne Lärmschutzbereich noch 
auf einem einzigen — evtl. zusammenkopierten 
Kartenblatt bis zur Formatgröße 0,5 X 0,5 m dar-
stellen. 

Neben dieser Karte ist jedoch auch noch eine in 
größerem Maßstab nötig, um zu zeigen, welches 
Flurstück bzw. welches Gebäude betroffen ist. Da-
für eignen sich demnach die Grundkarte 1 : 5 000 
oder aber Katasterkarten noch größeren Maßstabs. 

Bei der Festlegung der AzB forderte das Bundes

-

justizministerium längere Zeit den Maßstab 1 : 1 000, 

ließ sich dann aber doch davon überzeugen, daß da-
mit ein kaum mehr vertretbarer Arbeitsaufwand ge-
fordert würde. Abgesehen von der Unmenge zu be-
arbeitender Blätter wäre auch ein Großteil davon 
zunächst noch aus altem Katasternetz ins Gauß-
Krüger-Netz einzupassen. So einigte man sich 
schließlich auf den Regelfall der Deutschen Grund-
karte. Für die Fälle, in denen die Grundkarte (bzw. 
Katasterplankarte) noch fehlt, wurde ein entspre-
chend größerer Maßstab gefordert. 

4.2.2 Darstellungsart der Lärmschutzbereiche 

Um den Aufwand in vertretbaren Grenzen zu hal-
ten, wurde eine kartographische Präsentation ledig-
lich in Schwarz-Weiß festgelegt. Im Maßstab 
1 : 50 000 sollen von den Einzelfolien der TK 50 nur 
Grundriß (Situation — Schrift) und Gewässer (zur 
besseren Orientierung) verwendet werden. Die 
Lärmschutzkurve wird durch eine 0,2 mm starke 
Linie dargestellt. Zur besseren Erkennbarkeit wird 
neben diese Kurve an der Zonenaußenseite ein 3 mm 
breites begleitendes Rasterband entlanggeführt. In 
dieses Rasterband werden — vom Raster freige-
stellt — für jeden 10. Punkt die Punktnummern ein-
montiert, ohne dabei jedoch den Punkt selbst zu 
markieren. Diese Nummern sollen bei einer evtl. 
erforderlichen örtlichen Absteckung die in Frage 
kommenden Punkte im Koordinatenverzeichnis leich-
ter auffindbar machen. 

Bild 2: Technischer Verfahrensgang 
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Die Montage 1 : 50 000 trägt im Normalfall ein bis 
in den Rand durchgehendes 4 cm Gitter, das die Be-
grenzungslinien der DGK 5-Blätter zeigt. In den Fäl-
len, da die großmaßstäbliche Karte nicht die DGK 5 
ist, wird in der Karte 1 : 50 000 ein entsprechendes 
Gitter im Blattfeld gezeigt, während am Blattrand 
weiterhin die 2 km-Werte des Gauß-Krüger-Netzes 
angerissen sind. 

Eine Legende mit den für die Lärmschutzbereiche 
relevanten Angaben steht am rechten Kartenrand. 

4.3 Durchführung der Zeichnungen 

Die Arbeiten im Maßstab 1 : 50 000 hat anfangs das 
IfAG vollständig übernommen. Nach Erprobung des 
Verfahrensganges hat sich das Landesvermessungs-
amt Nordrhein-Westfalen dankenswerterweise er-
boten, für die in NRW liegenden Flugplätze Gravur, 
kartographische Arbeiten und den Druck zu über-
nehmen. 

Die Gravur der Kurven und Rasterdecker für die 
Atlanten haben bereits bisher die Landesvermes-
sungsverwaltungen besorgt. Daneben obliegen ihnen 
die reprotechnischen Arbeiten bis zum Fertigen der 
entsprechenden Anzahl von Lichtpausen sowie deren 
Binden in Atlasform (10 bis 15 Stück pro Flughafen). 
Für diese Arbeiten übergibt das IfAG den Landes

-

vermessungsverwaltungen die Steuermedien für die 
Zeichenanlagen sowie Plotterzeichnungen der Lärm-
schutzkurven, in denen jeder einzelne Stützpunkt 
kenntlich gemacht ist. 

4.4 Veröffentlichung der Rechtsverordnung 

Bevor es zur Veröffentlichung der Rechtsverordnung 
kommt, muß diese als Entwurf mit dem betroffenen 
Ministerium abgestimmt werden und vom Bundes-
rat die Zustimmung erhalten. Diesem Entwurf ist 
jedoch bereits ebenfalls eine erste Fassung der 
Karte 1 : 50 000 beizulegen, desgleichen das Ver-
zeichnis der Koordinaten. Dieses vorläufige Koordi-
natenverzeichnis besteht aus einem EDV-Protokoll, 
das im IfAG mit Überschriften versehen wurde. Ganz 
entsprechend wird das endgültige Koordinatenver-
zeichnis in der Bundesdruckerei aus der EDV-Liste 
und separat gesetzten .Überschriften zusammenge-
stellt, um Setzfehler bei den Koordinaten zu ver-
meiden. 

4.5 Technischer Verfahrensgang 

Abb. 2 zeigt den Ablauf der technischen Arbeiten 
bis zur Festsetzung der Lärmschutzbereiche in sche-
matischer Form. 



Drucksache 8/2254 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Anlage 15 

UMWELTBUNDESAMT 

II 2.3 — 60 112/2 

Ausländische Regelungen zur Fluglärmbekämpfung 
Bericht des Umweltbundesamtes 

1 Einleitung 
 

Fluglärm ist auch nach der Einführung leiserer Luft-
fahrzeuge an vielen Flugplätzen in der Bundesrepu-
blik Deutschland ein ernstzunehmendes Problem. 
Das liegt überwiegend daran, daß zum einen der An-
teil leiserer Luftfahrzeuge an den gesamten Flugbe-
wegungen noch relativ gering ist. Zum anderen ist 
in der Vergangenheit die Besiedlung in der Flug-
platznähe noch dichter geworden. Aus diesen Grün-
den ist es notwendig, die Fluglärmbekämpfung wei-
ter voranzutreiben und die Möglichkeiten zur Flug-
lärmminderung weiter auszuschöpfen. 

Auch im Ausland werden zum Teil erhebliche An-
strengungen unternommen, um den Fluglärm zu 
mindern. Die im Ausland getroffenen Maßnahmen 
zur Fluglärmminderung und deren Wirksamkeit soll-
ten beim Erlaß von nationalen Regelungen beach-
tet bzw. berücksichtigt werden. Darüber hinaus gilt, 
daß eine wirksame Bekämpfung des Fluglärms an 
der Quelle nur durch intenationale Zusammenarbeit 
und durch Erlaß entsprechender Vereinbarungen ent-
scheidend vorangetrlieben werden kann.  

Im folgender sind die ausländischen Maßnahmen zur 
Fluglärmminderung anhand von Literaturrecherchen 
zusammengestellt worden. Dabei wurde 'über einen 
reinen Vergleich der ausländischen Regelungen mit 
den nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
getroffenen nationalen Regelungen hinaus auch auf 
die Maßnahmen zur Fluglärmminderung an der 
Quelle und durch flugbetriebliche Maßnahmen einge-
gangen. 

2 Ausländische Regelungen zur Fluglärm-
bekämpfung 

2.1 Fluglärmminderung an der Quelle 

Durch den Einsatz von Strahlverkehrsflugzeugen ab 
1960 und stetigen Anstieg des Weltluftverkehrs kam 
es insbesondere in den dichter besiedelten Gebieten 
in Flughafennähe zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung der Flughafenanwohner durch Fluglärm. Die 
Betroffenen forderten unter anderem eine deutliche 
Herabsetzung der Emissionswerte für Strahlflug-
zeuge. Als erste Luftfahrtbehörde erließ die Bundes-
luftfahrtbehörde FAA der USA aus diesem Grund 
mit Part 36 der Federal Aviation Regulation (FAR) 
Vorschriften über die Lärmgrenzwerte für neu zuzu-
lassende Strahlverkehrsflugzeuge, die am 1. Dezem

-

ber 1969 wirksam wurden. [1] 1) Durch diese Vorschrif-
ten wurde für alle Unterschall-Strahlverkehrsflugzeu-

ge mit mehr als 5,7 t Höchstabfluggewicht, für die eine 
FAA-Musterzulassung beantragt wird, ein maxima-
ler, gewichtsabhängiger Emissionsgrenzwert festge-
legt, der bei der Zulassung nicht überschritten wer-
den darf. Die festgelegten Grenzwerte basieren auf 
einem Kompromiß zwischen dem damals technisch 
Möglichen und dem ökonomisch Vertretbaren. Mit 
dem 7. Nachtrag vom 3. März 1977 zum FAR-Part 36 
sind die Lärmgrenzwerte weiter herabgesetzt wor-
den. 

Bei der Messung wird der Lärm wie bei dem an-
schließend zu besprechenden Zulassungsverfahren 
der internationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO 
an drei Meßpunkten ermittelt. Zwei dieser Meß-
punkte dienen zur Messung des Startlärms, ein Meß-
punkt zur Feststellung der Lärmemission beim Lan-
deanflug. Die Lärmgrenzwerte werden als effektiver, 
empfundener Lärmpegel EPNL in der Einheit EPNdB 
angegeben. 

Die internationale Zivilluftfahrtorganisation ICAO 
hat  eigene Richtlinien und Empfehlungen für die Zu-
lassung von Strahlflugzeugen ausgearbeitet und im 
August 1972 als Annex 16 zur Konvention der inter-
nationalen Zivilluftfahrt (Chicago, 1944) allen Mit-
gliedsländern zur Übernahme in die nationale Ge-
setzgebung empfohlen. [2] Der Anhang 16 (1. Aus-
gabe) war anwendbar ab 6. Januar 1972. Bis zum 
Jahr 1972 ist der ICAO mitgeteilt worden, daß der 
Annex 16 von 29 Mitgliedsstaaten (einschließlich der 
Bundesrepublik Deutschland) ohne Änderungen ins 
nationale Regelwerk übernommen wird oder wurde. 
Von 85 Mitgliedsländern ist die ICAO nicht infor-
miert worden, ob die Richtlinien oder Empfehlungen 
übernommen wurden. Nur neun Mitgliedsländer ha-
ben erklärt, daß Unterschiede zwischen dem Annex 
16 und den nationalen Vorschriften existieren. Diese 
Unterschiede beziehen sich überwiegend auf die für 
Planungszwecke und für die Fluglärmüberwachung 
im Annex 16 angegebenen Empfehlungen. Nur zwei 
Mitgliedsländer (USA und Saudi-Arabien) haben er-
klärt, daß sie ein anderes Meßverfahren — nämlich 
das in der FAR-Part 36 niedergelegte — für die 
Lärmzulassung benutzen werden. 

Die im Annex 16 angegebenen Zulassungsvorschrif-
ten sind in Anlehnung an die FAR-Part 36 festge-
legt worden. Sie sind durch die Umstellung der Meß-
punktentfernungen auf das Dezimalsystem etwas 
weniger scharf als die entsprechenden amerikani- 

1) Zahlen in eckigen Klammern verweisen auf das Lite-
raturverzeichins am Ende des Berichtes. 
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schen Zulassungsvorschriften. Der Lärm wird eben-
falls an drei Meßpunkten ermittelt. Die Anordnung 
der Meßpunkte kann aus Bild 1 entnommen werden. 
Die maximalen, gewichtsabhängigen Zulassungs-
grenzwerte für Strahlflugzeuge mit mehr als 5,7 t 
Höchstabfluggewicht sind für alle Meßpunkte im 
Bild 2 graphisch dargestellt. Mit der 2. Ausgabe des 
Annex 16 vom Oktober 1977 [3] sind diese Zulas-
sungsgrenzwerte und gleichzeitig der Abstand des 
Seitenlärm-Meßpunktes verändert worden. Die ab 
6. Oktober 1977 geltenden neuen Zulassungsgrenz-
werte können aus Bild 3 entnommen werden. 

Für einige Strahlverkehrsflugzeuge sind in Bild 4 
die Meßwerte eingetragen worden, die bei der Zu-
lassung nach FAR-Part 36 (1. Ausgabe) ermittelt wur-
den. Aus diesem Bild ist ersichtlich, daß insbeson-
dere die Flugzeuge der neuesten Konzeption die 
Grenzwerte zum Teil erheblich unterschreiten. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden schon 
im Jahre 1970 Lärmgrenzwerte für Strahlflugzeuge 
mit mehr als 5,7 t Höchstabfluggewicht festgelegt 
und die Anwendung des Annex 16 zum ICAO-Ab-
kommen bei der Musterprüfung gefordert. Darüber 
hinaus ist ein Verbot der Verkehrszulassung für 
Strahlflugzeuge, die diese Lärmgrenzwerte nicht 
einhalten, verfügt worden. Diese Regelung soll 
verhindern, daß ältere und lautere Flugzeuge, die 
an sich eine Musterzulassung haben, eine neue 
Verkehrszulassung in der Bundesrepublik erhal-
ten und so zu einer Verschärfung der Situation an 
den Verkehrsflughäfen beitragen. [4, 5] 

In der Vergangenheit hat sich gezeigt, daß in dicht-
besiedelten Gebieten in der Nähe von Landeplätzen, 
die überwiegend dem Verkehr mit Propellerflugzeu-
gen zu dienen bestimmt sind, eine beträchtliche Be-
lästigung der Anwohner durch den Lärm der Pro-
pellerflugzeuge auftreten kann. Zur Minderung der 
Belästigung sind von einzelnen Staaten Zulassungs-
vorschriften bzw. Lärmgrenzwerte auch für diese 
Luftverkehrsart verfügt worden. Die ICAO hat in 
Anlehnung an die gemeinsam von den Luftfahrtver-
waltungen der Schweiz und der Bundesrepublik 
Deutschland entworfenen Vorschriften bzw. Zulas

-

sungsmeßverfahren eigene Empfehlungen an die 
Mitgliedsländer gegeben, die mit dem 2. Nachtrag 
zum Annex 16 im Jahre 1975 bekanntgegeben wur-
den.  

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

In der Bundesrepublik Deutschland sind bereits im 
Jahre 1972 Lärmgrenzwerte für Propellerflugzeuge 
bis 5 700 kg Höchstgewicht und Motorsegler ver-
öffentlicht worden. Mit der Bekanntmachung vom 
17. Juli 1975 wurde die teilweise Angleichung der 
nationalen Forderungen an die Empfehlungen der 
ICAO (2. Nachtrag zum Annex 16) vorgenommen. 
Über die Empfehlungen der ICAO hinaus ist in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Verbot der Ver-
kehrszulassung für Propellerflugzeuge, die diese 
Grenzwerte nicht einhalten, verfügt worden. [6, 7] 

2.2 Ausländische Regelung zur Fluglärmminderung 
durch flugbetriebliche Maßnahmen 

Zusätzlich zu den oben angegebenen Maßnahmen zur 
Fluglärmminderung an der Quelle sind im Ausland 
flugbetriebliche Maßnahmen zur Lärmminderung ent-
wickelt worden. Der Vorzug der flugbetrieblichen 
Maßnahmen ist dabei, daß auch bei Verwendung äl-
terer und lauterer Flugzeuge beträchtliche Pegel-
minderungen möglich sind, ohne aufwendige Lärm-
minderungsmaßnahmen an der Quelle durchführen 
zu müssen. 

Für die meisten großen Verkehrsflughäfen der Welt 
sind in der Vergangenheit lärmmindernde An- und 
Abflugstrecken festgelegt worden. Die Streckenfüh-
rungen wurden dabei so gewählt, daß dichtbesiedelte 
Gebiete vor der Landung bzw. nach dem Start soweit 
wie möglich nicht überflogen werden, wenn nicht 
Sicherheitsbestimmungen dem entgegenstehen. Für 
jeden Verkehrsflughafen müssen wegen der unter-
schiedlichen örtlichen Gegebenheiten spezielle Re-
gelungen getroffen werden. Trotzdem sind allge-
meingültige lärmmindernde Flugverfahren entwik-
kelt worden, die bei nahezu allen Anwendungsfällen 
Aussicht auf Erfolg bieten. 

Für den Startvorgang sind in der Vergangenheit 
verschiedene Techniken mit Drosselung der Trieb-
werksleistung nach Erreichen einer Mindestflughöhe 
vorgeschlagen und an einigen Flughäfen (wie z. B. 
in London-Heathrow) mit Erfolg praktiziert worden. 
Diese Verfahren können für einzelne Wohnsiedlun-
gen, insbesondere in der näheren Flughafenumge-
bung, zu einer gewissen Lärmentlastung führen. 
Nachteilig ist die relativ hohe Arbeitsbelastung der 
Luftfahrzeugführer bei diesem Verfahren während 
der kritischen Phase des Startvorgangs, durch die es 
beim Auftreten von zusätzlichen Schwierigkeiten zu 
gefährlichen Situationen kommen kann. Für Flug-
zeuge neuerer Konzeption, die mit Triebwerken mit 
höherem Nebenstromverhältnis ausgerüstet sind, ist 
der Vorteil dieses Startverfahrens auch für nahe am 
Flughafen gelegene Siedlungen sehr gering. Aus die-
sem Grund wird heuzutage überwiegend das Steil

-

startverfahren, das für die gesamte Flughafenumge-
bung im allgemeinen eine wesentlich höhere Lärm-
entlastung bringt, empfohlen. Bei diesem Verfahren 
wird mit maximaler Triebwerksleistung gestartet 
und erst nach Erreichen einer Höhe von 3 000 ft (ca. 
900 m) die Geschwindigkeit des Flugzeugs weiter er-
höht. Dadurch erreicht das Flugzeug den größtmög-
lichen Höhengewinn. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

An den Verkehrsflughäfen in der Bundesrepublik 
Deutschland wird üblicherweise das Steilstartver-
fahren. angewendet. Dieses Verfahren ist insbe-
sondere dann im Vorteil, wenn es nicht nur ein-
zelne Wohngebiete in geringer Nähe zum Flugha-
fen gibt, sondern wenn die Flughafenumgebung 
nahezu gleichmäßig dicht besiedelt ist, wie es in 
der Nähe der Verkehrsflughäfen der Bundesrepu-
blik der Fall ist. [8] 

Zusätzlich wird in der Bundesrepublik Deutschland 
empfohlen, den Start aus dem Rollen durchzufüh

-

ren. Bei diesem Verfahren entfällt das Überprüfen 
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der Triebwerke am Startpunkt vor Beginn des 
Starts. [9] 

Zur Verminderung des Lärms beim Landevorgang 
wurde in den USA das Zwei-Segment-Anflugverfah-
ren entwickelt. Hierbei fliegt das Flugzeug im ersten 
Teil des Landeanflugs, also in größerer Entfernung 
vom Flughafen, auf einem steileren Gleitpfad (5 °  bis 
6°) als üblich. Durch die größere Flughöhe in der Ein-
flugschneise wird damit die Lärmbelastung vermin-
dert. Erst in relativ geringer Entfernung von der 
Landebahnschwelle geht das Flugzeug in den norma-
len 3°-Gleitweg über. Damit wird die Sinkgeschwin-
digkeit im Endanflug kurz vor dem Aufsetzen auf 
ein vom Luftfahrzeugführer beherrschbares Maß her-
abgesetzt. Das Zwei-Segment-Anflugverfahren er-
fordert bei Instrumentenanflügen, wie sie im ge-
werblichen Luftverkehr fast ausschließlich durchge-
führt werden, ein zusätzliches bordseitiges Überwa-
chungs- und Anzeigegerät, das dem Piloten eine ein-
deutige Flugführungsinformation liefert. 

Von Luftfahrtbehörden, Luftverkehrsgesellschaften 
und Forschungsinstituten sind verschiedene Anflug-
verfahren mit einer Drosselung der Triebwerkslei-
stung entwickelt worden. Besondere Bedeutung er-
langte dabei das ursprünglich für den Flughafen 
Frankfurt/Main entworfene „low drag — low power-
Anflugverfahren", das auch als Frankfurter Verfah-
ren oder Lufthansa-Verfahren bezeichnet wird. Das 
Prinzip dieses Verfahrens ist es, daß Anflugkonfigu-
rationen mit hohem aerodynamischen Widerstand 
und damit hoher erforderlicher Triebwerksleistung 
möglichst lange vermieden werden. Der Gleitpfad 
wird in möglichst großer Höhe und mit geringer Klap-
penstellung angeschnitten. Erst kurz vor Erreichen 
des Voreinflugzeichens, also wesentlich später als 
beim konventionellen Anflug, wird die für den end-
gültigen Landeanflug erforderliche maximale Klap-
penstellung gesetzt. 

Die Vorteile dieses Verfahrens gegenüber dem Zwei-
Segment-Verfahren sind: 

— Das Verfahren kann mit allen Flugzeugtypen ge-
flogen werden und 

— es werden keine zusätzlichen Boden- oder bord-
seitigen Einrichtungen benötigt. 

Im Gegensatz zu den vorgeschlagenen Zwei-Segment-
Verfahren ist das low drag-low power-Verfahren 
mit heutigen Flugzeugmustern ohne Sicherheitsrisiko 
und auch bei schlechten Wetterbedingungen fliegbar. 
Das low drag-low power-Verfahren ist inzwischen 
von der internationalen Zivilluftfahrtorganisation 
ICAO und dem internationalen Luftverkehrsverband 
IATA anerkannt und den Mitgliedern zur Anwen-
dung empfohlen worden. Demgegenüber ist die Er-
probung des Zwei-Segment-Anflugverfahrens noch 
nicht völlig abgeschlossen; eine Empfehlung zur Ein-
führung dieses Verfahrens ist in naher Zukunft nicht 
zu erwarten. 

Eine Lärmminderung beim Anflug läßt sich auch da-
durch erreichen, daß der Gleitwinkel des Instrumen-
tenlandesystems und die Flughöhe, in der der Gleit-
weg im Horizontalflug getroffen wird, heraufgesetzt 
wird. Ein Gleitwegwinkel von 3 °  wird für optimal 
gehalten; höhere Gleitwegwinkel sind nur an einer 

geringen Zahl von Verkehrsflughäfen wegen der 
Hindernisfreiheit erforderlich. 

Die Flughöhe, in der der Gleitweg im Horizontalflug 
getroffen wird, sollte aus Lärmschutzgründen mög-
lichst hoch sein. Wegen der vorhandenen Luftraum-
struktur kann sie jedoch oft kaum über 4 000 ft (ca. 
1 200 m) angehoben werden. 

Für die Führung von Anflugstrecken gilt generell, 
daß die Anflugverfahren an Verkehrsflughäfen im 
Endanflug durch das Instrumentenlandesystem (ILS) 
festgelegt sind, das nur einen gradlinigen Endanflug 
erlaubt. Besondere Vorteile für die Anwendung 
lärmgünstiger Anflugverfahren verspricht man sich 
jedoch durch die Einführung des zur Zeit noch in der 
Entwicklung stehenden Mikrowellenlandesystems. 
Mit dieser Navigationseinrichtung werden auch ge-
krümmte Anflugkurse festgelegt werden können, die 
heute bei der Verwendung des Instrumentenlande

-

systems nicht möglich sind. 

Zusätzlich zu diesen lärmmindernden Flugverfahren 
kann bei Bodenoperationen der Fluglärm durch be-
triebliche Maßnahmen gemindert werden. Dazu sol-
len insbesondere der Verzicht auf die Schubumkehr 
nach der Landung bei trockener Rollbahn und die 
Herabsetzung der Lärmimmission bei Triebwerkspro-
beläufen durch Lärmschutzeinrichtungen beitragen. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Für alle internationalen Verkehrsflughäfen wur-
den von der Bundesanstalt für Flugsicherung (BFS) 
auf Empfehlung der Fluglärmkommission lärmmin-
dernde An- und Abflugstrecken festgelegt und ver-
öffentlicht. Die Streckenführung wurde daher so 
gewählt, daß vor der Landung und nach dem Start 
dicht besiedelte Gebiete soweit wie möglich nicht 
überflogen werden. Das ursprünglich für den Flug-
hafen Frankfurt/Main entwickelte low drag-low 
power-Anflugverfahren hat sich sehr bewährt und 
wurde für alle Verkehrsflughäfen in der Bundes-
republik Deutschland übernommen. Die Anwen-
dung dieses Verfahrens ist von dem Bundesmini-
ster für Verkehr allen Luftfahrzeugführern emp-
fohlen worden. 

In den letzten Jahren sind die Maßnahmen zur 
Heraufsetzung des Gleitwinkels und der Flughöhe, 
in der der Gleitweg im Horizontalflug getroffen 
wird, vollzogen bzw. eingeleitet worden. Generell 
wird ein Gleitwinkel von 3 °  und eine Höhe von 
4 000ft im Horizontalteil des Endanflugs ange-
strebt. 

Eine zusätzliche Lärmentlastung kann durch eine 
auf die Flughafenbesiedlung abgestimmte Nutzung 
des Flughafens bzw. der Start- und Landebahnen er-
reicht werden. Die Nutzung der möglichen Abflug-
strecken kann z. B. dahingehend eingeschränkt 
werden, daß besondere Routen für 2- bzw. 3- und 
4strahlige Luftfahrzeuge und spezielle Nachtabflug-
strecken festgelegt werden. Von diesem Instrument 
zur Lärmminderung wird schon an mehreren Ver-
kehrsflughäfen im Ausland Gebrauch gemacht. Be-
sonders gut wurde von den Flughafenanwohnern 
auch die zeitlich aufeinander abgestimmte Nutzung 
verschiedener Start- und Landebahnen bewertet. Bei 
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diesem Verfahren, das besonders am Flughafen 
London-Heathrow angewendet und als „preferential 
runway system" bezeichnet wird, werden die vor-
handenen parallel Start-/Landebahnen jeweils im 
Wechsel benutzt, so daß sich in der Flughafenum-
gebung die Zeiten mit sehr hoher Fluglärmbelastung 
mit Zeiten mit relativ geringer Lärmbelastung im 
Rhythmus von zwölf Stunden abwechseln. Dieses 
Verfahren setzt aber für eine optimale Anwendung 
das Vorhandensein eines Parallelbahnsystems mit 
einem großen Bahnabstand voraus, was nur selten 
gegeben ist. Im allgemeinen bringt aber auch schon 
die bevorzugte Zuweisung lärmgünstiger Start- und 
Landerichtung, abwechselnde Start- und Landerich-
tung und zeitweilige Benutzung von Querwind

-

bahnen eine Lärmentlastung für bestimmte Zeiten 
in bestimmten Gebieten. Diesen Möglichkeiten sind 
jedoch durch Sicherheitsforderungen Grenzen ge-
setzt. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Die An- und Abflugstrecken der Verkehrsflughä-
fen in der Bundesrepublik Deutschland sind von 
der Bundesanstalt für Flugsicherung in Zusammen-
arbeit mit den Fluglärmkommissionen festgelegt 
worden. Sie sind zugleich Lärmminderungsstrek-
ken. Von dem Instrument der Festlegung von be-
sonderen Routen für 2- bzw. 3- und 4strahligen 
Luftfahrzeugen, speziellen Nachtabflugstrecken 
und der bevorzugten Nutzung verschiedener Start- 
und Landebahnen zu bestimmten Zeiten wird erst 
in bescheidenem Maße Gebrauch gemacht. Jedoch 
bestehen auf Grund der vorhandenen Bahnsyste-
me nur an wenigen Flughäfen in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Möglichkeiten dazu. 

Zur Kontrolle der Einhaltung der vorgeschriebenen 
Flugrouten sind, an mehreren Verkehrsflughäfen im 
Ausland Fluglärmüberwachungsanlagen eingeführt 
worden. Der Anfang wurde dabei am J. F. Kennedy-
Flughafen in New York und am Flughafen Zürich-
Kloten gemacht. Durch die fortlaufende Registrierung 
des Fluglärms können zusätzlich Aussagen über die 
Entwicklung der Immissionen in der Flughafenum-
gebung getroffen werden. Ferner ist es damit mög-
lich, Fluglärmbekämpfungsmaßnahmen wie z. B. spe-
zielle lärmmindernde Flugverfahren auf ihren Erfolg, 
d. h., die tatsächlich eintretende Geräuschminderung, 
zu überprüfen. Am Flughafen Amsterdam wird zu-
sätzlich zu der Messung des Fluglärms durch die 
Fluglärmüberwachungsanlage die Einhaltung der 
Abflugrouten durch ein Radargerät überwacht. Da-
durch ist eine eindeutige Aussage über die Gründe 
für die Überschreitung der Pegel an den Meßstellen 
der Fluglärmüberwachungsanlage möglich. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Durch das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm [10] 
ist an allen Verkehrsflughäfen in der Bundesre-
publik Deutschland die Errichtung und der Betrieb 
von fortlaufend registrierenden Fluglärmmeßanla-
lagen vorgeschrieben. Mit Ausnahme von Berlin 
sind diese Anlagen an allen Verkehrsflughäfen 
in Betrieb genommen worden. Eine zusätzliche Ra-
darüberwachung der Einhaltung der Abflugrouten 

ist in  der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit 
nicht vorgesehen. 

Als letzte Maßnahme zur Fluglärmminderung ist 
oftmals nur die Verfügung von Flugbetriebsbe-
schränkungen möglich. Aus vorliegenden soziologi-
schen, psychologischen und physiologischen Studien 
über die Auswirkung von Fluglärm auf die Betrof-
fenen ergibt sich, daß insbesondere die Nachtruhe, 
aber auch der Feierabend und das Wochenende des 
besonderen Schutzes vor Fluglärm bedürfen. In den 
Fällen, wo in Flughafennähe eine relativ dichte Be-
siedlung vorhanden ist, können zeitliche Flugbe-
triebsbeschränkungen notwendig werden. Derarti-
gen, aus anthropologischer Sicht sehr wünschenswer-
ten Beschränkungen stehen allerdings die Bedürf-
nisse des Luftverkehrs entgegen. Flugbetriebsbe-
schränkungen stellen immer einen schwerwiegenden 
Eingriff in den Luftverkehr dar und sollten nur nach 
eingehender Abwägung aller Interessen getroffen 
werden. In der Vergangenheit sind nahezu an allen 
internationalen Verkehrsflughäfen im Ausland zum 
Teil sehr einschneidende Flugbetriebsbeschränkun-
gen verfügt worden. Die einzelnen Flugbetriebsbe-
schränkungen sind dabei in Abhängigkeit von der 
Besiedlung getroffen worden und betreffen unter 
Umständen den Nachtflugbetrieb, den Flugbetrieb 
an Sonn- und Feiertagen, die Standläufe, den Be-
trieb der bordeigenen Hilfsgasturbinen (APU), den 
Gebrauch der Schubumkehr und den Überflug mit 
zivilen Überschallflugzeugen. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Von den Länderluftfahrtbehörden sind im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr für 
alle internationalen Verkehrsflughäfen zeitliche 
Betriebsbeschränkungen für die Nachtzeit verfügt 
worden. Zum Teil sind auch Beschränkungen für 
einzelne Luftverkehrsarten wie z. B. Übungs- und 
Überprüfungsflüge zu bestimmten, besonders 
schutzbedürftigen Tageszeiten (Mittagszeit, Feier-
abend und an Sonn- und Feiertagen) angeordnet 
worden. [11] Zusätzlich ist an den beson-
ders verkehrsreichen Landeplätzen in der Bundes-
republik Deutschland der Flugbetrieb mit Leicht-
flugzeugen und Motorseglern durch die „Verord-
nung über die zeitliche Einschränkung des Flugbe-
triebs mit Leichtflugzeugen bis 2 000 kg Höchstge-
wicht und Motorsegler an Landeplätzen" zu be-
stimmten Zeiten (morgens, in der Mittagspause 
und an Sonn- und Feiertagen) eingeschränkt. [12] 
Für zivile Überschallflugzeuge wurde wegen der 
starken Lärmbelästigung bei Flügen mit Über-
schallgeschwindigkeit ein Überschallflugverbot er-
lassen. [13] 

2.3 Ausländische Regelungen zur Fluglärmminderung 
durch planerische Maßnahmen 

Es wird allgemein anerkannt, daß die Steuerung der 
Siedlungsplanung in der Flugplatzumgebung den 
sinnvollsten Schutz gegen unvermeidbare Fluglärm-
einwirkungen darstellt, soweit nicht bereits dichte 
Wohnbebauung vorhanden ist. Dies ist jedoch der 
Idealfall, der nur bei wenigen Flughäfen bzw. Flug-
hafenneubauten gegeben ist. Sind jedoch Wohn- 
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siedlungsbereiche zur Abrundung vorhandener 
Siedlungen erforderlich, so sollten diese Wohnbau-
ten nur mit der Auflage genehmigt werden, daß be-
stimmte Anforderungen an baulichen Schallschutz 
erfüllt werden. Darüber hinaus sollten in Gebieten 
mit hoher Fluglärmbelastung auch an bestehenden 
Gebäuden Abhilfemaßnahmen wie z. B. nachträgliche 
Schallschutzmaßnahmen durchgeführt werden. Von 
diesen drei Möglichkeiten zur Fluglärmminderung 
durch planerische Maßnahmen wird von verschie-
denen Ländern in unterschiedlichem Maße Gebrauch 
gemacht. 

Allgemein gilt, daß bei Planung neuer Flughäfen 
die vorhandene Besiedlung bei der Standortwahl 
eingehend berücksichtigt wird. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn Flughafenneubauten als Ersatz für 
vorhandene Flugplätze mit großer Fluglärmbelästi-
gung gedacht sind, wie z. B. seinerzeit bei dem für 
den Großraum London geplanten Flughafen Maplin. 
Jedoch wird auch bei Flughafenneubauten z. B. in 
den Ländern der Dritten Welt, die bei ihren bisheri-
gen Flughäfen keine Umweltschutzprobleme hatten, 
auf die Fluglärmbelästigung Rücksicht genommen 
und entsprechende Freiräume in der Flughafen-
umgebung von der Besiedlung freigehalten. 

Besonders bei vorhandenen Flughäfen ist es not-
wendig, eine Steuerung der Siedlungsplanung vor-
zunehmen, um die Zahl der vom Fluglärm Betrof-
fenen gering zu halten. Die zu treffenden Regelun-
gen sollten sich nach der unterschiedlichen Lärmbe-
lastung richten. Für Gebiete bzw. Flughäfen mit ge-
ringerer Fluglärmbelästigung sind im allgemeinen 
Planungsbeschränkungen ausreichend. Dabei wird 
je nach der Lärmbelastung die Art und das Maß der 
baulichen Nutzung festgelegt. Dazu ist es erforder-
lich, daß das Flughafenumland nach dem Maß der 
Lärmbelastung in bestimmte Zonen eingeteilt wird. 
In verschiedenen Staaten, wie z. B. Frankreich, Groß-
britannien, Japan, Norwegen, Schweiz, Südafrika 
und den USA ist bereits eine Zoneneinteilung für 
einige Flugplätze vorgenommen worden. Bisher hat 
noch kein Staat eine Zoneneinteilung für alle zivi-
len Verkehrsflughäfen und militärischen Flugplät-
zen vorgenommen. 

In  den  Ländern Australien, Dänemark, Israel, den 
Niederlanden und Osterreich ist eine Zoneneintei-
lung geplant. Die Zahl. der Zonen, das Bewertungs-
maß für die Festlegung der Zonengrenzen und  des-
sen Zahlenwert ist unterschiedlich gewählt worden. 
Die Niederlande und Osterreich haben zu erkennen 
gegeben, daß sie sich stark an die in der Bundes-
republik Deutschland geltende Zoneneinteilung nach 
dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm anlehnen 
wollen. Eine Übersicht über die von einigen Staaten 
gewählten Zoneneinteilungen gibt Tabelle 1. 

Oftmals ist die Nutzungsbeschränkung innerhalb der 
Planungszonen verknüpft mit der Erfüllung beson

-

derer Auflagen für noch zulässige Bauten. Wie aus 
Tabelle 1 zu ersehen ist, haben z. B. Israel, Japan 
und die Schweiz Schallschutzanforderungen für Neu-
bauten festgelegt bzw. wollen sie festlegen. 

Ist in einigen Gebieten in Flughafennähe die Flug

-

lärmbelästigung sehr groß, so sind oft Abhilfemaß

-

nahmen unumgänglich. Aus Tabelle 1 ist zu ent-
nehmen, daß in Großbritannien, Japan, der Schweiz 
und den USA an stärker frequentierten Flughäfen 
Abhilfemaßnahmen durchgeführt wurden. Als Ab-
hilfemaßnahmen sind dabei Aufkauf der Wohnge-
bäude bei extremer Fluglärmbelastung oder Erstat-
tung der Aufwendungen für nachträgliche Schall-
schutzmaßnahmen an vorhandenen Gebäuden mög-
lich. Die Höhe der Erstattung ist dabei von Staat zu 
Staat unterschiedlich geregelt. So erstattet z. B. die 
Schweiz bei nachträglichen Schallschutzmaßnahmen 
nur die Mehrkosten, die gegenüber einer Ausstat-
tung eines Neubaus mit gleichem Schalldämm-Maß 
entstehen würden. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Durch das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
werden für alle Verkehrsflughäfen, die dem Flug-
linienverkehr angeschlossen sind, und für alle 
militärischen Flugplätze, die dem Betrieb mit 
Strahlflugzeugen zu dienen bestimmt sind, Lärm-
schutzbereiche festgesetzt. In diesen ca. 45 Lärm-
schutzbereichen sind Maßnahmen zur Steuerung 
der Siedlungsplanung abgegeben, durch die Nut-
zungsbeschränkungen für Neubauten festgelegt 
werden. Als Abhilfemaßnahme werden in der in-
neren Schutzzone 1 die Aufwendungen für nach-
träglichen baulichen Schallschutz — z. Z. bis zu 
einer Höhe von 130 DM pro m2  Wohnfläche — 
erstattet. [14] 

Die noch zulässige Wohnbebauung innerhalb des 
Lärmschutzbereichs muß nach der Schallschutzver-
ordnung [15] bestimmten Schallschutzanforderun-
gen genügen. 

Im Land Berlin gilt wegen der besonderen Lage 
ein eigenes Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm, 
das in einigen Punkten über die im Bundesgebiet 
geltenden Regelungen hinausgeht. 

2.4 Ausländische Regelungen zur Fluglärmbekämpfung 
durch Bevorzugung leiseren Fluggerätes 

Der Einsatz von neueren, leiseren Flugzeugen, wie 
z. B. die DC 10, Tristar und den europäischen Airbus 
A 300 B, hat wegen der deutlich geringeren Schall-
emission zu einer spürbaren Entlastung an den Ver-
kehrsflughäfen geführt. Jedoch ist der Anteil dieser 
leiseren Flugzeuge an den Gesamtbewegungszahlen 
immer noch relativ gering. Nur an den Verkehrsflug-
häfen mit internationaler Bedeutung wird bereits ein 
beträchtlicher Anteil der Flugbewegungen mit Flug-
zeugen mit ICAO-Lärmzulassung durchgeführt. Bei-
spielsweise sind auf dem Flughafen Frankfurt/Main 
bereits ca. 40 v. H. sogenannte leisere Flugzeuge in 
Betrieb. 

Nach amerikanischen Schätzungen erfüllen jedoch 
1 600 der 2 100 vorhandenen Strahlverkehrsflug-
zeuge mit amerikanischer Zulassung zur Zeit noch 
nicht die Lärmschutzvorschriften der FAA bzw. 
ICAO. Von diesen 1 600 Strahlverkehrsflugzeu-
gen werden im Jahre 1980 noch schätzungsweise 
1 300 im Dienst stehen. 600 bis 800 dieser lauteren 
Flugzeuge werden sogar noch im Jahre 1990 im Ein-
satz sein, wenn nicht Maßnahmen getroffen werden, 
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um diese lauten Flugzeuge entweder leiser zu ma-
chen oder sie auszumustern. 

Eine Möglichkeit, die Zahl der lauteren Flugzeuge 
zu verringern, ist die Schaffung von Benutzervortei-
len für leisere Luftfahrzeuge. Die Bevorzugung von 
leiseren Luftfahrzeugen läßt sich z. B. mit gebühren-
politischen Maßnahmen und bei der Festlegung von 
Flugbetriebsbeschränkungen erreichen. Die Benut-
zung umweltfreundlichen Fluggerätes kann durch 
gebührenpolitische Maßnahmen gefördert werden, 
indem z. B. eine lärmabhängige Staffelung der Lan-
degebühren vorgenommen wird. In den Niederlan-
den ist beabsichtigt, eine Lärmabgabe für lautere 
Luftfahrzeuge einzuführen. Die Höhe der Lärmab-
gabe soll von der Lärmemission der Flugzeuge 
abhängig sein. Die Wirksamkeit eines solchen Lärm-
zuschlags auf die Landegebühren bzw. Abschlags zu 
der Lärmabgabe hinsichtlich der Einsatz- und Flot-
tenplanung . der Luftverkehrsgesellschaften ist 
schwierig abzuschätzen, da die Flexibilität der Ge-
sellschaften relativ gering ist. Eine Reaktion auf die 
Flottenplanung ist nur langfristig möglich. 

Bei der Bemessung dieser Lärmzuschläge ist gene-
rell zu berücksichtigen, daß Landegebühren und 
Lärmabgaben ein Entgelt sein sollen, dem entspre-
chende Leistungen und Aufwendungen gegenüber-
stehen müssen. Es erscheint sinnvoll, wenn daraus 
Aufwendungen für zusätzliche Lärmschutzmaßnah-
men geleistet werden. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

Der Frankfurter Flughafen war der erste in der 
Welt, der einen finanziellen Anreiz für den Ein-
satz von umweltfreundlichen Flugzeugen gegeben 
hat. Die Flughafengesellschaft Frankfurt hat vom 
1. Oktober 1974 bis 1. November 1975 einen Wett-
bewerb veranstaltet, an dem alle Luftverkehrsge-
sellschaften teilnehmen konnten, die das für den 
Frankfurter Flughafen entwickelte low drag-low 
power-Anflugverfahren (siehe oben) anwendeten. 
Für die Landung eines Flugzeugs, das den ICAO-  
Lärmzulassungsbedingungen entsprach, wurden 
Prämienpunkte vergeben, die nach dem Flugge-
wicht und der Lärmemission gestaffelt waren. Die 
Frankfurter Flughafengesellschaft hat insgesamt 
2,5 Millionen DM ausgeschüttet. An dem Wettbe-
werb haben sich seinerzeit 24 Linien- und 7 Char-
terfluggesellschaften beteiligt. [16] 

Nach diesem Muster ist auf den Verkehrsflughä-
fen in der Bundesrepublik Deutschland seit dem 
1. April 1976 eine lärmabhängige Staffelung der 
Landegebühren eingeführt worden. [17] Durch ei-
nen Aufschlag von 5 v. H. auf den gewichtsab-
hängigen Teil der Landegebühren für Flugzeuge, 
die nicht nach ICAO-Annex 16 zugelassen sind, 
wurde versucht, einen Anreiz für den verstärkten 
Einsatz leiserer Luftfahrzeuge zu schaffen. Eine 
Differenzierung um 5 v. H. zwischen den Lande-
gebühren von Annex 16-Flugzeugen und den 
Nicht-Annex 16-Flugzeugen scheint jedoch zu ge-
ring  zu sein, um einen verstärkten Anreiz auszu-
üben. 

Anreize für die Luftverkehrsgesellschaften, laute 
Luftfahrzeuge vorzeitig auszumustern und durch lei

-

ses Fluggerät zu ersetzen, sind neben den bereits 
genannten Maßnahmen auch durch Vergünstigun-
gen bei den auf nahezu allen internationalen Flug-
häfen mehr oder weniger stark vorhandenen Nut-
zungsbeschränkungen. — insbesondere während der 
Nachtzeit — teilweise vorhanden. Von dieser Mög-
lichkeit wird an einigen Flughäfen, z. B. in Schwe-
den, schon Gebrauch gemacht. 

Situation in der Bundesrepublik Deutschland: 

An einigen Flugplätzen in der Bundesrepublik 
Deutschland wird insbesondere bei der Nachtflug-
beschränkung das leisere Fluggerät, das die For-
derungen des ICAO-Annex 16 erfüllt, besserge-
stellt. Es ist somit ein Anreiz gegeben, verstärkt 
leisere Flugzeuge einzusetzen. Oftmals haben aber 
aus wirtschaftlichen Gründen die Fluggesellschaf-
ten, die auf diesem Flughafen beheimatet sind 
oder dort einen Wartungsschwerpunkt haben, 
ähnliche Vergünstigungen auch für laute Flug-
zeuge. 

Seit Erlaß der Verordnung über die zeitliche Ein-
schränkung des Flugbetriebes mit Leichtflugzeu-
gen und Motorseglern an Landeplätzen sind in der 
Bundesrepublik Deutschland auch Vergünstigun-
gen für leisere Propellerflugzeuge geschaffen wor-
den. Von den in dieser Verordnung festgelegten 
Ruhezeiten sind Leichtflugzeuge ausgenommen, 
die erhöhte Schallschutzanforderungen erfüllen. 
Damit ist ein Anreiz geschaffen worden, verstärkt 
leisere Leichtflugzeuge anzuschaffen bzw. zu be-
treiben. 

Eine weitere Möglichkeit zur Minderung der Schall-
emission älterer, lauterer Flugzeuge ist durch Um-
rüstung vorhandener Flugzeuge gegeben. Bei der 
Umrüstung muß unterschieden werden zwischen der 
Umrüstung auf andere Triebwerke bzw. Modifika-
tion der Triebwerke und Umrüstung der Flotten auf 
anderes, moderneres Gerät. 

Die Umrüstung auf andere Triebwerke ist bei nahezu 
allen Flugzeugtypen möglich. Die Lärmverringerung 
ist jedoch teilweise nur gering, die Kosten sind be-
trächtlich und Umrüstsätze werden nur entwickelt, 
wenn mit weltweiten Bestellungen zu rechnen ist. 
Eine Umrüstung der Flotten auf anderes, moderneres. 
Gerät ist deshalb zur Zeit vorzuziehen, wenn Er-
satztypen moderner Technik zur Verfügung stehen. 
Dies ist jedoch bei den zur Zeit auf dem Markt vor-
handenen Ersatztypen nur mit gleichzeitiger erheb-
licher Ausweitung der Sitzplatzkapazität möglich. 
Ein finanzieller Anreiz z. B. durch ermäßigte Lande-
gebühren oder Verkürzung der Betriebsbeschrän-
kungen kann daher nur in einzelnen Grenzfällen 
den Ausschlag für eine Umrüstung geben. 

Ein US-Gesetzentwurf (Anderson-Bill) versucht, die 
verschiedenen Umrüst-Alternativen zu verbinden. 
Durch verbindliche Termine, zu denen nicht-lärm-
zugelassene Flugzeuge auszusondern sind, und mit 
Bezuschussung der Umrüstung aus Fluggastgebüh-
ren soll in den USA die Umrüstung bis spätestens 
1985 abgeschlossen sein. Auch dort bleibt das Pro-
blem, daß zur Zeit noch keine leisen Ablösemuster 
in Sicht sind. 
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3 Vergleich ausländischer Regelungen mit den 
nationalen Maßnahmen zur Fluglärmminderung 

Durch die in Kapitel 2 vorgenommene Gegenüber-
stellung der ausländischen und der nationalen Maß-
nahmen zur Fluglärmminderung ist eine verglei-
chende Bewertung der vorhandenen Regelungen 
möglich. Für die nationalen Lärmminderungsmaß-
nahmen an Strahlflugzeugen gilt, daß in der Bun-
desrepublik Deutschland wie auch in anderen Staa-
ten die Empfehlungen der ICAO (Annex 16) ins na-
tionale Regelwerk übernommen wurden. Zusätzlich 
wurde aber in der Bundesrepublik Deutschland im 
Gegensatz zu anderen Staaten ein Verbot der Ver-
kehrszulassung für Flugzeuge verfügt, die die im 
ICAO-Annex 16 festgelegten Grenzwerte nicht ein-
halten. Durch diese Regelung wurde entscheidend 
verhindert, daß durch den zusätzlichen Einsatz älte-
rer und lauterer Flugzeuge eine Verschlechterung 
der Situation an den Verkehrsflughäfen eingetreten 
ist. 

Durch die dichte Besiedlung der Bundesrepublik 
Deutschland hat auch der Flugbetrieb mit Propel-
lerflugzeugen an Landeplätzen trotz der im Ver-
gleich mit Strahlflugzeugen wesentlich geringeren 
Emissionspegel dieser Flugzeuge erheblichen Anlaß 
zu Beschwerden durch die Betroffenen gegeben. 
Aus diesem Grund sind von der Bundesrepublik 
Deutschland gemeinsam mit der Schweiz Zulas-
sungsvorschriften entwickelt worden, die eine Be-
grenzung der Lärmemission von Propellerflugzeu-
gen bis ,5 700 kg vorschreiben. Diese Vorschriften 
sind von der ICAO den Mitgliedstaaten zur Über-
nahme in das nationale Regelwerk empfohlen wor-
den. In der Bundesrepublik Deutschland ist, genau 
wie bei den Strahlverkehrsflugzeugen, zusätzlich 
ein Verbot der Verkehrszulassung für laute Propel-
lerflugzeuge verfügt worden. Ergänzend sind für 
Leichtflugzeuge und Motorsegler an den besonders 
stark frequentierten Landeplätzen Flugbetriebsbe-
schränkungen zu den besonders schutzwürdigen 
Tageszeiten und an Sonn- und Feiertagen erlassen 
worden. Diese Flugbetriebsbeschränkungen gelten 
jedoch nicht für Flugzeuge, die erhöhte Schall-
schutzanforderungen erfüllen und damit besonders 
leise sind. Es ist somit ein Benutzervorteil für leise 
Luftfahrzeuge geschaffen worden, der dazu beitra-
gen soll, daß verstärkt leisere Propellerflugzeuge 
beschafft bzw. betrieben werden. Aus dem Vorste-
henden ist ersichtlich, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland die gesetzlichen Maßnahmen zur 
Lärmminderung an der Quelle beispielhaft waren. 

Zusätzlich zu den Regelungen zur Lärmminderung 
an der Quelle sind in der Vergangenheit lärmmin-
dernde Flugverfahren entwickelt worden, durch die 
auch bei den Strahlverkehrsflugzeugen der 1. Gene-
ration eine beträchtliche Lärmminderung erreicht 
wurde. Beispielgebend für viele andere Anwen-
dungsfälle sind dabei die ursprünglich speziell für 
den Flughafen Frankfurt/Main entwickelten lärm-
mindernden An- und Abflugverfahren gewesen. 
Diese, in Zusammenarbeit von Luftfahrbehörden 
und Luftverkehrsgesellschaften entwickelten Ver-
fahren sind zwischenzeitlich von dem internationa-
len Luftverkehrsverband IATA allen Mitgliedern 

zur Anwendung empfohlen worden und werden 
auch außerhalb Deutschlands von den Luftver-
kehrsgesellschaften angewandt. 

Durch die Einführung gestaffelter Landegebühren, 
durch die die nicht nach ICAO-Annex 16 zugelasse-
nen Luftfahrzeuge um 5 v. H. höhere Entgelte zahlen 
müssen, ist erstmals in der Bundesrepublik 
Deutschland ein wirtschaftlicher Anreiz geschaffen 
worden, leisere Luftfahrzeuge einzusetzen. Dieser 
Anreiz wird noch dadurch verstärkt, daß auf einem 
Teil der deutschen Verkehrsflughäfen bei den Flug-
betriebsbeschränkungen — d. h. insbesondere bei 
den Nachtflugbeschränkungen — zwischen lauten 
und leisen Flugzeugen unterschieden wird. Auf den 
Anreiz zur Anschaffung und zum Betrieb leiser Pro-
pellerflugzeuge durch die Verordnung über die Ein-
schränkung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeugen 
und Motorseglern an Landeplätzen wurde bereits 
oben eingegangen. In der Vergangenheit hat sich 
gezeigt, daß der Anreiz zur Indienststellung leiserer 
Luftfahrzeuge durch abgestufte Flugbetriebsbe-
schränkungen ein wirksames Mittel ist. Jedoch 
sollte an den Verkehrsflughäfen mit dichter Besied-
lung darauf geachtet werden, daß in der Nacht min-
destens während einer Kernzeit die Nachtruhe der 
Flughafenanwohner nicht gestört wird. 

Ähnliche Maßnahmen zur Verbesserung des Luft-
verkehrsgesetzes, wie sie durch das Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm vorgenommen wurden, sind 
auch von anderen Staaten in unterschiedlicher 
Form getroffen worden. Jedoch ist in keinem Fall 
eine so weitgehende Regelung, wie z. B. die Errich-
tung von Fluglärmüberwachungsanlagen und die 
Bildung von Fluglärmkommissionen an allen Ver-
kehrsflughäfen eines Landes, vorgeschrieben wor-
den. In anderen Staaten werden beispielsweise 
die Fluglärmkommissionen und Fluglärmüberwa-
chungsanlagen jeweils nur an einzelnen, stark fre-
quentierten Flughäfen mit erheblichen Umweltbe-
einträchtigungen und oft erst nach langwierigen In-
terventionen der Betroffenen eingerichtet. 

Im ersten Abschnitt des Gesetzes zum Schutz ge-
gen Fluglärm, der das Kernstück des Gesetzes bil-
det, ist die Festsetzung von Lärmschutzbereichen für 
alle Verkehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr 
angeschlossen sind, und für alle militärischen Flug-
plätze, die dem Betrieb von Strahlflugzeugen zu 
dienen bestimmt sind, vorgeschrieben. Durch Bau-
verbote, Erlaß von Auflagen bei der Errichtung von 
noch zulässiger Wohnbebauung nach der Schall-
schutzverordnung und durch - die Erstattung von 
Aufwendungen für nachträglichen baulichen 
Schallschutz wurde erreicht, daß die Zahl der Be-
troffenen und die Fluglärmbeeinträchtigung beim 
Aufenthalt in den Wohnräumen verringert wurde. 
Durch Vergleich mit ähnlichen Regelungen im Aus-
land erkennt man, daß nur in zum Teil besonders 
begründeten Einzelfällen ähnliche Regelungen ge-
troffen wurden. Jedoch sind in keinem Fall die 
Maßnahmen auf alle Verkehrsflughäfen und mili-
tärische Flugplätze eines Landes ausgedehnt wor-
den, wie es durch das Fluglärmgesetz in der Bun-
desrepublik Deutschland geschah. Die getroffenen 
Maßnahmen wurden jeweils nur auf den oder die 
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kritischen Flughäfen beschränkt. Auch wird nur in 
seltenen Fällen von der Erstattung von Aufwendun-
gen für nachträglichen baulichen Schallschutz Ge-
brauch gemacht. Oftmals werden nur Bauverbote 
ausgesprochen, die jedoch nur die Errichtung von 
neuen Wohngebäuden verhindern, aber nicht die 
Belastungssituation der bereits ansässigen Flugha-
fenbewohner mindern können. 

4 Zusammenfassung 

Die in der Bundesrepublik Deutschland getroffenen 
Maßnahmen zur Minderung des Fluglärms an der 
Quelle entsprechen den internationalen Regelun-
gen. Durch das Verbot der Verkehrszulassung sind 
sie in ihrer Wirkung gegenüber ausländischen Re-
gelungen erheblich vergrößert worden. Insbesonde-
re bei den Propellerflugzeugen ist durch die ge-
meinsame Initiative der Schweiz und der Bundesre-
publik Deutschland eine Festlegung von Lärm-
grenzwerten auch für diese Luftfahrzeuge getroffen 
worden, die zu einer Empfehlung der internationa-
len Zivilluftfahrtorganisation ICAO an die Mitglie-
derstaaten geführt hat. 

Durch die Entwicklung lärmmindernder Flugverfah-
ren sind auch für ältere und lautere Flugzeuge 
Möglichkeiten zur Fluglärmminderung geschaffen 
worden. Diese Entwicklung ist durch die speziell 
für den Frankfurter Flughafen getroffenen Regelun-
gen, die eine weltweite Anwendung gefunden ha-
ben, entscheidend vorangetrieben worden. 

Durch die Schaffung von Benutzervorteilen für lei-
sere Flugzeuge durch gestaffelte Landegebühren 
und abgestufte Betriebsbeschränkungen während 
der Nachtzeit sind erstmalig an den deutschen Ver-
kehrsflughäfen Anreize geschaffen worden, damit 
verstärkt leisere Luftfahrzeuge eingesetzt werden. 
Dieser Trend ist auch für Flugzeuge der Allgemei-
nen Luftfahrt bei der Verordnung über die zeitliche 
Einschränkung des Flugbetriebs mit Leichtflugzeu-
gen und Motorseglern an Landeplätzen verfolgt 
worden. 

Die durch das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm 
getroffenen Maßnahmen gehen weit über die ent-
sprechenden ausländischen Regelungen hinaus. Sie 
sind beispielhaft für die von einigen Staaten ge-
planten Regelungen und in ihrer umfassenden Art 
ohne Vorbild, 
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Bild  2: Grenzwerte für die Zulassung von Strahlflugzeugen nach ICAO Annex 16 
(1. Fassung) in Abhängigkeit vom Startgewicht 
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Bild  3: Grenzwerte für die Zulassung von Strahlflugzeugen nach ICAO Annex 16 
(2. Fassung) in Abhängigkeit vom Startgewicht 
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Bild  4: Meßwerte für einige Strahlverkehrsflugzeuge bei der Lärmzulassung nach 
FAR Part 36 (1. Fassung) 
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Tabelle 1 

Ubersicht über Planerische Maßnahmen zur Minderung des Fluglärms 
im In- und Ausland nach [18] 

Staat vorhanden geplant 
Anzahl 
der 

Zonen 

Bewer

-

tungs

-

maß 

Nut

-

zungsbe

-

schran

-

kung 

Schall

-

schutz

-

anforde

-

rungen 

Erstattung von 
Aufwendungen 

Australien X 

Belgien keine Aktionen gegen Flug- 
lärm genannt 

Dänemark für 10 der 12 X 
Flughäfen 

Deutschland, für 29 Flug- 	für alle Ver- 2 Leg  X X Erstattungen bis 
Bundes- plätze 	kehrsflug- 130 DM pro m2  
republik häfen und Wohnfläche 

militärischen 
Flugplätze 
(ca. 45) 

Finnland keine Aktionen gegen Flug-  
lärm genannt 

Frankreich seit 30. Juli 3 Isoso- X Zuschüsse für die 
[19, 20, 21] 1973 für phik Anwohner eini- 

Paris-Orly Index ger Flugplätze 
und Charles 
de Gaulle 

Groß- X NNI X Zuschüsse für 
britannien O Hauseigentümer 
[22, 23, 24] um London- 

Heathrow, Lon- 
don-Gatwick, 
Manchester- 
Ringway und 
Luton 

• 
Israel für Ben Gurion geplant geplant 

Airport 
• 

Italien keine Aktionen gegen Flug- 
lärm genannt 

Japan für einige 3+2 (für WECPNL X X Erstattung nur in 
[25, 26, 27, 28] Flugplätze Pla- der Umgebung 

nung) von Osaka, 
militärischen 

 Flugplätzen und 
Tokyo-Haneda 

Kanada keine Informationen 

Latein- Luftverkehr nicht so stark 
amerika entwickelt; Besiedlung ist 

nicht so nah an die Flug- 
plätze herangewachsen; 
Besiedlung ist auch in Ge- 
bieten über NEF 40 erlaubt. 
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noch Tabelle 1 

Staat 	vorhanden geplant 
Anzahl 
der 

Zonen 

Bewer

-

tungs

-

maß 

Nut

-

zungsbe

-

schrän

-

kung 

Schall

-

schutz

-

anforde

-

rungen 

Erstattung von 
Aufwendungen 

Niederlande X geplant ca. 500 Häuser 
[29] um Amsterdam- 

Schipohl sind 
probeweise 
schallisoliert 
worden 

Norwegen für alle großen X 
Flugplätze  

Osterreich X 
in Anlehnung 
an die Rege- 
lungen der 
Bundes- 
republik 
Deutschland 

Polen keine Aktionen gegen Flug-  
 

lärm genannt 

Rumänien für Bukarest 3 WECPNL X 

Schweden keine Informationen 

Schweiz seit 31. De- 	bis 31. De- 3 NNI X X durch kantonales 
[30, 31, 32, 33] zember 1977 	zember 1980 Recht geregelt; 

für Zürich  und für alle kon- in Zürich bei Alt- 
Genf vor- 	zessionierten bauten nur die 
geschrieben 	Flugplätze einen Neubau 

übersteigenden 
Kosten 

Spanien keine Aktionen gegen Flug- 
lärm genannt 

Südafrika keine Zoneneinteilung not-  
wendig, da um alle Flug- 
plätze große Freiräume vor- 
handen sind 

Tschecho- keine Aktionen gegen Flug- 
slowakei lärm genannt 

UdSSR keine Aktionen gegen Flug- 
lärm genannt 

USA in einzelnen Bundesstaaten 
[34 bis 39] unterschiedlich geregelt 

an einigen 	für alle ziv. Leq,  Ldn  X 
großen Flug- 	und mil. Flug- NEF, 
plätzen 	plätze CNR 

Abkürzungen:  

CNR 	= Composite Noise Rating 	 (USA, FAA) 
Ldn 	= Day — Night Level 	 (USA, EPA) 
Leg 	= äquivalenter Dauerschallpegel 	 (Deutschland) 
NEF 	= Noise Exposure Forecast 	 (USA, FAA) 
NNI 	= Noise and Number Index 	 (U.K.) 
WECPNL = Weighted Continuous Perceived Noise Level (ICAO) 
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Anlage 16 

Die Störwirkung des Flugbetriebes an Landeplätzen — eine empirische Studie 

Von B. Rohrmann, Hamburg 

1 Zusammenfassung 

Um Aufschluß über die Gestörtheit der Bevölkerung 
durch den Flugbetrieb auf Landeplätzen zu erhalten, ist 
eine sozialpsychologische Studie mit 398 Interviews an 
4 Untersuchungsorten (und ergänzenden akustischen 
Messungen an einem Flugplatz) durchgeführt worden. 

Die Resultate zeigen, daß etwa die Hälfte der Betroffe-
nen den Flugbetrieb als Belästigung bewertet, und zwar 
vor allem wegen der Störung von Entspannung und 
Feierabendruhe (drinnen und besonders draußen) und 
der Behinderung kommunikativer Funktionen ;  etwa 
ein Viertel sieht zumindest in der Minderung der häus-
lichen Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten eine erheb-
liche Beeinträchtigung. 

Darum scheinen Maßnahmen geboten, die Betroffenen 
vor übermäßiger Fluglärmbelastung zu schützen ;  etwa 
drei Viertel der Befragten wünschen entsprechende Be-
schränkungen des Flugbetriebs. 

2 Problemstellung 
2.1: 
Fluglärm stellt keineswegs nur in der Umgebung der 
großen Flughäfen ein Problem dar, und Gestörtheit und 
Verärgerung werden nicht nur durch Düsenmaschinen 
der Luftverkehrsgesellschaften oder der Luftwaffe ver-
ursacht. Vielmehr sind auch an Flugplätzen, die weder 
für den gewerblichen noch den militärischen Flugbetrieb 
bestimmt sind, zahlreiche Anwohner einer Geräusch-
belästigung ausgesetzt. 

2.2: 
In der Bundesrepublik Deutschland gibt es außer den 
10 (12) großen Flughäfen der zivilen Luftfahrt (Frank-
furt, Düsseldorf, München, Hamburg, Stuttgart, Hanno-
ver, Köln/Bonn, Nürnberg, Bremen, Saarbrücken ;  fer-
ner: Berlin-Tegel und -Tempelhof) und rund 90 Militär-
flugplätzen mehr als 280 Flugplätze bzw. Verkehrslande-
plätze (lt. Luftfahrthandbuch, 1974), die im wesent-
lichen dem privaten und sportlichen Fliegen dienen, 
ebenso der Flugausbildung, Werkverkehrsflügen und 
Geschäftsreisen, Besichtigungsflügen, der Luftwerbung 
usw., und die ferner Schleppstarts für den Segelflug-
betrieb durchführen. 

Das bedeutet im Schnitt 1 Flugplatz je 620 km2  (bei an

-

genommener Gleichverteilung wäre der mittlere Ab

-

stand etwa 25 km). Die tatsächliche Verteilung zeigt 
Abbildung 1  

Abb. 1: Zivile Flughäfen und Landeplätze in der Bundesrepublik 

2.3: 
Den etwa 484 000 Flugzeugstarts auf den Verkehrsflug-
häfen (davon 2/s gewerblich) standen 1974 etwa 1 498 000 
Starts von den Landeplätzen (im nichtgewerblichen 
Luftverkehr) gegenüber ;  ferner wurden 185 000 Starts 
von selbststartenden Motorseglern und 86 000 Starts 
von Motorflugzeugen _auf Segelfluggeländen gezählt (lt. 
Statistischem Bundesamt, 1974; von 1968 bis 1971 ergab 
sich eine Zunahme um über 50°/o; seither etwa gleich-
bleibende Zahlen). Der Bestand an Kleinflugzeugen be-
trägt ungefähr 5000 ;  eine erhebliche Vermehrung wird 
erwartet. 

2.4: 
Zahlreiche Landeplätze liegen in der Nähe größerer 
Orte. Besonders, wenn die Start- bzw. Landelinie oder 
die vorgeschriebene Platzrunde über dichtbesiedelten 
Gebieten (oder auch über vielbenutzten Erholungsgebie- 
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ten) liegt, fühlen sich die Anwohner in ihren Lebens-
bedingungen beeinträchtigt, und sie tun dies durch Be

-

schwerden und Bürgerinitiativen kund. 

2.5: 
In einer — vom Bundesministerium des Innern initiier-
ten und geförderten — sozialpsychologischen Studie soll-
ten folgende Fragen empirisch untersucht werden: 

—Welche Einstellung haben die Anwohner von Lande-
plätzen zum Flugbetrieb? 

—Welche Beeinträchtigungen, insbesondere der Kom-
munikation und Rekreation, werden durch den Lärm 
der Flugzeuge bewirkt? 

—Welche Faktoren haben Einfluß auf Art und Grad 
der Reaktionen auf Fluglärm? 

—Welche Maßnahmen — einschließlich Beschränkun-
gen des Flugbetriebs — werden zur Verminderung der 
Geräuschbelastung gefordert? 

Methodik und Hauptresultate der Studie sollen im fol-
genden kurz dargestellt werden. 

3 Untersuchungsmethodik 

3.1: 

Unter Fluglärm — einem verkürzten, streng genommen 
eher sozialpsychologisch als akustisch zu bestimmenden 
Begriff (vgl. z. B. Guski, 1976) — wird hier verstanden: 
die durch den Luftverkehr verursachte Geräuschbelästi-
gung der Bevölkerung, deren Unerwünschtheit (zumin-
dest für die Mehrheit von Allgemeinheit oder Nach-
barschaft) unbestritten ist, und die Gegenstand gesetz-
geberischen Interesses ist. 

3.2: 

Die Studie bestand aus einer sozialwissenschaftlichen 
Befragung (persönliche Interviews anhand eines stan-
dardisierten Fragebogens) an verkehrsreichen Lande-
plätzen und ergänzenden akustischen Messungen ;  Ge-
spräche mit ,Offiziellen' usw. brachten zusätzliche In-
formationen. Abbildung 2 gibt ein Schema des Unter-
suchungsablaufs. 

3.3: 

Als Untersuchungsorte wurden 4 Landeplätze ausge-
wählt (in Abbildung 1 durch Pfeile markiert) : Egelsbach 
(bei Frankfurt, nach Flugbewegungen an 1. Stelle aller 
deutschen Landeplätze), Bonn-Hangelar (gelegen in St.-
Augustin, 3.), Karlsruhe-Forchheim (5.) und Braun-
schweig (7.) ;  in Mannheim (13.) und Hartenholm (21.) 
fanden Testinterviews statt. Aus Tabelle 1 (s. 4.2) sind 
die entsprechenden Starthäufigkeiten zu ersehen. 

3.4: 

An jedem Untersuchungsort wurden zwei Stichproben-
areale definiert: das eine möglichst nahe der Start- bzw. 
Landelinie, das andere abseits vom Flugplatzgebiet un-
terhalb der Platzrunde. (Nur in St.-Augustin — wo zu-
dem der Flugbetrieb besonders umstritten ist — wurde 
ein drittes Areal hinzugenommen.) Insgesamt sind so-
mit 9 Areale — im einzelnen: BS-Thune BS-Bienrode, 
St.-Augustin-Hangelar, St.A.-Ort, . St.A.-Niederberg ;  

Abb. 2: Schema zum Gesamtablauf der Studie 

Egelsbach, Erzhausen ;  KA-Heidenstücker, Forchheim 
— bestimmt worden, und zwar als Block von etwa 
50 Wohnungen bzw. Häusern — im folgenden ,Cluster' 
genannt. Abbildung 3 zeigt die Platzrunde und die bei-
den Cluster in Braunschweig. 

Abb. 3: Flugplatz und 2 Befragungs-Cluster in Braunschweig 

3.5: 
In den Clustern wurden Zufallsstichproben aller Ein-
wohner zwischen 18 und 70 Jahren gezogen und bei der 
Erhebung in Form vorgegebener Adressen zugrunde 
gelegt. 

3.6: 

Der Fragebogen umfaßte 50 Fragen (einschließlich meh

-

rerer Einstellungsskalen) mit etwa 200 Unterpunkten zu 
fünf Aspekten: Gestörtheit durch den Flugbetrieb, Be- 
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werteng des Fluglärmproblems; Maßnahmen zur Flug-
lärmminderung, lärmbezogene Meinungen und Ein-
stellungen, Lebensbedingungen und Persönlichkeits-
eigenschaften. Bei seiner Erstellung (vgl. Abbildung 2) 
ist insbesondere von Inhalt und Methoden der DFG-
Fluglärmuntersuchungen ausgegangen (DFG-Forschungs-
bericht, 1974 ;  vgl. Rohrmann, 1974) und auf Vergleich-
barkeit mit anderen Studien geachtet worden. 

3.7: 

Die Datenerhebung im April 1975 (zum Ablauf s. Ab-
bildung 2) erbrachte 398 Interviews (durch wiederholtes 
Angehen auch schwieriger Adressen konnte eine Teil-
nehmer-Rate von 85 % erreicht werden, was für die 
Repräsentativität der Stichproben von Bedeutung ist).  

3.8: 

Für die statistische Auswertung (insbesondere korrela-
tive Analysen) durch Computerprogramme wurden die 
Daten der 9 Cluster zusammengefaßt. 

4 Akustische Daten 

4.1: 
Die Lärmsituation an  den Landeplätzen ist dadurch 
gekennzeichnet, daß einerseits keine extremen Pegel 
auftreten (es dominieren ja kleine Propellerflugzeuge 
bis 2000 kg Startgewicht), andererseits aber ganz be

-

trächtliche Flughäufigkeiten. Für die in dieser Studie 
interessierenden Plätze ist in Tabelle 1 die Anzahl der 
Starts angeführt. Ginge man nur von den Bewegungen 
aus, so rangierte Egelsbach z. B. vor einem Verkehrs-
flughafen wie Hamburg oder Bonn-Hangelar knapp vor 
Köln/Bonn. 

Tabelle 1: Anzahl der Starts (1974) auf verschiedenen Landeplätzen 

Egelsbach 	49 515 
Bonn-Hangelaar 	34 695 
Karlsruhe-Forchheim 25 653 
Braunschweig 	23 237 

Mannheim 	20 123 
Hartenholm 	15 685 

Nichtgewerblicher Motorflug (ohne Motorsegler). — Daten: Statistisches 
Bundesamt (1975). 

4.2: 

Es war in dieser Studie nicht möglich, an allen Unter-
suchungsorten Messungen durchzuführen. Um Auf-
schluß über die üblicherweise auftretenden Schallpegel 
im Bereich der Platzrunde zu gewinnen, sind jedoch (im 
Umfang beschränkte) Geräuschmessungen an einem der 
Flugplätze — in Braunschweig — durchgeführt worden 
(in Zusammenarbeit mit H. O. Finke von der Physika-
lisch-Technischen Bundesanstalt). 

4.3: 

Die Meßpunkte waren auf Starts, Landungen und Platz-
rundenflüge bezogen und lagen direkt unter dem Flug-
pfad oder etwa 500 m seitab ;  siehe dazu Abbildung 4, 
in der auch die Resultate vermerkt sind. Aus den Daten 
von 377 gemessenen Überflugereignissen ergibt sich, 
daß vorwiegend Schallpegel zwischen 45 und 80 dB(A) 

auftreten. In Arealen wie Bienrode (vgl. Abbildung 3) 
ist der durchschnittliche Pegel circa 70 (bei Überwiegen 
von Starts), in Arealen wie Thune circa 60 dB(A). (Etwa 
in diesem Rahmen dürfte auch die Geräuschbelastung 
der anderen Befragungs-Cluster anzusetzen sein.) 

Abb. 4: Akustische Meßpunkte und Ergebnisse aus 377 Überflügen 

4.4: 

Aus den Messungen — wie auch aus Angaben anderer, 
z. B. denen von Jokiel (1975) — ergibt sich, daß die Über-

flöge der Sportflugzeuge ebenso laut zu hören sind wie 
etwa üblicher Straßenverkehrslärm ;  bedenkt man das 
erhebliche Ausmaß des Flugbetriebs an Landeplätzen 
(besonders im Sommer ;  oft mehrere Hundert Überflüge 
am Tag), wird von einer Störwirkung auf Anwohner 
auszugehen sein. 

5 Befragungsergebnisse 
5.1: 

Die Bevölkerung in der Umgebung der betrachteten 
Landeplätze wohnt überwiegend in Vierteln ruhiger 
Vorort- oder sogar ländlicher Charakteristik. Demo

-

grafisch ist anzumerken, daß 58°/o Eigentümer von Woh-
nung oder Haus sind und 3/4 über einen Garten ver-
fügen. Der durchschnittliche sozioökonomische Status 
streut zwischen den Befragungs-Clustern ;  bezogen auf 
die Verhältnisse in der Bundesrepublik sind mittlere 
Altersgruppen leicht überrepräsentiert. 

5.2: 

Die Auswertung der Interviews zeigt, daß jeder Zweite 
die Flugzeuggeräusche als „störende Lebensbedingung" 
in seiner Wohngegend erlebt: 51% nannten auf eine 
solche Frage spontan „Lärm" oder „Fluglärm". Im Ver-
gleich mit sonstigen Lärmquellen (z. B. Autoverkehr, 
Eisenbahn etc.) wird zumeist Fluglärm an die erste 
Stelle gesetzt (70°/o). Auch gegenüber anderen Umwelt-
mängeln (etwa Gerüche, unzureichende Verkehrsverbin-
dungen, Mangel an Erholungsmöglichkeiten, usw.) gilt 
in den Untersuchungsgebieten die Beeinträchtigung 
durch Lärm als negativstes Moment  

5.3: 

Die wichtigsten Auswirkungen der untersuchten Flug-
lärmbelastung — Störung der Kommunikation und Stö-
rung der Rekreation — sind in Tabelle 2 zusammen-
gefaßt. Besonders viele Befragte heben die Störung von 
Ruhe und Entspannung im Freien (Garten, Terrasse, 
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Tabelle 2: Störwirkungen des Plugbetriebs an Landeplätzen 

Fluglärmfolgen für die Kommunikation: 
man muß lauter sprechen als sonst 28% 
stört Telefonieren 14% 
Störungen im Radioempfang 15% • 
Störungen im Fernsehbild 14% 
Radio/Fernsehen muß lauter gestellt werden 22% 
stört Platten-/Kassetten-Hören 12% 

hindert Lesen oder Nachdenken 28% 

Fluglärmfolgen für die Rekreation: 
hindert Entspannung und Feierabendruhe (drinnen) ' 40% 
stört die Freizeit draußen 55%  

hindert am Einschlafen 16% 
weckt einen nachts auf 30% 

man erschrickt sich 20% 
führt zu Kopfschmerzen 4% 

Die %-Werte beziehen sich auf die Stufen „mittelmäßig"/„ziemlich"/„sehr" 
der vorgegebenen 5punktigen Antwortskala (die verbleibenden °/o entspre-
chen „wenig" oder „nicht" gestört). 

 
Veranda) (55°/o) oder innerhalb der Wohnung (40 0/o) 
hervor. (Demgegenüber wurde in den Untersuchungen 
an großen Verkehrsflughäfen die Beeinträchtigung kom-
munikativer Funktionen — hier: 12 bis 28°/o — am stärk-
sten herausgestellt, wie die Ubersicht von Rohrmann 
et al. [1976] zeigt.) Als Zeitpunkte der Gestörtheit wer-
den besonders Mittag, Nachmittag und (früher) Abend 
genannt. 

5.4: 
Nimmt man die Aussagen zum Grad der Verärgerung 
hinzu (500/o bezeichnen sich als „mittelmäßig", „ziem-
lich" oder „sehr" verärgert), so resultiert zusammen-
fassend: Etwa die Hälfte der Betroffenen bewertet den 

 Flugbetrieb als Belästigung;  rund ein Viertel sieht zu-
mindest in der Minderung der häuslichen Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten eine erhebliche Beeinträchti-
gung. Ungefähr ein Viertel der Befragten schien hin-
gegen kaum oder gar nicht gestört und verärgert zu 
sein. Die interindividuelle Streuung der Gestörtheit 
durch Fluglärm — auch innerhalb ein- und desselben 
Areals — ist groß. 

5.5: 

In diesem Zusammenhang sind die Ansichten der Be-
völkerung zum privaten Fliegen von wesentlichem Inter

-

esse (auf die Kontingenz von ,Einstellung zur Geräusch-
quelle' und Verärgerung haben besonders schwedische 
Sozialpsychologen hingewiesen [z. B.  Cederlöff et al., 
1967, u. a.]). 

Zwar gilt ein Flugplatz den Anwohnern nur begrenzt 
als Vorteil für die Gegend, doch hat die Mehrheit Ver

-

ständnis für die Fliegerei als Sport oder Freizeitbeschäf- 

Tabelle 3: Meinungen zum privaten/sportlichen Pliegen 

Flugplatz bedeutet Vorteil für die Gegend 35% 

Sportfliegerei ist egoistische Sache 51% 
Lärm durch Sportflugzeuge ist vermeidbar 64% 
Sportflugbetrieb ist Grund zum Aufregen 51% 
Sportflieger haben Recht auf ihr Hobby 56% 

Sportflugbetrieb trotz Lärm noch tolerierbar 83% 
Gesetzliche Beschränkung des Flugbetriebs 73% 

Die Fragen sind verkürzt wiedergegeben. — Zu den Prozentwerten siehe 
Legende von Tab. 2. 

tigung (oder will den Sportflugbetrieb zumindest tole-
rieren), wie Tabelle 3 zeigt ;  zugleich werden freilich 
gesetzliche Beschränkungen gefordert (dazu s. 5.8). 

5.6: 

Neben der Bewertung des Flugbetriebs beeinflussen be-
sonders folgende Variablen die Reaktionen auf den 
gegebenen Fluglärm: 

— generelle Lärm-Empfindlichkeit (Korrelation mit der 
Verärgerung durch die Sportflugzeuge: r = 0,31), 

—Befürchtung, daß Fluglärm gesundheitsschädlich ist 
(r = 0,35), 

- Glaube an das (,Anti-Lärm'-)Bemühen der Verant-
wortlichen (r = 0,31). 

Daß sich die Reaktionen auf den Stimulus ,Flugver-
kehrsgeräusche' nicht allein aus den physikalischen 
,Stimulus'-Merkmalen (z. B. Pegel, Überflugzahl), erklä-
ren lassen, sei durch das Schema in Abbildung 5 ange-
deutet. Wie erst bestimmte Bewertungsfaktoren — z. B. 
Orts(un)üblichkeit oder (Un)erwünschtheit der Schall-
quelle — darüber entscheiden, ob eine Geräuschsituation 
als Lärm erlebt wird, so hängt auch das Ausmaß von 
Lärmwirkungen (etwa Gestörtheit und Verärgerung) 
von der Umweltsituation und besonders den Persönlich-
keitseigenschaften des Betroffenen ab. Derartige Einfluß-
größen werden im DFG-Forschungsbericht Fluglärm-
wirkungen (1974) „Moderatoren" genannt (s. dort Rohr-
mann; Schümer-Kohrs und Schirmer) und ausführlich 
behandelt. 

Abb. 5: Skizze zum Be. 
griff Lärm 

5.7: 

Der Zusammenhang einer der genannten Moderator-
variablen mit  der Ärgerreaktion ist in Abbildung 6 ver-
anschaulicht, wo die Mittelwerte aus den 9 Befragungs-
Clustern für beide Größen abgetragen sind. (Ferner ist 
die ungefähre Fluglärmbelastung — im physikalischen 
Sinne — zu ersehen. — Daß gerade in Hangelar (,BNH') 
und Egelsbach (,EGB') weniger negativ geurteilt wird, 
mag zugleich damit zusammenhängen, daß der eine Ort 
den ältesten, der andere den größten deutschen Lande-
platz aufweist. 

Insgesamt ergibt sich aus den statistischen Analysen 
(multiple Regression), daß die Variabilität in den Re- 
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Abb. 6: Verärgerung und Bewertung Verantwortlicher in 9 Clustem 

aktionen zu etwa 1/4 bis 1/3 durch Moderatoren wie die 
genannten determiniert ist. 

5.8: 

Etwa 3/4 der Landeplatz-Anwohner unterstützen die For-
derung nach Beschränkung des Flugbetriebs, wobei in 
zeitlicher Hinsicht mehr als die Hälfte an die Mittags-
zeit, eine lange Nachtruhe und den Sonntagnachmittag 
denken — vgl. Tabelle 4 — und dann auch keine Aus-
nahmen akzeptieren wollen (am wenigsten für p rivate 
und geschäftliche Flüge). Die an einigen Orten existie-
renden Betriebseinschränkungen (z. B. in Egelsbach, 
Bonn-Hangelar, Karlsruhe-Forchheim) werden offenbar 
als nicht zureichend betrachtet. 

Tabelle 4: Gewünschte Flugbetriebsbeschränkungen 

Für Beschränkung der Flugrouten 	 730 % 
Für Beschränkung der Flugbetriebszeiten 	 78% 

jeden Tag von 13.00 bis 15.00 	 57% 
auch von 12.00 bis 13.00 	 19% 
nachts von 19.00 bis 7.00 	 63% 
auch von 7.00 bis 9.00 	 15% 
samstags ab 13.00, sonntags (gänzlich) 	 33% 
sonntags ab 13.00 	 57% 
sonntags (gänzlich) 	 28% 

Gegen Zulassung größerer Flugzeugtypen 	 8% 

5.9: 
Wieweit sich die betroffene Bevölkerung gestört fühlt, 
ergibt sich auch aus dem Ausmaß von Beschwerden über 
Fluglärm. Insgesamt 46°/o der Befragten haben eine der 
in Tabelle 5 angeführten sozialen :Aktivitäten unter-
nommen. (An 3 der 4 Erhebungsorten existieren Bürger-
initiativen; in St. Augus tin wird die politische Diskus-
sion besonders intensiv geführt.) 

Tabelle 5: Soziale Aktivitäten gegen Fluglärm 

Maßnahme 	 ergriffen erwogen 

Petition o. ä .  unterzeichnen 	 36% 	13% 
Beschwerdebrief schreiben 	 7% 	14% 
mit zuständiger Stelle telefonieren 	 10% 	12% 
Beschwerdebesuch machen 	 4% 	7% 
Protestveranstaltung besuchen 	 12% 	14% 
Anti-Fluglärm-Vereinigung beitreten 	 4% 	10% 

Aus Untersuchungsareal fortziehen 	 — 	2% 

5.10: 
Es ist zu fragen, in welcher Relation die an Landeplätzen 
gewonnenen Daten zu Resultaten an Verkehrsflughäfen 
stehen. Um einen Vergleich zwischen dieser Studie und 
den DFG-Untersuchungen zu geben, ist in Abbildung 7 
die Beeinträchtigung der Rekreation analogen Werten 
aus Hamburg (lt. Irle und Rohrmann, 1968) und Mün-
chen (lt. Schümer-Kohrs und Schumer, 1974) gegenüber-
gestellt worden (Mittelwerte der Untersuchungsareale 
auf 5punktiger Skala). 

Abb. 7: Gestörtheit durch  
Fluglärm an Flughäfen 
und Landeplätzen 

Insgesamt zeigt sich, daß die Gestörtheit und Verärge-
rung durch den Flugbetrieb mit kleinen Propellerflug-
zeugen zwar naturgemäß geringer ist als bei den großen 
Düsenmaschinen, aber doch relativ höher, als im Sinne 
von akustischen Kriterien zu erwarten wäre ;  das 
Problem Fluglärm ist in der unmittelbaren Umgebung 
der untersuchten Landeplätze subjektiv nahezu ebenso 
akut und für die Betroffenen als negativer Umwelt-
faktor vorherrschend. (Es sei noch angemerkt, daß auch 
inhaltlich gute Entsprechungen zu anderen Unter-
suchungen — außer den DFG-Studien, vgl. etwa Mc-
Kennell (1963), Tracor Inc. (1970), Kodama (1971), 
Grandjean et al. (1974), u. a. — über Fluglärmwirkungen 
gegeben sind). 

6 Schlußfolgerungen 

6.1: 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Bevölkerung 
in der Umgebung von Landeplätzen — ausgedrückt in 
Begriffen des Umweltschutzrechts — in andauernder 
Weise belästigt und benachteiligt wird (besonders in den 
häuslichen Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten), also 
— im Sinne von WHO-Begriffen — ihrem Anspruch auf 
psychisches und soziales Wohlbefinden nicht angemes-
sen genügt ist. 

6.2: 

Wenn ein beachtlicher Teil der Betroffenen die Beein-
trächtigungen als erheblich empfindet, so u. a. wohl des-
wegen, 
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– weil der Flugbetrieb meist gerade dann intensiv ist, 
wenn die Flugplatzanwohner zu Hause sind (mittags, 
frühabends, an Wochenenden) und ihren Freizeit-
aktivitäten nachgehen oder auch nur Ruhe suchen 
(vgl. 5.3) ;  

– weil Fluglärm ein ,Umweltstressor' ist, der – im 
Sinne von Konzepten der Sozialpsychologen Glass 
und Singer (1972) weder überschaubar (etwa zeit-
lich vorhersagbar) noch beeinflußbar scheint ;  

– weil Bürger, die sich außerhalb der städtischen Zen-
tren angesiedelt haben (vgl. 5.1), im allgemeinen 
auch höhere Ansprüche an die akustische Umwelt 
entfalten ;  

– weil einerseits die Lärmbelastung langfristig gesehen 
eher steigende als fallende Tendenz hat (vgl. 2.3) und 
andererseits im Laufe der Jahre eher Sensibilisierung 
als Gewöhnung zu erwarten ist. 

6.3:  
Die Resultate unterstützen die Pläne, gesetzliche Schritte 
gegen eine übermäßige Fluglärmbelastung auch für 
Landeplätze – die ja vom „Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm" (1971) nicht erfaßt werden – vorzusehen, so-
fern dort eine entsprechende Besiedelungsdichte gegeben 
ist. Beschränkungen, wie sie sich aus der kommenden 
„Rechtsverordnung über die zeitliche Beschränkung des 
Flugbetriebs an Landeplätzen" der Bundesregierung 
(oder z. B. das relativ umfassende „Aktionsprogramm" 
des Hessischen Ministers für Wirtschaft und Verkehr) 
ergeben, können weder „die bisherige, gesetzmäßig ver-
ankerte Freiheit im Luftverkehr" (Luftsport 5/1975, S.4) 
unangetastet lassen, noch allen Wünschen der Betroffe

-

nen (vgl. 5.8) gerecht werden (dazu sind u. a. zu viele 
Ausnahmen vorgesehen). Sie stellen bestenfalls einen 
Kompromiß zwischen Ansprüchen – etwa des Deut-
schen Aero-Clubs – und Forderungen – etwa der Bun-
desvereinigung gegen Fluglärm (Oeser, 1974, S. 21) – 
dar, der „dem Schutzbedürfnis der Bevölkerung wie den 
billigen Interessen der Sportfliegerei Rechnung tragen" 
soll (Vogel 1974, S. 103). 

6.4: 

Es scheint geboten, alle technologischen Möglichkeiten 
der Geräuschreduktion an der Quelle selbst (dem Flug-
zeug) auszuschöpfen und zugleich – etwa, wenn es um 
Zulassungsbestimmungen geht – den Begriff „Stand der 
Technik" im Sinne des Umweltschutzes auszulegen. 

6.5: 

Ein grundsätzliches Problem, das den Umfang der Flug-
lärmbelastung immer wieder vergrößert, ist das räum-
liche Zusammenwachsen von Wohngebieten und Ge-
räusch-emittierenden Arealen wie etwa Flugplätzen 
(in einigen Untersuchungsgebieten – besonders Bonn/ 
St. Augustin – wird nach wie vor gebaut). 

Da immissionsdämmende Maßnahmen auf Seiten des 
,Empfängers' nur bedingt (allenfalls drinnen) hilfreich 
sein können, Maßnahmen auf Seiten des ,Senders' aber 
um so weniger erbringen, je  geringer die Distanz zwi-
schen ,Empfänger' und ,Sender' der Geräusche ist, wird 
gerade in einem Land hoher. Besiedelungsdichte der zeit-
lich weitreichenden Siedlungsplanung und Raumord-
nung besondere Bedeutung zukommen müssen. 
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Anlage 17 

UMWELTBUNDESAMT 

112.4 — 60 112/3 

Umfassungsbauteile für Gebäude in Lärmschutzbereichen nach dem Gesetz zum Schutz 
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Einleitung 

In § 3 der Verordnung über bauliche Schallschutz-
anforderungen nach dem Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm vom 5. April 1974 sind an den Schallschutz 
der Umfassungsbauteile von Aufenthaltsräumen fol-
gende Mindestanforderungen gestellt: 

in Schutzzone 1 	R'w = 50 dB 

in Schutzzone 2 	R'w = 45 dB. 

Bei bestehenden Gebäuden in Schutzzone 1 kann im 
begründeten Einzelfall ein Unterschreiten des für 
Neubauten festgesetzten Bauschalldämm-Maßes um 
bis zu 5 dB hingenommen werden. Vgl. dazu den 
Bericht des Bundesministers des Innern an den In-
nenausschuß des Deutschen Bundestages im Mai 
1977, Gesch.-Z.: U II 10 — 560 120/11, der im Juli 
1977 den Innenministern (Senatoren für Inneres) der 
Länder, den für den Immissionsschutz zuständigen 
obersten Landesbehörden und kommunalen Spitzen-
verbänden zugeleitet worden ist. 

Zur Durchführung des Fluglärmgesetzes sind in § 4 
SchallschutzV beispielhaft Umfassungsbauteile ge-
nannt, die die Anforderungen nach dem Gesetz er-
füllen. Es handelt sich hierbei um Bauteile, die ohne 
weiteren Nachweis verwendet werden dürfen und 
die, soweit sie in der dort beschriebenen Form und 
Qualität vorhanden sind, bei bestehenden Gebäu-
den schalltechnisch ausreichend sind. 
Es ist von Landesbehörden angeregt worden, zur 
weiteren Erleichterung der Durchführung des Ge-
setzes diese Beispiele für Bauherrn, Architekten und 
Behörden zu erweitern. 

Der vorliegende Bericht des Umweltbundesamtes 
bringt in Abschnitt 1 und Anhang 1 eine Zusammen-
stellung von Umfassungsbauteilen, die den bau-
akustischen Anforderungen in den Lärmschutzberei-
chen genügen, unterteilt in Beispiele für Außen-
wände, Dächer, Decken, Türen und Fenster. 
In Abschnitt 1.4 wird die Frage behandelt, inwieweit 
Umfassungsbauteile in Fertigbauweise bewertete 
Bauschalldämm-Maße über 45 dB bzw. 50 dB auf-
weisen. 
Schließlich wird Stellung genommen zu den Kosten, 
die zusätzlich entstehen, wenn beim Neubau von 
Wohngebäuden anstelle der sonst üblichen, wärme-
geschützten Fenster Schallschutzfenster eingebaut 
werden, die für Gebäude in den Lärmschutzberei-
chen geeignet sind. 

1 Zusammenstellung von Umfassungsbauteilen 
für Gebäude in Lärmschutzberelchen nach dem 
Fluglärmgesetz 

1.1, Außenwände 

Bei bestehenden Gebäuden als auch bei Neubauten 
sind die Außenwände aus statischen und wärme

-

technischen Gründen oft schon so beschaffen, daß 
R'w über 50 dB liegt. Das allein reicht aber nicht aus, 
um die Anforderungen gemäß § 3 SchallschutzV zu 
erfüllen. 

 

1.1.1 Überregional übliche Bauweisen 
(„ Standardbauwelsen") 

Im Anhang A 1.1.1 sind nach [3] und [15] Beispiele 
üblicher Außenwände zusammengestellt und die zu-
gehörigen Schalldämmwerte angegeben. In nahezu 
allen Fällen ist eine Eignung für den gesamten 
Lärmschutzbereich gewährleistet. 

Die Auswahl der Beispiele wird gestützt durch eine 
frühere Erhebung des Umweltbundesamtes zur Bau-
substanz in den Schutzzonen 1 der Lärmschutzbe-
reiche für militärische Flugplätze und Verkehrsflug-
häfen. 

Zusätzlich beinhaltet A 1.1.2 Beispiele für Kern-
schichten der Außenwände. Aus den hier genannten 
Schalldämmwerten darf aber nicht ohne weiteres 
auf Werte für diese Kernschichten zusammen mit 
entsprechendem Verputz oder mit Vorschalen ge-
schlossen werden. Dazu sind DIN 4109, Blatt 3, [16], 
S. 5, DIN 4109, Blatt 5, [1] und A 1.1.1 zu beachten. 

1.1.2 Regional häufig anzutreffende Bauwelsen 

Im folgenden soll auf zwei mehr regional und bau-
historisch bedingte Besonderheiten hingewiesen wer-
den, zum einen auf die Fachwerkbauweise und zum 
anderen auf die hauptsächlich in Norddeutschland 
übliche zweischalige Ziegelbauweise. 

1.1.2.1 Fachwerk 

Für Außenwände aus Fachwerk waren keine Meß-
daten zur Schalldämmung zu erhalten. In der Fach-
literatur 'wird nicht darauf eingegangen. Auch eine 
Reihe befragter amtlich anerkannter Prüfstellen 
konnten keine Daten nennen. 

Einer Empfehlung des Instituts für Bauphysik, Stutt-
gart (Prof. Gösele) folgend, wurde die zu erwartende 
Schalldämmung von Fachwerk-Außenwänden abge-
schätzt. 
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Das Mauerwerk kann in der Regel aus einem der 
folgenden Materialien bestehen: 

Dichte in kg/m3  
nach [10], [18] 

Feldstein 	 2 400 

Ziegel 	  1 200 bis 1 650 

Bimsstein 	 1 160 

Bei einer Holzdichte von 600 bis 900 kg/m3 (Eiche) 
sind bei o. g. Kernschichtdicken, dichter Wand und 
einem Holzflächenanteil von 25 v. H., bewertete 
Bauschalldämm-Maße zu erwarten von 

R'wo  in dB 		Dicke in cm 

41 bis 45 

45 bis 51 

15 

24 

Demnach sind Fachwerkgebäude ohne zusätzliche 
Maßnahmen an der Außenwand nur ab einer Kern-
schichtdicke über 15 cm für Zone 2 geeignet, für 
Zone 1 nur mit zusätzlichen Maßnahmen zur Erhö-
hung der Schalldämmung der Wand, z. B. durch in-
nenseitige Vorschalen. 

1.1.2.2 Zweischalige Ziegelwand 

Eine in Norddeutschland weit verbreitete Außen-
wandkonstruktion entspricht in ihrem schalltechni-
schen Verhalten näherungsweise dem Beispiel 1 im 
Anhang A 1.1.1 

Anstelle der Mineralfaserplatten befindet sich nur 
Luft im Hohlraum zwischen der 24 cm-Ziegelwand 
und der 11,5 cm-Ziegelvorschale. 

Die Schalldämmung dieser Wand wird aber — ab-
weichend von dem genannten Beispiel — weniger 
als 60 dB betragen, da im Fensterbereich die Ziegel-
wand und die Vorschale mit einem Ziegelkranz 
starr mteinander verbunden sind. Auch in diesem 
Falle kann noch mit einem bewerteten Bauschall-
dämm-Maß von 57 dB gerechnet werden. 

1.2 Dächer und Decken 

Für Neubauten in den Lärmschutzbereichen sind 
Dachkonstruktionen entwickelt worden, deren 
Schalldämmung auch bei ausgebauten Dachgeschos

-

sen ausreichend ist. Die in Anhang 1.2.1 wiederge-
gebenen Beispiele lassen sich nicht ohne weiteres 
auf bestehende Dächer zum Zwecke des nachträg

-

lichen Schallschutzes übertragen. In jedem Falle ist 
die Statik das Daches zu prüfen. 

Um bestimmte Deckenkonstruktionen der 50er und 
60er Jahre besonders zu berücksichtigen, sind die 
Beispiele der DIN 4109, Blatt 3 in Anhang 1.2.2 auf-
genommen. Die Beispiele der Gruppe I sind mit 
Deckenauflage, Warmdacheindeckung oder Kalt-
dacheindeckung, als auch mit geneigtem Dach voll 
geeignet für Schutzzone 1 und 2. Beim geneigten 
Dach muß beachtet werden, daß die Schalldämmung 
der Beispiele dieser .Abschnitte durch vorhandene 
Dachflächenfenster oder Lüftungsöffnungen redu-
ziert werden kann. Trotzdem können für die Schall-
dämmung des einfach gedeckten Daches bis zu 15 dB 
angesetzt werden, die sowohl im Falle des begeh-
baren als auch des nur wärmegedämmten Dach-
bodens additiv der Schalldämmung dieses Dach-
bodens (oberste Geschoßdecke) zuzuschlagen sind. 

1.3 Türen und Fenster 

In Anhang 1.3.1 sind Anhaltswerte und Beispiele 
für die Schalldämmung von Türen und Türblättern 
zusammengestellt. Dabei muß berücksichtigt wer-
den, daß die Schalldämmung der Tür diejenige des 
Türblattes allein nicht. immer voll erreicht. 

Türen, die Aufenthaltsräume nach außen direkt ab-
schließen, werden in der Regel wie Schallschutz-
fenster zu betrachten sein, und weisen dieselben 
Konstruktionsmerkmale auf. Dabei handelt es sich 
um Einfachrahmen mit Mehrfach- oder Sonderver-
glasung. Es sind so aber bestenfalls Schalldämm-
werte knapp über 45 dB zu erreichen. 

Eine auch für die Schutzzone 1 geeignete Lösung ist 
der Einbau von zwei Türen, die räumlich voneinan-
der getrennt sind. Dabei muß eine Tür, beispiels-
weise in einer Windfanganordnung, wenigstens ein 
bewertetes Bauschalldämm-Maß von 30 dB auf-
weisen. 

Schallschutzfenster der Schallschutzklassen 5 und 6 
nach [13], die für Aufenthaltsräume der Gebäude in 
den Lärmschutzbereichen notwendig sind, werden 
im allgemeinen als Kastenfenster ausgeführt. Für die 
Schallschutzklasse 5 kommen aber auch Verbund-
fenster und Einfachfenster mit Sonderverglasungen 
in Frage. 
Da eine hohe Konstruktionsvielfalt vorliegt, abhän-
gig vom Rahmenmaterial, der Art der Dichtungen, 
der Verglasung, sind in A 1.3.2 nur grobe Konstruk-
tionsmerkmale erwähnt. — Es wird empfohlen, bei 
der Auswahl eines Fensters vom erforderlichen be-
werteten Schalldämm-Maß auszugehen, das durch 
eine Baumusterprüfung nachgewiesen ist, und eine 
Toleranz nach höheren Werten von 2 bis 3 dB für 
Streuungen der Serie und den Einbau vorzusehen. 
Weitergehende Informationen, auch zur Frage der 
Herabsetzung der Gesamtschalldämmung der Au-
ßenschale durch Lüftungsöffnungen, Rolladenkästen, 
Heizkörpernischen, sind dem Bericht des Umwelt-
bundesamtes „Lärmschutz an Gebäuden" zu entneh-
men. 
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1.4 Fertigbauten 

Für die derzeit angebotenen und in Entwicklung be-
findlichen Fertigbauten kann aufgrund einer Fach-
literatur-Übersicht [5], [6] folgendes festgestellt 
werden: 
Fertighaushersteller legen heute allgemein mehr.  

Wert auf höheren Schallschutz als vor drei Jahren 
(vgl. dazu Bild 1). Es ist aufgrund einer solchen Ab-
schätzung nur eine qualitative Aussage möglich, da 
Marktanteile der jeweiligen Firmen nicht ermittelt 
werden konnten. 
Eine ansehnliche Zahl von Herstellern bietet schon 
in der Normalausführung Außenwände an, die so-
gar für die Schutzzone 1 geeignet sind. Andere be-
sitzen Alternativ-Lösungen für erhöhten Schall-
schutz zu einem Aufpreis, z. B. Klinker-Vorschale. 
Es sollte dabei aber berücksichtigt werden, daß eine 
der wesentlichen und notwendigen Voraussetzun-
gen zur Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen 
an den Schallschutz eine nicht zu knapp bemessene 
Schalldämmung der Außenwand ist. 

 
Bild 1: Anteil der Fertighaus-Angebote mit Schalldämm-

Werten für die .Außenwand je Schallschutzstufe 
(5 dB-Stufen) für die Zeit 1973/74 bzw. 1977 nach 
[5] und [6] 

2 Zusätzliche Kosten für Schallschutz von Um-
fassungsbauteilen gemäß § 3 Schallschutz

-

Verordnung 

In diesem Abschnitt werden Kosten erwähnt, die zu-
sätzlich bei Neubauten entstehen, wenn diese den 
Schallschutz-Anforderungen gemäß Schallschutz

-

Verordnung genügen sollen. 
Dabei kann in der Regel davon ausgegangen werden, 
daß aufgrund statischer und wärmetechnischer For

-

derungen Außenwände bewertete Bauschalldämm-
Maße von über 50 dB aufweisen, also für Wände kei-
ne zusätzlichen Kosten entstehen. 

Ebenfalls wegen wärmetechnischer Anforderungen 
an die Fenster werden heute praktisch nur noch 
Fenster der Schallschutzklasse 2 nach VDI 2719 [13]. 
eingebaut. Die zusätzlichen Kosten sind demnach auf 
die Kosten für Fenster dieser Klasse bezogen. 

2.1 Zusätzliche Kosten bei Fenstern 

2.1.1 in Einfamilienhäusern 

Wegen des sehr hohen Anteils der Einfamilienhäu-
ser (vgl. dazu Abschnitt 1.4) wurden die hier gege-
benen baulichen Größenverhältnisse und reinen Bau-
kosten den Schätzungen für die in der Regel zu er-
wartenden Mehrkosten zugrundegelegt. 

Nach [14] und ergänzend nach [8] sind im Jahr 1977 
mindestens 1 300 DM je m2  Wohnfläche für reine 
Baukosten zu veranschlagen. 

Als Mittelwert für das Verhältnis Wohnfläche nach 
DIN 283 zur Fläche der zu schützenden Fenster kann 
aus Erhebungen des Umweltbundesamtes zu Flä-
chenverhältnissen bei Einfamilienhäusern etwa 6,5 
angegeben werden. Dies gilt im Rahmen der durch 
den Grundriß bedingten Streuungen auch für Fertig-
häuser. 

Das Flächenverhältnis Wohnfläche zu Fensterfläche 
von etwa 6,5 bedeutet für ein Haus von 100 m 2 

 Wohnfläche rund 15 m2  zu schützende Fenster. 

Aus Erhebungen des Umweltbundesamtes zu Fen-
sterkosten in der Zeit zwischen Herbst 1976 und 
Frühjahr 1977 sind im Durchschnitt folgende reinen 
Fensterkosten hervorgegangen: 

DM je m2 
 Fensterfläche 

„Normalfenster" 
(Schallschutzklasse 2) 	 460 

Fenster mit R' w1  
(für Schutzzone 2 bei Außenwänden mit 
R'w0 von mind. 45 dB) 	680 

Fenster mit R'w1 = 50 dB 
(für Schutzzone 1 bei Außenwänden mit 
R'w0 von mind. 50 dB) 	850 

Aus den vorgenannten Daten lassen sich die Mehr-
kosten für Schallschutzfenster gegenüber „Normal-
fenstern" — bezogen auf die reinen Baukosten — er-
rechnen. Es sind bei R'w1 = 45 dB 2,5 % und bei R'w1 
= 50 dB 4,5 % Mehrkosten. 

2.1.2 In Mehrfamilienhäusern 

Nach [8] und [14] lagen 1976 die reinen Baukosten 
für Mehrfamilienhäuser bei etwa 1 130 DM je m2 

 Wohnfläche. Der Flächenanteil der zu schützenden 
Fenster, beträgt, bezogen auf die Wohnfläche, hier 
aber rund 1 : 9. 

Daraus ergeben sich mit den unter 2.1.1 genannten 
Fensterkosten folgende Mehrkosten für Schall-
schutzfenster: 
bei R'w1 = 45 dB 	2,2 %, 
bei R'w1 = 50 dB 	3,8 %. 
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A Anhang 

A 1 Kataloge 

von Umfassungsbauteilen für Gebäude in Lärmschutzbereichen nach dem Gesetz 
zum Schutz gegen Fluglärm 

A. 1.1 Außenwände 

A 1.1.1 Schalldämmung üblicher Außenwände, 
nach [15] und [3] 

1) Kernschichtdicke für die Wände 1 bis 5 ist 25 cm 
3) bewertetes Bauschalldämm-Maß nach DIN 52 210, Teil 4 
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2) flächenbezogene Maße (Flächengewicht in DIN 4109) 
4) nur für Schutzzone 2 ausreichend 
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A 1.1.2 Bewertetes Bauschalldämm-MaB von Wänden 
In Ortsbauweise (Kernschicht allein) 

Kernschicht 
St einrohdichte 
in kg/dm3 

Dicke 
in cm 

flächen

-

bezogene 
Masse m" 
in kg/m2 

 (Gesamt

-

wand) 

bewerte

-

tes Bau

-

schall

-

dämm

-

Maß R'w0 
in dB 

Hochlochziegel 
DIN 105 

HLZ 1,2 11,5 160 45 
HLZ 1,2 13,5 245 48 
HLZ 1,2 24 335 51 
HLZ 1,2 24 350 53 1)  
HLZ 1,0 30 360 52 

Kalksandlochstein, 
DIN 106 

KSL 1,4 11,5 170 45 
KSL 1,4 17,5 260 48 
KSL 1,4 24 360 51 
KSL 1,2 30 420 53 

Bimshohlblock- 
steine 

Hbl 0,8 24 240 48 
Hbl 0,8 24 280 49 1)  
Hbl 0,6 30 240 48 
Hbl 0,8 30 300 50 

Porotonziegel 
0,8 24 240 48 
0,8 30 300 50 

Bimsbetonstein 
mit Leichtbeton- 
füllang 

1,2 24 370 53 1) 
1,2 25 320 51 
1,2 30 380 52 

Gasbetonplan- 
blocksteine mit 
Spachtelfuge  

0,6 25 150 43 
0,6 30 180 44 
0,9 30 270 49 
0,9 36,5 325 51 

Leichtbeton 
1,4 20 300 52 
1,4 25 375 53 

Schwerbeton 
2,5 12 330 52 1) 
2,5 15 360 53 
2,5 20 480 54 

1) beidseitig verputzt, nach [3]; sonst dichtes  Mauer-
werk, mindestens mit Spachtelputz, nach [15]. 
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A 1.2 Dächer und Decken 
A 1.2.1 Geneigte Dächer mit hoher Schalldämmung für ausgebaute Dachgeschosse, nach [11 ] 

(ab Beispiel 2 für Schutzzone 2 ausreichend, ab Beispiel 9 für Schutzzone 1 ausreichend) 
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A 1.2.2 Decken mit Schalldämmungen über 50 dB, nach [16] 

(Gruppe I nur mit Deckenauflage oder mit geneigtem Dach, normale Eindeckung!) 
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A 1.3 Türen und Fenster 
Anhaltswerte für die Schalldämmung von Türen 
nach [3] 

R'w1 
in dB 

einfache, leichte Zimmertüren 
ohne besondere Dichtungen 15 	. .. 	25 

schwere Zimmertüren mit 
Falzdichtungen 28 ... 35 

Sonderausführungen der Türblätter 
mit Falzdichtungen 33 	... 	40 

doppelschalige, schwere Stahltüren 40 ... 50 

zwei einfache Einzeltüren im 
Abstand von mehr als 1 m 40 ... 48 

Beispiele für Türblätter, nach [17] 

Bild 3: 

Mittleres Schalldämm-Maß von einschaligen Türblättern 
ohne eingelegte Dämmplatten, aufgetragen über deren 
flächenbezogener Masse (Flächengewicht) 

a: Mittelwert aus den Meßergebnissen 

Von dem hier und im folgenden angegebenen mittleren 
Schalldämm-Maß Rm  kann nicht ohne weiteres auf das 
bewertete BauschalldämmMall R' w  geschlossen werden. 
In erster Näherung ist R' w  Rm  + 3 dB 

Bild 4: 
Mittleres Schalldämm-Maß von einschaligen Türblättern 
mit sandgefüllten Hohlräumen, aufgetragen über deren 
flächenbezogener Masse (Flächengewicht) 

a: Mittelwert für einschalige Türblätter aus Bild 3 

Bild 5: 
Mittleres Schalldämm-Maß doppelschaliger Türblätter auf-
getragen über deren flächenbezogener Masse (Flächenge-
wicht) 
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A 1.3.2 Fenster 

Konstruktionsmerkmale nach [12], [13] 

bewertetes 
Bauschall

-

dämm

-

Maß R'w1 
in dB 

Fensterart 

lichter 
Scheiben

-

abstand 
in mm 

Gesamt- 
Scheiben- 
dicken 
in mm) 

zusätzliche 
Anforderungen an die 

Falzdichtung 2) 

45 Doppelfenster mit 
getrennten Rahmen 

150 
120 
100 

8 
10 
12 

weichfedernd, 
dauerelastisch, 
alterungsbeständig, 
leicht auswechselbar 3) 

45 . . 49 4) Verbundfenster mit akustisch 
entkoppelten Flügelrahmen 

siehe 
oben 

siehe 
oben 

Kastenfenster mit besonderer Dichtung, großem O 
Scheibenabstand und Verglasung aus Dickglas 

über 50 Kastenfenster mit getrennten Blendrahmen, 
besonderer Dichtung, Scheibenabstand über 150 mm 

1) Vgl. dazu DIN 1249, T1. 1 „Fensterglas, Dicken, Sorten, Anforderungen, Prüfung" Ausgabe Juni 1973. 
2) Sämtliche Flügel müssen bei Holzfenstern mindestens Doppelfalze, bei Metall- und Kunststoff-Fenstern mindestens 

zwei wirksame Anschläge haben. 
3) Jeder Flügel oder Blendrahmen muß mindestens ein umlaufendes Dichtungsprofil in derselben Ebene haben. 
4) Für diesen Bereich sind auch Konstruktionen mit hochdämmenden Einfachrahmen und Sonderverglasung auf dem 

Markt. 
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Anlage 18 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Innenminister (Senatoren für Inneres) der Länder 

Oberste Luftfahrtbehörden der Länder 

Oberste für den Immissionsschutz zuständige Landesbehörden 

Kommunale Spitzenverbände 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen e. V. 

Deutsche Lufthansa AG 

Vorsitzende der Fluglärmkommissionen 

Lärmschutzbeauftragte der Flughäfen 

Deutscher Arbeitsring für Lärmbekämpfung e. V. 

Bundesvereinigung gegen Fluglärm e. V. 

Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 

Deutscher Industrie- und Handelstag 

Zentralverband des Deutschen Handwerks 

Prof. Dr. E. A. Müller 
Max-Planck-Institut für Strömungsforschung 

Dr. Bschorr 
Firma Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH 



Drucksache 8/2254 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Anlage 19 

Auszug aus dem Schreiben der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen (ADV) 
vom 24. August 1978 an den Bundesminister des Innern wegen der Gebührenordnung 
der internationalen Verkehrsflughäfen 

... übersenden wir Ihnen in der Anlage eine Synop-
sis, in der die geltende Fassung der Gebührenord-
nung für die internationalen Verkehrsflughäfen in 
der Bundesrepublik Deutschland (ohne Berlin 
[West]) der Neufassung gegenübergestellt ist, die am 
1. November 1978 in Kraft tritt. Diese Neufassung 
wurde von den Flughafenunternehmern beantragt 
und gem. § 43 LuftVZO von den zuständigen Geneh-
migungsbehörden des Bundes und der Länder mit 
Wirkung zum 1. November 1978 genehmigt. 

Die Landegebühr erhielt am 1. April 1976 in ihrem 
gewichtsabhängigen Teil eine Lärmdifferenzierung. 
Diese basiert auf der Zulassung der Luftfahrzeuge, 
bei der festgestellt wird, ob das betreffende Luft-
fahrzeug den Erfordernissen des ICAO-Annex-16 
entspricht oder nicht. Der nach dem Flugzeughöchst-
abfluggewicht bemessene Teil der Landegebühr ist 
für „leise Flugzeuge", also solche mit Zulassung 
gemäß ICAO-Annex-16, um rund 5 % niedriger als 
für die übrigen Flugzeuge. 

Diese Gebührendifferenz wird ab 1. November 1978 
ungefähr verdoppelt. Dies erfolgt durch eine neu 
eingeführte zusätzliche Kategorie innerhalb der 
Gruppe der Flugzeuge mit Annex-16-Zulassung. Es 
wird unterschieden zwischen den lärmzugelassenen 
Flugzeugen bis 130 t und solchen mit höheren 
Höchstabfluggewichten. Die letztgenannte Gruppe 
umfaßt vor allem die sog. Großraumflugzeuge, die 
nach ICAO-Annex-16, 2. Fassung, zugelassen sind 
und die deutlich geringere Lärmwerte aufweisen. 
Wie Sie der Synopsis entnehmen können, sind für 
diese umweltfreundlichen Flugzeuge die günstigsten 
Gebührensätze festgelegt worden. 

Diese Maßnahme der Verkehrsflughäfen wird zwei-
erlei Wirkungen haben. 
1. wird sie die Entwicklung zu lärmärmeren Flug-

zeugen fördern. 
2. wird der Einsatz von Großraumflugzeugen be-

günstigt, wodurch eine bessere Nutzung der vor-
handenen Kapazitäten herbeigeführt wird. 

Gebührenordnung Internationale Verkehrsflughäfen (ohne BER) (Auszug) 

Fassung 1. April 1976 (NfL I-55/76) 

Teil I Landegebühren 

1. Die Luftfahrzeughalter haben für jede Landung 
ihrer Luftfahrzeuge auf dem Flughafen ein Ent-
gelt (Landegebühr) an den Flughafenunternehmer 
zu entrichten. 

2. Die Landegebühr bemißt sich 

nach dem in der Zulassungsurkunde eingetrage-
nen Höchstabfluggewicht des Luftfahrzeugs 

und im gewerblichen Luftverkehr zusätzlich 

nach der Zahl der bei der Landung an Bord des 
Luftfahrzeugs befindlichen Fluggäste, es sei denn, 
der vorausgegangene Start des Luftfahrzeugs er-
folgte auf einem Flugplatz in Berlin (West). 

3. a) Der nach dem Höchstabfluggewicht des Luft-
fahrzeugs bemessene Teil der Landegebühr 
beträgt bei Motorluftfahrzeugen mit  einem 
Höchstabfluggewicht 

— bis 1200 kg 	 9,50 DM 

— über 1200 kg bis 2000 kg 
bei Flügen 
im innerdeutschen Verkehr 	19,— DM 

im grenzüberschreitenden 
Verkehr 	 21,— DM 

Neufassung 1. November 1978 

(rechte Spalte enthält nur neugefaßte Teile der 
GebO [Änderungen unterstrichen] ; unveränderte 
Teile wie linke Spalte) 

M 1 

— bis 1200 kg 	 11,40 DM 

— über 1200 kg bis 2000 kg 	22,80 DM 
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— über 2000 kg bis 3000 kg 
bei Flügen 
im innerdeutschen Verkehr 	28,50 DM 

im grenzüberschreitenden 
Verkehr 	 39,— DM 

— über 3000 kg für jede angefan-
genen 1000 kg des Höchst-
abfluggewichts 

für Strahlturbinen- 
Luftfahrzeuge mit einem für Luft- 

- Höchstabfluggewicht fahr- 
zeuge 

über 5 700 kg mit an- 
bei Flügen derer mit Zu- ohne Zu- 

bis lassung lassung An- 
5 700 kg nach nach triebs- 

DM ICAO- ICAO- art Annex 
16 

Annex 
16 DM 

DM DM 

im innerdeut- 
schen Verkehr 10,45 	10,45 	11,— 10,45 

im grenzüber- 
schreitenden 
Verkehr 14,30 	14,30 	15,— 14,30 

M 1 

34,20 DM 

46,80 DM 

M 2  

für Strahlturbinen- 
Luftfahrzeuge mit einem 
Höchstabfluggewicht 

für Luft- 
über 5 700 kg fahr- 

bei Flügen 

mit Zulassung 
nach ICAO- 
Annex 16 ohne 

zeuge 
mit an

-

derer 
bis 
5 700 
kg 

Zulas

-

sung 
nach 

An

-

triebs- 
mit einem 
Höchst- 

DM abfluggewicht ICAO- art 
Annex 

16 
DM über bis 

130 000 130 000 DM 
kg kg 
DM DM 

im inner- 
deutschen 
Verkehr 11,40 	11,40 	11,10 	12,55 11,40 

im grenz- 
überschrei- 
tenden Ver- 
kehr 15,60 	15,60 	15,15 	17,10 15,60 




